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 Dies wird in 
1 Als ehrenamtliche Richter2, 
sogenannte Laienrichter, übernehmen Schöffen diese Rolle stellvertretend für 
das Volk.3 Zum 01.01.2019 traten bundesweit 38.410 Schöffen ihre Amtszeit als 
ehrenamtliche Richter an den deutschen Strafgerichten an.4  
Seit bereits über 140 Jahren wirken Schöffen an den Amts- und Landgerichten in 
Strafverfahren mit. Sie tragen keine Roben und sollen statt juristischer Vorbildung 
und besonderer Fachkunde allein Lebenserfahrung, berufliche Kenntnisse, Men-
schenkenntnis und Gerechtigkeitsempfinden einbringen.5 Als Bindeglied zwi-
schen Staat und Gesellschaft sollen sie dafür sorgen, dass die Justiz lebensnah 
handelt und Gerichtsverfahren und -urteile für alle Menschen verständlich und 
nachvollziehbar sind. Durch die Mitwirkung von Laienrichtern soll insbesondere 
das Vertrauen der Bürger in die Justiz gestärkt werden.6  
Die Suche nach Schöffen für die neue Amtsperiode wurde von der Öffentlichkeit 
zum Anlass genommen, die Daseinsberechtigung und Bedeutung von Schöffen 
für Strafverfahren zu hinterfragen.7 Ihre Beteiligung ist trotz ihrer Anerkennung 
durch das Bundesverfassungsgericht8 nicht unumstritten. Seitens einiger Berufs-
richter gibt es durchaus Einwände und Vorbehalte gegen ihre Einbeziehung.9 Sie 
sprechen sich gegen die Beteiligung von Schöffen aus und plädieren für die Ab-
schaffung des Schöffenamtes. Ihre Beteiligung wird aufgrund fehlender Fach-
kenntnisse, den mit ihrer Beteiligung verbundenen Mehraufwand und Kosten 
sowie der stärkeren Emotionalisierung von Prozessen kritisch gesehen.10 In der 
Öffentlichkeit verschärft sich die Debatte angesichts Berichten von Prozessen, 
die aufgrund  Verhaltens von Schöffen ,,geplatzt  sind.11 
                                               
1 Havliza, Barbara: Sitzung des niedersächsischen Landtags vom 27.02.2019 
2 Im Hinblick auf eine bessere Lesbarkeit wird auf die Verwendung beider sprachlicher Ge-
schlechtsformen verzichtet. Wenn im Folgenden beispielsweise von dem Richter oder Schöffen die 
Rede ist, ist selbstverständlich auch immer die weibliche Form gemeint. 
3 Bundeszentrale für politische Bildung: Schöffen als Richter: Im Namen des Volkes, 12.04.2018 
4
 Schöffenstatistik 2019 des BMJV 
5 Havliza, Barbara: Sitzung des niedersächsischen Landtags vom 27.02.2019; NdsMJ: Schöffen 
gesucht!, 02.02.2018 
6 Bundeszentrale für politische Bildung: Schöffen als Richter: Im Namen des Volkes, 12.04.2018 
7 Deck, Martin: Abnicker oder Korrektiv, 24.11.2018; Fischer, Thomas: Schöffen, Richter, Sensatio-
nen!, 04.01.2019 
8 BVerfG, Beschluss vom 30.05.1978  2 BvR 685/77-, NJW 1978, 1795 (1795) 
9 Ostendorf, Rn. 113; BT-Drucks. 15/3191, S. 1; Fischer, Thomas: Schöffen, Richter, Sensationen!, 
04.01.2019 
10 Jaeger, Mona: Ganz normale Leute, 26.12.2015; Ostendorf, Rn. 113 
11 Jaeger, Mona: Ganz normale Leute, 26.12.2015; Baumann, Marc: Unfreiwillige Schöffen, 
30.04.2013; Schaaf, Julia: Alles von vorn im Prozess um Jonny K., 03.06.2013 
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Für andere ist die Beteiligung von Schöffen hingegen ein wichtiger und unver-
zichtbarer Bestandteil unserer Strafjustiz, da sie ihre vielfältige Lebenserfahrung 
in die Entscheidungen einbringen und so zu einer lebensnahen Wahrheits- und 
Rechtsfindung beitragen. Für sie stellt die Beteiligung der Schöffen einen bedeu-
tenden Teil der Bürgerbeteiligung im Sinne einer demokratisch fundierten Justiz 
sowie ein wichtiges Element zum Abbau von Misstrauen in der Bevölkerung ge-
genüber der Justiz dar. Gerade in Zeiten, in denen staatliche Institutionen und 
deren Entscheidungen zunehmend in Frage gestellt werden, tragen sie zudem 
ganz erheblich zur Akzeptanz unseres demokratischen Rechtsstaats bei.12 
Die Suche nach geeigneten Schöffen erweist sich mitunter als problematisch: Zu 
wenige Bürger, die sich für das Schöffenamt bewerben,13 und zu viele Bürger, die 
,,zwangsverpflichtet  und versuchen sich wieder entlassen zu lassen.14 
Die Gründe dafür scheinen vielfältig: mangelnde Aufklärung über das Schöffen-
amt, die mit dem Amt verbundene zusätzliche Belastung über eine Amtszeit von 
fünf Jahren oder Probleme mit dem Arbeitgeber aufgrund der Schöffentätigkeit.15 
In der vorliegenden Ausarbeitung soll anhand der Betrachtung der gesetzlichen 
Regelungen und einer Befragung von Berufsrichtern und Schöffen die Beteili-
gung von Schöffen in der Strafgerichtsbarkeit untersucht werden. Insbesondere 
soll auf die Zusammenarbeit beider eingegangen sowie die dabei bestehenden 
Probleme herausgearbeitet werden. Es soll auch der Frage nachgegangen wer-
den, inwieweit das Schöffenamt noch seine Daseinsberechtigung und die Beteili-
gung von Schöffen Nutzen für die Strafrechtspflege hat. 
Im ersten Schritt werden dazu der geschichtliche Hintergrund und die Gründe für 
die Einführung des Schöffenamtes beleuchtet. Im anschließenden Kapitel C er-
folgt ein Überblick über die Einsatzgebiete der Schöffen, um ihre verschiedenen 
Tätigkeitsfelder zu veranschaulichen.  
Das nachfolgende Kapitel D beschäftigt sich mit den Berufungsvoraussetzungen 
der Schöffen. Dabei werden die zwingenden Voraussetzungen von den Soll-
Voraussetzungen unterschieden sowie die Begriffe Schöffenunfähigkeit und        
-ungeeignetheit erläutert. Im Rahmen dessen wird ein Ausblick auf weitere in 
                                               
12 NdsMJ: Schöffen gesucht!, 02.02.2018; Havliza, Barbara: Sitzung des niedersächsischen Land-
tags vom 27.02.2019; NdsMJ: Das Schöffenamt in Niedersachsen  Ein Leitfaden für die Praxis, 
Oktober 2018, S. 6; Schwi  
13 Boisserée, Clemens: Warum Schöffen immer öfter Ärger mit ihren Chefs bekommen, 
02.05.2018; Krell, Sonja: Schöffen: Richter ohne Roben, 18.04.2018; Leithold, Iris: Mehr Schöffen 
sollen ins Gericht, 31.03.2019 
14 Maxwill, Peter: Gut, dass es diesen Quatsch gibt, 27.05.2015; RP online: Schöffe weigert sich 
ein Urteil zu sprechen, 01.04.2019 
15 Sprockhoff, Anna: Mein 195-Tage-Einsatz als Schöffin, 15.01.2018; Boisserée, Clemens: Warum 
Schöffen immer öfter Ärger mit ihren Chefs bekommen, 02.05.2018 
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Betracht kommende Befähigungskritierien gegeben, welche aber bislang nicht 
gesetzlich verankert sind, bei der Auswahl aber eine Rolle spielen könnten. Als-
dann wird im Kapitel E das Wahlverfahren der Schöffen dargestellt.  
Das anschließende Kapitel F befasst sich mit den Rechten und Pflichten der 
Schöffen und bildet mit Kapitel D den Schwerpunkt dieser Masterarbeit. Dazu 
werden die Rechte der Schöffen in den einzelnen Verfahrensabschnitten darge-
stellt. Insbesondere wird dabei auf ihre Rechte während der Hauptverhandlung 
eingegangen. Sodann werden im Anschluss ihre Pflichten näher erörtert. 
Im darauf folgenden Kapitel G wird ein kurzer Überblick über die ehrenamtlichen 
Richter außerhalb der Strafgerichtsbarkeit gegeben. Dabei sollen die Unterschie-
de der dortigen ehrenamtlichen Richter zu den Schöffen aufgezeigt werden.  
Im Kapitel H erfolgt der Praxisteil. Berufsrichter aus dem Oberlandesgerichtbezirk 
Celle und Schöffen aus Niedersachsen/Bremen wurden mittels Umfragen zum 
Schöffenamt und ihrer Zusammenarbeit befragt. Mithilfe der Ergebnisse soll die 
Umsetzung der gesetzlichen Regelungen zum Schöffenamt und die Zusammen-
arbeit von Berufsrichtern und Schöffen in der Gerichtspraxis untersucht werden. 
Eine Schlussbetrachtung schließt die Arbeit folglich ab. 
B. Historischer Hintergrund  
Die Beteiligung von Schöffen an strafrechtlichen Entscheidungen in der heutigen 
Form geht zurück auf die Reichsjustizgesetze, die RStPO und das GVG, im Jahr 
1877 (in Kraft getreten am 01.10.1879). Die Rechtsprechung durch Laienrichter 
folgt aber bereits einer langen Tradition, die bereits im Mittelalter begann. Das 
Laienelement war jedoch zwischenzeitlich in der Rechtsprechung mit Rezeption 
des römischen Reichs durch gelehrtes Richterum in die Bedeutungslosigkeit her-
abgesunken. Erst im 19. Jahrhundert wurde von der Bevölkerung  dem franzö-
sischen Vorbild folgend  wieder eine Beteiligung der Laienrichter in der Strafge-
richtsbarkeit gefordert. Der Forderung lag ein tiefes Misstrauen der Bevölkerung 
in die Rechtsprechung der von der Regierung abhängigen Berufsrichter zugrun-
de. Hervorgerufen wurde dies durch die vorangegangenen jahrhundertelangen 
geheimen Inquisitionsverfahren, welche von der Bevölkerung als Instrument des 
absoluten Herrschaftsstaates und damit als Bedrohung ihrer bürgerlichen Freihei-
ten empfunden wurden.16 Im ersten Drittel des 19. Jahrhundert war die Politik 
insgesamt geprägt von repräsentativ-demokratischen Überlegungen, welche die 
patriarchalische Stellung der Obrigkeit angriffen, ihre dienende Stellung unterstri-
e-
                                               
16 Schmidt-Räntsch, Vor § 44 DRiG Rn. 1; Eisenhardt, Rn. 733; Kühne, § 5 V, Rn. 117 
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tonten.17 Durch die Beteiligung von Schöffen erhoffte sich die Bevölkerung eine 
wesentliche Kontrolle der Rechtsprechung durch seinesgleichen.18  
Die Forderung der Bevölkerung nach mehr Kontrolle und Sicherheit der Recht-
sprechung sollte durch die Einführung des neuen, auf Mündlichkeit und Öffent-
lichkeit beruhenden Verfahrens und der infolge dessen nun allein aufgrund freier 
Überzeugung entscheidenden Richter garantiert werden.19 Dahinter stand die 
Idee, dass alle Gerichte durchweg sowohl mit rechtsgelehrten Richtern als auch 
mit Laien besetzt werden sollten.20 Der Anspruch der Bevölkerung nach mehr 
Transparenz und Kontrolle sollte konkret in Form eines passiven kontrollierenden 
Miterlebens der Hauptverhandlung und darüber hinaus schließlich zu einer Betei-
ligung von Laien an der Urteilsfindung umgesetzt werden.21 Das Institut des 
Schöffen wurde bei späteren Änderungen des GVG niemals in Zweifel gezogen 
und ist seitdem fester Bestandteil der Strafrechtspflege.22  
C. Beteiligung der Schöffen in der Strafgerichtsbarkeit 
Schöffen werden ausschließlich bei den Amts- und Landgerichten, und damit in 
erster und zweiter Instanz tätig.23 Bei den Oberlandesgerichten (§§ 115, 120 
GVG) und beim Bundesgerichtshof (§ 139 GVG) ist ihre Beteiligung nicht vorge-
sehen. Bei diesen handelt es sich fast ausschließlich um reine Revisionsinstan-
zen. Dort kommt es nicht auf eine Tatsachenfeststellung, sondern allein auf die 
Klärung von Rechtsfragen an, für die es einer juristischen Ausbildung bedarf.24 
Soweit das Oberlandesgericht aber in erster Instanz als Tatsachengericht nach § 
120 Abs. 1, 2 GVG für Staatschutzsachen und für Straftaten nach dem Völker-
strafgesetzbuch zuständig ist, ist ihre Beteiligung trotz dessen nicht vorgesehen 
(§ 122 GVG).25 
Bei den Schöffen wird zwischen drei Arten, den Haupt-, den Hilfs- und den Er-
gänzungsschöffen unterschieden.26 Hauptschöffen werden unmittelbar zu den 
Sitzungstagen herangezogen.27 Hilfsschöffen ersetzen die Hauptschöffen, wenn 
diese ausfallen, von der Hauptschöffenliste gestrichen oder von ihrem Amt ent-
bunden werden. Ergänzungsschöffen (§ 192 Abs. 3, 2 GVG) werden bei Ver-
                                               
17 SK-StPO/Degener, § 28 GVG Rn. 4 
18 Schmidt-Räntsch, Vor § 44 DRiG Rn. 1; Eisenhardt, Rn. 733; Kühne, § 5 V, Rn. 117 
19 Lilie-Hutz, S. 7; Amtliche Denkschrift über Schöffengerichte, GA 21 (1873), S. 41 f.  
20 Amtliche Denkschrift über Schöffengerichte, GA 21 (1873), S. 42  
21 SK-StPO/Degener, § 28 GVG Rn. 4 
22 Kissel/Mayer, § 28 GVG Rn. 3 
23 Lilie-Hutz, S. 68; Spona S.115 
24 Krey/Heinrich, § 4, Rn. 114; Spona, S. 115; Löhr, S. 190; Lilie-Hutz, S. 70 
25 Lilie-Hutz, S. 70; SK-StPO/Frister, § 120 GVG Rn. 9; Volk in: FS-Dünnebier, S. 373, 382 
26 Haller/Conzen, Rn. 344 
27 NdsMJ: Das Schöffenamt in Niedersachsen  Ein Leitfaden für die Praxis, Oktober 2018, S. 15 
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handlungen von längerer Dauer eingesetzt, § 48 Abs. 1 GVG, und sind auch der 
Hilfsschöffenliste zu entnehmen. Der Ergänzungsschöffe muss wie die Haupt-
schöffen der gesamten Verhandlung beiwohnen, ohne direkt daran beteiligt zu 
sein. Durch die Beteiligung soll bei längeren Prozessen verhindert werden, dass 
Prozesse aufgrund der Verhinderung eines Hauptschöffen ,,platzen i-
ner der Hauptschöffen dann während des Prozesses ausfällt, wird dieser durch 
den Ergänzungsschöffen ersetzt.28  
I. Bei den Amtsgerichten 
Das Amtsgericht ist nach § 24 Abs. 1 GVG für Verbrechen und Vergehen zu-
ständig, sofern nicht eine Zuständigkeit des Landgerichts nach §§ 74 Abs. 2, 74a 
GVG oder des Oberlandesgerichts nach § 120 GVG gegeben ist oder eine ande-
re in § 24 Abs. 1 Nr. 2, 3 GVG genannte Ausnahme greift.29 Dem Amtsgericht 
obliegt eine Strafgewalt von bis zu vier Jahren.30 Spruchkörper sind der Strafrich-
ter (= Einzelrichter ohne Schöffen, § 25 GVG) und das Schöffengericht (§ 28 
GVG). Der Strafrichter als Einzelrichter entscheidet allein, sofern es sich um ein 
Vergehen (§ 12 Abs. 2 StGB) handelt und keine höhere Strafe als zwei Jahre zu 
erwarten ist (§ 25 Nr. 2 GVG) sowie bei Privatklagedelikten (§ 25 Nr. 1 GVG).31 
Das Schöffengericht entscheidet bei Vergehen mit einer Straferwartung von zwei 
bis vier Jahren Freiheitsstrafe sowie bei Verbrechen mit einer Straferwartung von 
bis zu vier Jahren Freiheitsstrafe (§§ 25, 28 GVG).32 
1. Schöffengericht 
Das Schöffengericht besteht gem. § 29 Abs. 1 S. 1 GVG grundsätzlich aus einem 
Berufsrichter als Vorsitzenden und zwei Schöffen. Bei umfangreichen Sachen 
kann nach Maßgabe des § 29 Abs. 2 GVG ein zweiter Berufsrichter hinzugezo-
gen werden (sog. erweitertes Schöffengericht).33 Voraussetzung ist ein entspre-
chender Antrag der Staatsanwaltschaft, gestützt auf den Umfang der Sache, oder 
die Eröffnung des Hauptverfahrens durch ein Gericht höherer Ordnung. Es han-
delt sich dann um das gleiche Gericht nur in einer erweiterten Besetzung.34 
Nach § 407 Abs. 1 S. 1 StPO kann das Schöffengericht in Strafbefehlsverfahren 
zuständig sein. Es handelt sich in der Regel um ein rein schriftliches Verfahren 
ohne Hauptverhandlung.35 Schöffen sind gem. § 30 Abs. 2 GVG nicht an Ent-
                                               
28 Haller/Conzen, Rn. 345 ff. 
29 Löwe/Rosenberg-Siolek, § 24 GVG Rn. 11; Kissel/Mayer, § 24 GVG Rn. 5 
30 Kissel/Mayer, § 24 GVG Rn. 7, 24 
31 Krey/Heinrich, § 4, Rn. 119, 138 ff.; Löwe/Rosenberg-Siolek, § 25 GVG Rn. 1 
32 Beulke, Rn. 40 
33 Haller/Conzen, Rn. 119 
34 Kissel/Mayer, § 29 GVG Rn. 7, 12, 18 
35 SK-StPO/Weßlau ,Vor §§ 407 ff. StPO Rn. 2, § 407 StPO Rn. 2, 6 
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scheidungen außerhalb der Hauptverhandlung zu beteiligen, sodass die Tätigkeit 
des Schöffengerichts in Strafbefehlsverfahren praktisch keine Relevanz hat.36 
Zudem kann nach § 407 Abs. 2 S. 2 StPO höchstens eine Freiheitsstrafe von 
einem Jahr zur Bewährung verhängt werden. Aufgrund keiner höheren Strafer-
wartung als von zwei Jahren ist daher immer der Strafrichter zuständig ist.37 Soll-
te dennoch ein Antrag gestellt sein, kann der Vorsitzende die Sache nach § 408 
Abs. 1 S. 1 StPO durch Beschluss an den Strafrichter abgeben.38  
In Fällen des § 408a StPO könnte sich aber konkret die Frage einer Mitwirkung 
der Schöffen stellen. Auf Antrag der Staatsanwaltschaft wird in der Hauptver-
handlung über den Erlass eines Strafbefehls gegen einen ordnungsgemäß gela-
denen, aber nicht erschienenen Angeklagten entschieden.39 Es wird dabei aber 
davon ausgegangen, dass es sich dogmatisch nicht um einen Bestandteil der 
Hauptverhandlung im eigentlichen Sinne, sondern um eine außerhalb der Haupt-
verhandlung erforderliche Entscheidung handelt.40 Der Strafbefehl wird zwar 
nach dem Eröffnungsbeschluss beantragt (§ 408a StPO) und ergeht erst nach 
Eintritt in die Hauptverhandlung, aber er erfolgt nicht in Form des Urteils. Die 
Schöffen wirken daher gem. § 30 Abs. 2 GVG nicht mit.41 Zudem dürfte es sich 
dabei um ein rein theoretisches Problem handeln. Schöffengerichte sind zustän-
dig, wenn von einer Straferwartung von über zwei Jahren ausgegangen wird.42 
Sofern der Angeklagte einen Verteidiger hat, kann maximal eine Freiheitsstrafe 
von bis zu einem Jahr zur Bewährung verhängt werden (§ 407 Abs. 2 S. 2 
StPO).43 Damit in einer Verhandlung von der eigentlichen Straferwartung von 
über zwei Jahren abgewichen und ein Strafbefehl mit einer Freiheitsstrafe von 
einem Jahr verhängt wird, müsste sich die Sach- und Rechtslage gegenüber dem 
Eröffnungsbeschluss so geändert haben, dass die zu erwartende Rechtsfolge 
deutlich unterhalb der ursprünglichen Straferwartung liegt. Dies dürfte in der Pra-
xis ohne Verhandlung und Anhörung des Angeklagten wohl eher einen sehr the-
oretischen Fall darstellen. 
2. Jugendschöffengericht 
Jugendgerichte entscheiden nach §§ 33 Abs. 1, 107 JGG über Verfehlungen 
Jugendlicher und Heranwachsender sowie nach § 26 Abs. 1 S. 1 GVG in Ju-
                                               
36 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 12; SK-StPO/Weßlau, § 407 StPO Rn. 2 
37 Kissel/Mayer, § 26 GVG Rn. 8 
38 Graf/StPO-Temming, § 408 StPO Rn. 1 
39 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 1; Haller/Conzen, Rn. 829 
40 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 1; Rieß, JR 1988, 133 (135); OLG Hamburg, Be-
schluss vom 22.08.1988  1 Ss 72/88 -, JR 1989, 169 (172) 
41 SSW-StPO/Momsen, § 408a StPO Rn. 8; MüKoStPO/Eckstein, § 408a StPO Rn. 24 
42 Beulke, Rn. 40 
43 SSW-StPO/Momsen, § 407 StPO Rn. 14 f. 
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gendschutzsachen. Jugendgerichte sind beim Amtsgericht nach § 33 Abs. 2 JGG 
neben dem Strafrichter als Jugendrichter das Schöffengericht (Jugendschöffen-
gericht).44 Die Jugendgerichte entscheiden nach der Zuständigkeitsverteilung 
(§§ 39  41 JGG) einen großen Bereich der mittleren bis schweren Jugendkrimi-
nalität. Eine Beschränkung der Rechtsfolgenkompetenz bei Anwendung von Ju-
gendstrafrecht ist im Gegensatz zum Schöffengericht nicht vorgesehen.45 Das 
Jugendschöffengericht besteht aus einem Berufsrichter sowie zwei Jugendschöf-
fen (§ 33a Abs. 1 S. 1 JGG).46  
II. Bei den Landgerichten 
Bei den Landgerichten wirken die Schöffen in mehreren Konstellationen mit dem 
Berufsrichter bzw. den Berufsrichtern mit. Die Zusammensetzung ist jeweils von 
der Instanz abhängig, in dem sich das Verfahren befindet.47  
1. Strafkammern 
Das Landgericht ist neben seiner erstinstanzlichen Tätigkeit in zweiter Instanz als 
Berufungsinstanz zuständig. Es wird 
Strafkammer unterschieden. Die große Strafkammer ist gem. § 74 Abs. 1 S. 2 
GVG für alle erstinstanzlichen Entscheidungen zuständig, soweit nicht die Zu-
ständigkeit des Amtsgerichts (§§ 24, 25 GVG) oder des Oberlandesgerichts 
(§ 120 GVG) gegeben ist.48 Sie ist zuständig in Fällen einer Straferwartung von 
mehr als vier Jahren Freiheitstrafe und von besonderer Bedeutung, wenn die 
Anordnung einer Maßregel (§§ 63, 66-66b StGB) in Betracht kommt. Die große 
Strafkammer ist mit drei Berufsrichtern einschließlich des Vorsitzenden und zwei 
Schöffen besetzt (§ 76 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 GVG).49 Sofern die Sache nach dem 
Umfang oder der Schwierigkeit der Sache die Mitwirkung eines dritten Berufsrich-
ters nicht notwendig erscheinen lässt, entscheidet sie nach § 76 Abs. 2 S. 4 GVG 
mit nur zwei Berufsrichtern einschließlich des Vorsitzenden und zwei Schöffen.50 
Die kleine Strafkammer entscheidet gem. § 74 Abs. 3 GVG über Berufungen ge-
gen Urteile des Strafrichters und Schöffengerichts. Dabei ist die Kammer gem. 
§ 76 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GVG mit einem Berufsrichter (Vorsitzenden Richter) und 
zwei Schöffen besetzt. Sofern erstinstanzlich das erweiterte Schöffengericht ent-
                                               
44 Ostendorf/Drenkhahn, Rn. 70; Streng, § 6 Rn. 89, 94 
45 HK-JGG-Schatz, § 33a JGG Rn. 1 
46 MüKoStPO/Höffler , §§ 33  33b JGG Rn. 8 
47 Lilie-Hutz, S. 69; Kissel/Mayer, § 76 GVG Rn. 3 
48 Kühne, § 5 VII Rn. 122; Meyer-Goßner/Schmitt, § 74 GVG Rn. 1 
49 SK-StPO/Degener, § 74 GVG Rn. 2, § 76 GVG Rn. 4 
50 Lilie-Hutz, S. 69 
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schieden hat, ist die kleine Strafkammer in der Berufung - wie das erweitere 
Schöffengericht - mit einem weiteren Berufsrichter besetzt (§ 76 Abs. 6 GVG).51 
2. Spezialstrafkammern 
Neben der allgemeinen großen Strafkammer bestehen beim Landgericht als wei-
tere erstinstanzliche Spruchkörper noch besondere Strafkammern (Spezialstraf-
kammern), die nur für bestimmte Deliktgruppen zuständig sind. Diese unter-
scheiden sich aber weder in der Besetzung noch in der Strafkompetenz von der 
großen Strafkammer. Zu diesen gehören das Schwurgericht (§ 74 Abs. 2 GVG), 
die Staatschutzkammer (§ 74a GVG), die Wirtschaftsstrafkammer (§ 74c GVG) 
und die Jugendkammer (§§ 33 Abs. 2, 41 Abs. 1 JGG, § 74b GVG).52 § 74e GVG 
regelt dazu die Zuständigkeiten der Strafkammern untereinander.53  
Die große Strafkammer am Landgericht ist als Schwurgericht für die in § 74 Abs. 
2 GVG abschließend aufgezählten Delikte zuständig.54 Es ist stets mit drei Be-
rufsrichtern und zwei Schöffen besetzt. Die Besetzungsreduktion nach § 76 Abs. 
2 S. 4 GVG hat der Gesetzgeber in diesen Fällen nach § 76 Abs. 2 S. 3 Nr. 1 
GVG ausgeschlossen.55 Trotz der gesonderten Zuständigkeit für Kapitaldelikte ist 
es nicht mit besonderen Schöffen ausgestattet.56 
Für Staatschutzdelikte sind gem. § 74a Abs. 1 GVG die Strafkammern beim 
Landgericht als sog. Staatschutzkammern zuständig.57 Ihre Zuständigkeit ist 
ausgeschlossen, sobald das Oberlandesgericht als Gericht höherer Ordnung 
zuständig ist.58 Für die Besetzung gelten die allgemeinen Regeln der großen 
Strafkammer (§ 76 GVG).59 Die Schöffen müssen keine besonderen Kenntnisse 
mitbringen und werden aus der allgemeinen Schöffenliste ausgelost.60 
Für Wirtschaftsstrafsachen ist nach § 74c GVG die Wirtschaftsstrafkammer als 
besondere Strafkammer zuständig.61 Sie ist sowohl erste als auch Berufungs-
instanz. Die Wirtschaftsstrafkammer ist nicht automatisch zuständig, sobald eine 
der in § 74c Abs. 1 S. 1 GVG genannte Straftat vorliegt, sondern nur dann, wenn 
                                               
51 MüKoStPO/Schuster, § 74 GVG Rn. 8, 20 f. 
52 Krey/Heinrich, § 4, Rn. 123; Beulke, Rn. 43; SK-StPO/Degener, § 74 GVG Rn. 10; BeckOK 
GVG/Huber, § 74 GVG Rn. 1 
53 Kissel/Mayer, § 74e GVG Rn. 1; MüKoStPO/Schuster, § 74 GVG Rn. 8, 20 f.  
54 Kühne, § 5 VII Rn. 126; SK-StPO/Degener, § 74 GVG Rn. 11 
55 SK-StPO/Degener, § 74 GVG Rn. 10, § 76 GVG Rn. 5, 8 
56 Meyer-Goßner/Schmitt, § 74 GVG Rn. 4; Beulke, Rn. 43 
57 Beulke, Rn. 43; MüKoStPO/Schuster, § 74a GVG Rn. 3 
58 Kissel/Mayer, § 74a GVG Rn. 5 
59
 Löwe/Rosenberg-Siolek, § 74a GVG Rn. 17 
60 SK-StPO/Frister, § 74a GVG Rn. 21; Kissel/Mayer, § 74a GVG Rn. 12 
61 SK-StPO/Degener, § 74 GVG Rn. 10; Beulke, Rn. 43 
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das Landgericht auch allgemein zuständig ist62. Sie ist nach § 76 Abs. 3 GVG 
stets mit drei Berufsrichtern und zwei Schöffen besetzt.63 Wie bei der allgemei-
nen großen Strafkammer ist eine Besetzungsreduzierung nach § 76 Abs. 2 S. 4 
GVG auf zwei Berufsrichter neben den Schöffen möglich.64 Trotz der wirtschafts-
rechtlichen Besonderheiten sind keine besonderen Kenntnisse der Schöffen er-
forderlich. Ihre Heranziehung erfolgt aus der allgemeinen Schöffenliste des 
Landgerichts. Schöffen mit besonderen und an sich erwünschten Kenntnissen im 
Wirtschaftsleben werden also nicht gezielt herangezogen.65 
Jugendgericht beim Landgericht ist die Jugendkammer (§ 33 Abs. 2 JGG).66 Die 
Jugendkammer wird sowohl als erstinstanzliches Gericht als auch als Rechtsmit-
telinstanz tätig (§ 41 JGG). Erstinstanzlich entscheidet die große Jugendkammer 
in den in § 41 Abs. 1 JGG, § 74b GVG genannten Fällen. Sie ist gem. § 33b Abs. 
1 Hs. 1 JGG mit drei Berufsrichtern einschließlich des Vorsitzenden und zwei 
Jugendschöffen besetzt.67 Allerdings beschließt das Gericht in der Regel, dass 
sie mit nur zwei Berufsrichtern einschließlich des Vorsitzenden und zwei Jugend-
schöffen zu besetzen ist, sofern nicht die Voraussetzungen des § 33b Abs. 2 S. 3 
JGG vorliegen.68 Daneben ist die Jugendkammer als Rechtsmittelinstanz für Be-
rufungen gegen Urteile (§ 41 Abs. 2 S. 1 JGG) sowie für Entscheidungen über 
Beschwerden gegen Entscheidungen des Jugendgerichts sowie des Jugend-
schöffengerichts zuständig (§§ 41 Abs. 2 S. 2 JGG, 73 Abs. 1 GVG). Während 
bei Berufungen gegen Urteile des Jugendrichters die Zuständigkeit bei der klei-
nen Jugendkammer mit einem Vorsitzenden und zwei Jugendschöffen liegt (§ 
33b Abs. 1 Hs. 2 JGG), liegt die Zuständigkeit bei Berufungen gegen Urteile des 
Jugendschöffengerichts bei der großen Jugendkammer mit drei Berufsrichtern 
und zwei Jugendschöffen (§ 33b Abs. 1 HS. 1 JGG).69 Im Gegensatz zu den an-
deren Spezialkammern müssen die Jugendschöffen bei den Jugendgerichten70 
besondere Qualifikationen nachweisen. Gem. § 35 Abs. 2 S. 2 JGG wird von 
ihnen erzieherische Befähigung und Erfahrung verlangt.71 
                                               
62 MüKoStPO/Schuster, § 74c GVG Rn. 3;8; Löwe/Rosenberg-Siolek, § 74c GVG Rn. 2 
63 SK-StPO/Degener, § 74 GVG Rn. 10 
64 Krey/Heinrich, § 4, Rn. 124; MüKoStPO/Schuster, § 76 GVG Rn. 8 
65 Kissel/Mayer, § 74c GVG Rn. 12; SK-StPO/Degener, § 74c GVG Rn. 12 
66 Ostendorf/Drenkhahn, Rn. 70; Streng, § 6, Rn. 89 
67 HK-JGG-Schatz, § 41 JGG Rn. 1; Streng, § 6, Rn. 89, 92 
68 HK-JGG-Schatz, § 33b JGG Rn. 10; Streng, § 6, Rn. 89; Schaffstein/Beulke/Swoboda, § 28, Rn. 
579 
69 Schaffstein/Beulke/Swoboda, § 28 Rn. 578, § 29, 610, 612; HK-JGG-Schatz, § 33b JGG Rn. 2; 
Eisenberg, § 41 JGG Rn. 12 
70 gilt auch für das Jugendschöffengericht; siehe dazu im Weiteren D. I. 2. a) gg) 
71 MüKoStPO/Höffler, § 35 JGG Rn. 4; KK-Barthe, § 31 GVG Rn. 2 
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D. Eignung und Befähigung zum Schöffenamt 
Grundsätzlich kann jedermann zum Schöffen berufen werden. Unter verschiede-
nen Voraussetzungen dürfen, können oder sollten Personen das Amt des Schöf-
fen allerdings nicht ausüben.72 In § 31 S. 2 GVG und § 32 GVG sind diejenigen 
Personen benannt, die zum Schöffenamt unfähig sind (Schöffenunfähigkeit), und 
in §§ 33  34 GVG, 44a DRiG diejenigen, die nicht als Schöffen berufen werden 
sollen (Schöffenungeeignetheit).73  
I. Berufungsvoraussetzungen 
Gem. § 36 Abs. 2 S. 1 GVG sollen in der Schöffenschaft alle Gruppen der Bevöl-
kerung vertreten sein. Daher hat der Gesetzgeber keine weiteren Anforderungen 
an die Person des Schöffen gestellt, sofern sich nicht etwas anderes aus §§ 31 
S. 2, 32  34 GVG, 44a DRiG oder verfassungsunmittelbar ergibt.74 
1. Zwingende Voraussetzungen (§§ 31 S. 1, 32 GVG)  
§§ 31 S. 2 GVG und 32 GVG benennt diejenigen Personen, die zum Schöffen-
amt unfähig sind. Solche Personen sollen gar nicht erst zum Schöffen berufen 
werden.75 
a) Deutsche Staatsangehörigkeit 
76 
Dies ist die einzige gesetzliche Mindestvoraussetzung für die Ausübung des 
Schöffenamtes.77 Ausländer und Staatenlose können keine Schöffen sein.78 
Deutsche mit doppelter Staatsangehörigkeit sind hingegen schöffenfähig.79  
Vor dem Hintergrund der wachsenden Anzahl in Deutschland lebender Unions-
bürger und Ausländer und der fortschreitenden Europäisierung und Gleichstel-
lung der Unionsbürger auch im Bereich der Justiz wurde eine Öffnung des Schöf-
fenamtes zumindest für Unionsbürger gefordert und diskutiert.80 Dafür spricht das 
nach § 36 Abs. 2 S. 1 GVG bestehende Gebot der Berücksichtigung aller Bevöl-
kerungsgruppen. Bei einer Vielzahl von Unionsbürgern in der Bevölkerung wären 
diese demnach bei der Schöffenauswahl zu berücksichtigen. Zudem können be-
reits Rechtsanwälte aus allen EU-Staaten unabhängig von ihrer Staatsangehö-
                                               
72 Haller/Conzen, Rn. 349; Lilie-Hutz, S. 65  
73 Löhr, S. 219; MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 1 
74
 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7; Kissel/Mayer, § 36 GVG Rn. 9, § 31 GVG Rn. 2 
75 MüKoStPO/Schuster, § 32 GVG Rn. 1 
76 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 6 
77 Kissel/Mayer, § 31 GVG Rn. 2; MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 6 
78 SK-StPO/Degener, § 31 GVG Rn. 4 
79 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 7; RG, Urteil vom 15. Juni 1894  Az.: 110/94 , 
RGSt 25, 415 
80 Löhr, S. 220; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 8 
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rigkeit in Deutschland praktizieren. Auch sind Unionsbürger bereits in den Kom-
munen beteiligt. Durch die Umsetzung der Richtlinie 94/80/EG des Rates vom 
19.12.1994 zu Art. 8b Abs. 1 EGV a. F. wurde das aktive und passive Kommu-
nalwahlrecht für sie eingeführt. Infolge dessen können sie als Mitglied einer 
Kommunalvertretungskörperschaft bei der Erstellung der Vorschlagslisten bereits 
mitwirken und so Einfluss auf die Zusammensetzung der Gerichte nehmen.81 
Trotz dessen verstößt § 31 S. 2 GVG nicht gegen EU-Recht. Die Schaffung von 
Sonderrechten der Unionsbürger in einzelnen Lebens- und Rechtsbereichen be-
gründet nicht automatisch weitergehende Rechte oder eine Erweiterung der 
Rechte in weiteren Bereichen. Dem oben genannten EG-Vertrag ist nicht zu ent-
nehmen, dass sie künftig an der Rechtsprechung der nationalen Mitgliedsstaaten 
mitwirken sollen. Vor allem steht aber das Grundgesetz einer entsprechenden 
Änderung entgegen. Unabhängig davon, dass es keinerlei vergleichbare Wahl-
rechtsregelungen auf Bundes- oder Länderebene gibt, die für eine Einbindung 
sprechen könnte, geht die Ausübung der Staatsgewalt nach Art. 20 Abs. 2 GG 
vom deutschen Volk aus. Die Organe der Rechtsprechung müssen also zugleich 
dem Volk angehören, in dessen Namen sie Recht sprechen. In diesem Zusam-
menhang ist 
Staatsangehörigen i. S. d. Art. 116 Abs. 1 GG, und nicht auf die Bevölkerung, die 
sich auf dem Gebiet der Bundesrepublik aufhält, zu verstehen.82 Eine Öffnung 
des Schöffenamtes ist daher nicht möglich.83 Sollte dennoch ein Schöffe an einer 
Entscheidung mitwirken, welcher nicht Deutscher i. S. d. Art. 116 GG ist, ist die 
getroffene Entscheidung zwar nicht nichtig, aber mit der Besetzungsrüge wegen 
Verstoßes gegen Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG, § 16 S. 2 GVG nach § 338 Nr. 1 StPO 
anfechtbar.84  
b) Keine Vorstrafen 
Bestimmte Personen sind nach § 32 GVG von vornherein vom Schöffenamt aus-
geschlossen.85 Schöffenunfähig ist nach § 32 Nr. 1 GVG, wem durch rechtskräf-
tiges Urteil die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter entzogen wurde (§§ 
45  45b StGB) (Alt. 1), oder wer wegen einer Vorsatztat zu mehr als sechs Mo-
naten Freiheitsstrafe verurteilt wurde (Alt. 2). Zudem verliert nach § 32 Nr. 2 GVG 
die Schöffenfähigkeit, gegen wen ein Ermittlungsverfahren wegen einer Tat 
                                               
81 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 8; Löhr, S. 220; Röper, DRiZ 1998, 195 (199 f.), 
(202) 
82 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 9; Löhr, S. 222; Wassermann, NJW 1996, 1253 
(1254); Jutzi, DRiZ 1997, 377 (377 f.) 
83 Löhr, S. 223; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 10 
84 MüKoStPO/Schuster, § 32 GVG Rn. 8; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 6; Lö-
we/Rosenberg-Franke, § 338 StPO Rn. 33 
85 Haller/Conzen, Rn. 349 
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schwebt, die den Verlust der Amtsfähigkeit zur Folge haben kann.86 Dadurch soll 
das Vertrauen der Rechtsgemeinschaft dahingehend geschützt werden, dass 
Personen, die selbst in erheblichem Maße straffällig geworden sind oder bei de-
nen zumindest dieser Verdacht besteht, über andere nicht als Gericht urteilen.87 
Sofern die Voraussetzungen des § 32 GVG vorliegen, führt dies zwingend zur 
Unfähigkeit der Person für das Schöffenamt.88 Maßgebender Zeitpunkt für die 
Beurteilung ist der Zeitpunkt der tatsächlichen Amtsausübung. Die Vorschrift ist 
von Amts wegen dennoch schon bei der Erstellung der Schöffenlisten (§ 36 
GVG) und der Schöffenauswahl (§ 42 GVG) zu beachten. Tritt die Schöffenunfä-
higkeit im Nachhinein ein oder wird erst später bekannt, so ist nach § 52 Abs. 1 
Nr. 1 GVG zu verfahren und die Person ist von der Schöffenliste zu streichen.89 
Der Schöffe kann in der Hauptverhandlung mitwirken, sofern der Unfähigkeits-
grund bis zur Hauptverhandlung entfällt. Da für den Vorsitzenden mögliche be-
stehende Unfähigkeitsgründe in der Person des Schöffen oft nicht ersichtlich 
sind, sind die Schöffen nach Nr. 126 Abs. 1 RiStBV durch den Vorsitzenden oder 
ein entsprechendes Hinweisblatt90 über die Unfähigkeitsgründe zu belehren. Ent-
steht der Unfähigkeitsgrund erst im Laufe der Hauptverhandlung, ist das Verfah-
ren auszusetzen, sofern kein Ergänzungsschöffe eintreten kann.91 Wirkt eine 
solche Person dennoch an einen Urteil mit, so ist das erkennende Gericht nicht 
vorschriftsmäßig besetzt. Die Entscheidung bleibt ungeachtet dessen grundsätz-
lich wirksam, ist aber mit der Revision nach § 338 Nr. 1 StPO anfechtbar.92 
Den Verfahrensbeteiligten steht kein Auskunftsrecht gegen die Schöffen in Be-
zug auf mögliche Unfähigkeitsgründe zu. Sie sind dadurch ausreichend ge-
schützt, dass das Gericht die Schöffen darüber belehrt, etwaige Sachverhalte 
offenzulegen.93  
2. Soll-Voraussetzungen (§§ 33, 34 GVG, § 44a DRiG) 
In den §§ 33, 34 GVG ist geregelt, in welchen Fällen eine Person aus persönli-
chen oder beruflichen Gründen nicht zum Schöffen bestellt werden soll. Es han-
delt sich um Sollvorschriften und damit nicht um absolute Ausschlussgründe. Es 
soll verhindert werden, dass Personen berufen werden, die keine Gewähr für 
eine dem Schöffenamt angemessene Ausübung des Amtes bieten können. Ein 
                                               
86 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 2 ff., 6 
87 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 1 
88 SK-StPO/Degener, § 32 GVG Rn. 2 
89 Meyer-Goßner/Schmitt, § 32 GVG Rn. 1; § 52 GVG Rn. 1; Kissel/Mayer, § 32 GVG Rn. 2 
90 siehe Anhang 1 
91 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 32 GVG Rn. 2; RiStBV/Mistra-Temming, Nr. 126 RiStBV Rn. 1 
92 SK-StPO/Degener, § 32 GVG Rn. 3 




Verstoß ist im Grundsatz nicht revisibel.94 Eine Revision kann ein Verstoß nicht 
begründen, da die Verletzung der §§ 33, 34 GVG grundsätzlich keinen Einfluss 
auf die ordnungsgemäße Besetzung des Gerichts hat. Ausnahmen sind gege-
ben, wenn die persönliche Einschränkung, etwa gesundheitlicher oder sprachli-
cher Natur, Einfluss auf die Verhandlungsfähigkeit hat und eine Verhandlungsun-
fähigkeit begründet. Dann ist das Gericht nicht ordnungsgemäß besetzt und eine 
Revisionsrüge zulässig (§ 338 Nr. 1 StPO).95 Eine Person, die trotz einer Verlet-
zung der §§ 33, 34 GVG in die Vorschlagsliste aufgenommen wird, kann Ein-
spruch nach § 37 GVG einlegen, oder, sofern sie schon als Schöffe berufen wur-
de, eine Streichung von der Schöffenliste nach § 52 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 GVG 
anregen.96 Wird eine Person trotz Vorliegen eines Grundes aus §§ 33, 34 GVG 
berufen, ist von einer wirksamen Schöffenbestellung auszugehen. Der Schöffe ist 
nicht berechtigt aufgrund dessen seinen Dienst zu verweigern.97 
Für Schöffen gelten ferner, wie für alle ehrenamtlichen Richter, die §§ 44a, 44b 
DRiG. § 44a DRiG benennt weitere Tatbestände, bei deren Vorliegen Personen 
nicht als Schöffen berufen werden sollen.98 Bei Aufstellung der Vorschlagslisten 
durch die Gemeinden (§ 36 GVG), bei Prüfung durch den Richter (§ 39 GVG) 
sowie vor der Wahl durch den Schöffenauswahlausschuss (§§ 41, 44 GVG) ist 
daher zu prüfen, ob ein Nichtberufungsgrund nach § 44a Abs. 1 DRiG vorliegt. 
Sollte nachträglich bekannt werden, dass ein Nichtberufungsgrund gegeben ist, 
ist der bereits gewählte Schöffe nach § 44b Abs. 1 DRiG abzuberufen.99  
a) Persönliche Voraussetzungen 
Insgesamt sind in § 33 GVG sechs und in § 44a Abs. 1 DRiG zwei weitere Tat-
bestände benannt, welche die gesetzliche Vermutung der persönlichen Ungeeig-
netheit von Personen für die Ausübung des Schöffenamtes in sich tragen.100 
aa) Mindest- und Höchstalter  
Nach § 33 Nr. 1 GVG soll der Schöffe zum Beginn der Amtsperiode das Alter von 
25 Jahren vollendet haben. Diese Regelung beruht auf der generellen Vermu-
tung, dass es einer jüngeren Person an der zur Wahrnehmung des Schöffenam-
tes erforderlichen Lebenserfahrung mangelt.101  
                                               
94 Haller/Conzen, Rn. 350; MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 1 
95 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 11 
96 SK-StPO/Degener, § 33 GVG Rn. 3; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 10 
97 Meyer-Goßner/Schmitt, § 33 GVG Rn. 8; § 34 GVG Rn. 16; Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 10; § 
34 GVG Rn. 19; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 10 
98 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 1, 9 
99 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 19, 21 
100 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 2 
101 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 3; SK-StPO/Degener, § 31 GVG Rn. 3 
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Außerdem soll der Schöffe zu Beginn der Amtsperiode nicht das 70. Lebensjahr 
vollendet haben (§ 33 Nr. 2 GVG). Dadurch soll abstrakt der allgemein nachlas-
senden Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit im Alter Rechnung getragen wer-
den, da in solch einem Alter Personen vielfach den körperlichen und geistigen 
Anstrengungen des Schöffenamtes nicht mehr gewachsen sind.102 
2018 wurde bei der Justizministerkonferenz vom Land Bayern die Abschaffung 
der Altershöchstgrenze gefordert. Begründet wurde es nicht damit, dass man 
hoffte, dadurch mehr Schöffen zu gewinnen, sondern so vielmehr den demokrati-
schen Wandel abzubilden. Die heutige Gesellschaft werde immer fitter und so 
seien Menschen über 70 durchaus in der Lage, den Strapazen des Schöffenam-
tes zu trotzen.103 Andere Bundesländer sahen dies hingegen kritisch. Zum einen 
sah man keine Notwendigkeit einer Abschaffung, da man keine Probleme habe 
die Schöffenämter zu besetzen. Zum anderen gab man zu bedenken, dass sich 
Verhandlungen stundenlang und in umfangreichen Verfahren über Wochen und 
Monate hinziehen können. Dies könne man nicht unbedingt so viel älteren Men-
schen zumuten. Gegen eine Abschaffung spreche aber vor allem das Gebot der 
effektiven Strafrechtspflege und die besondere Belastung in umfangreichen Ver-
fahren und an ganztägigen Verhandlungstagen. Die Gefahr sei einfach größer, 
dass diese aufgrund ihres Alters unvorhergesehen und länger andauernd auf-
grund Krankheit oder anderen Belastungserscheinungen ausfallen und so Ver-
handlungen wiederholt oder ausgesetzt werden müssten. Zudem seien sie dann 
im höheren Alter zur Wahrnehmung des Schöffenamtes verpflichtet. Um dieser 
Verpflichtung zu entgehen, bleibe nur die Feststellung der Ungeeignetheit aus 
gesundheitlichen Gründen. Dies bedürfe oftmals einer Einzelfallprüfung und kön-
ne sich für den Einzelnen als sehr belastend darstellen.104 Ferner könne die Ab-
schaffung zu einer Überrepräsentierung älterer Leute im Schöffenamt führen, und 
so seien dann wiederum nicht alle Bevölkerungsgruppen gleichmäßig berück-
sichtigt.105 Dem Vorschlag wurde auch bis dato nicht entsprochen.106 
bb) Wohnsitz in der Gemeinde 
Gem. § 33 Nr. 3 GVG soll der Schöffe zur Zeit der Aufstellung der Vorschlagsliste 
im Bezirk der für die Aufstellung zuständigen Verwaltungsbehörde wohnen. 
Dadurch soll eine gewisse örtliche Vertrautheit mit dem Gerichtsbezirk sicherge-
stellt werden. Dabei kommt es nicht maßgeblich auf den Wohnsitz (§ 7 BGB), 
                                               
102 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 3; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 2 
103 Matsche, Thomas: Kein Höchstalter mehr für Schöffen?, 14.11.2018 
104 Havliza, Barbara: 13. Sitzung des niedersächsischen Landestages, 20.04.2018 
105 Matsche, Thomas: Kein Höchstalter mehr für Schöffen?, 14.11.2018 
106 vgl. aktuelle Fassung § 33 Nr. 2 GVG 
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sondern auf den tatsächlichen Aufenthalt der Person an.107 Ein Wegzug in eine 
andere Gemeinde des Landgerichtsbezirkes begründet als Schöffe am ansässi-
gen Amtsgericht keinen Hinderungsgrund nach § 33 Nr. 3 GVG, sondern nur die 
Möglichkeit sich auf Antrag von der Schöffenliste nach § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
GVG streichen zu lassen. Der Schöffe am Amtsgericht ist nur dann nach § 52 
Abs. 1 S. 2 GVG endgültig von der Schöffenliste zu streichen, wenn er seinen 
Wohnsitz im Landgerichtsbezirk aufgibt.108 Für Schöffen am Landgericht hat ein 
Umzug innerhalb des Landgerichtsbezirks gem. § 77 Abs. 5 GVG keine Auswir-
kungen. Sie sind erst von der Schöffenliste zu streichen, sobald sie aus dem 
Landgerichtsbezirk weggezogen sind.109  
cc) Ausreichende Gesundheit 
Nach § 33 Nr. 4 GVG sollen keine Personen zu Schöffen berufen werden, die 
aus gesundheitlichen Gründen nicht zum Amt geeignet sind. Erfasst werden da-
von alle Arten geistiger oder körperlicher Gebrechen, Behinderungen oder 
Krankheiten. Es handelt sich immer um eine Einzelfallentscheidung. Maßgeblich 
ist der Zeitpunkt der tatsächlichen Amtsausübung. Der Schöffe muss die körperli-
che Fähigkeit besitzen, anwesend zu sein, zu bleiben und der Verhandlung zu 
folgen. Zudem muss er die intellektuelle Fähigkeit besitzen, geistig das Gesche-
hen in der Hauptverhandlung, auch über eine längere Dauer, nachvollziehen zu 
können, und zwar möglichst objektiv und tolerant. Ferner muss er nervlich den 
Belastungen einer größeren, spannungsgeladenen Atmosphäre gewachsen sein. 
Hat er gesundheitliche Einschränkungen, so ist es entscheidend, ob diese zu 
Problemen bei der Wahrnehmung des Schöffenamtes führen können.110 Defizite 
dieser Art können neben Lähmungen, Blindheit, Stummheit, Taubheit, starker 
Schwerhörigkeit, soweit diese nicht durch technische Hilfsmittel behoben werden 
kann, auch Beeinträchtigungen sein, welche die Anordnung einer Betreuung 
gem. § 1896 BGB nach sich ziehen, wie etwa krankhafte Alkohol- und Drogen-
abhängigkeit, Geistesschwäche und Verschwendungssucht.111 
Taubheit oder Blindheit machen eine Person aber nicht per se zum Schöffen un-
geeignet. Bei tauben oder stummen Menschen könnte man überlegen einen 
Dolmetscher für Gebärden beizuziehen. Problematisch erscheint dies weniger in 
der Hauptverhandlung als in der Beratung. Gem. § 193 GVG kommt die Teil-
nahme eines Dolmetscher in der Beratung nämlich nicht in Betracht. Allerdings 
                                               
107 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 3; MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 4; NdsMJ: 
Das Schöffenamt in Niedersachsen  Ein Leitfaden für die Praxis, Oktober 2018, S. 11 
108 SK-StPO/Degener, § 52 GVG Rn. 5 
109 Kissel/Mayer, § 77 GVG Rn. 7; Löwe/Rosenberg-Siolek, § 77 GVG Rn. 11 
110 Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 5; MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 5 
111 SK-StPO/Degener, § 33 GVG Rn. 6 
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ist die Verständigung mit einem Gehörlosen oder Stummen auf schriftlichem We-
ge möglich, sodass solche Personen durchaus als Schöffen mitwirken können.112  
Ein blinder Schöffe könnte in der Verhandlung durch eine Vorlesekraft (§ 259 
Abs. 2 StPO) unterstützt werden und bei der Beratung, bei der nach § 193 GVG 
keine Dritten zugelassen sind, könnte ein anderer Richter als Vorlesekraft agie-
ren, sodass grundsätzlich eine blinde Person als Schöffe geeignet scheint.113 
Problematisch ist dies in der Strafgerichtsbarkeit aber vor dem Hintergrund des 
strafprozessualen Unmittelbarkeitsgrundsatzes.114 Nach §§ 261, 264 Abs. 1 
StPO ist die gerichtliche Entscheidung  also das Urteil - allein ,,aus dem Inbe-
 
Das Gericht hat sich einen möglichst direkten und unverfälschten Eindruck vom 
Tatgeschehen zu verschaffen. Blinden Menschen fehlt es an der Fähigkeit, sich 
einen (eigenen) optischen Eindruck von den Verfahrensbeteiligten und deren 
Reaktionen zu verschaffen oder an einer Augenscheinnahme teilzunehmen, was 
auch durch einen Augenscheinsgehilfen nicht hinreichend ersetzt werden kann. 
Allerdings wird diesbezüglich die Auffassung vertreten, dass dies jeweils nach 
den Erfordernissen der konkreten Verhandlung zu beurteilen sei.115 Unproblema-
tisch ist dies aber nur dann, wenn die Schöffen einer im Wesentlichen vom Ur-
kundsbeweis beherrschten Verhandlung beiwohnen, da sie dieser in der Regel 
ohne Weiteres mit Hilfe einer Vorlesekraft (§ 259 Abs. 2 StPO) folgen können.116 
Problematisch ist dies aber, wenn für die Beweisaufnahme sensorische Fähigkei-
ten, sprich eine visuelle Inaugenscheinnahme erforderlich ist. Dann ist der Schöf-
fe aufgrund seiner Behinderung nicht in der Lage, den Inbegriff der Hauptver-
handlung vollständig zu erfassen und es liegt ein nach §§ 47, 49 GVG zu behan-
delnder Verhinderungsfall vor. Im Vorfeld ist aber oft nicht absehbar, ob ein visu-
eller Augenschein in der Hauptverhandlung erforderlich wird, sodass blinde 
Schöffen grundsätzlich ungeeignet im Sinn der Nr. 4 sind.117 
Von der ,,Ung  § 33 Nr. 4 GVG ist die Frage zu unter-
scheiden, ob das konkrete Verhalten des Schöffen in der Verhandlung trotz all-
gemeiner Eignung Defizite erkennen lässt, die ihrerseits Verfahrensmängel erge-
ben. Etwa wenn er aufgrund Unachtsamkeit, Erschöpfung oder Schlaf, nicht in 
                                               
112 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 5; Löwe-Rosenberg-Wickern, § 193 GVG Rn. 25 
113 Löwe/Rosenberg-Wickern, § 193 GVG, Rn. 25; Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 5 
114 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 5 
115 Haller/Conzen, Rn. 36 f.; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 5 
116 Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 5 
117 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 6; Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 5; BVerfG, Beschluss vom 
10.03.2004 - 2 BvR 577/01-, NJW 2004, 2150 
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der Lage ist, der Verhandlung ständig und uneingeschränkt zu folgen oder dies 
nicht getan hat. Dann liegt kein Fall der Nr. 4 vor.118 
dd) Ausreichende deutsche Sprachkenntnisse 
Nach § 33 Nr. 5 GVG soll der Schöffe über ausreichende deutsche Sprachkennt-
nisse verfügen.119 Mit der erst am 30.07.2010 eingeführten Regelung wurde dem 
Umstand Rechnung getragen, dass es zuvor vermehrt zu Fällen gekommen war, 
in denen die Schöffen zwar deutsche Staatsbürger waren, aber keine ausrei-
chenden Sprachkenntnisse besaßen, um der Verhandlung überhaupt folgen zu 
können. Nun besteht die Möglichkeit sie aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse 
nach § 52 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 GVG von der Schöffenliste zu streichen.120 Der 
Schöffe muss über Sprachkenntnisse verfügen, die ihm eine sachgerechte Ver-
folgung der Verhandlung ohne Hinzuziehung eines Dolmetschers ermöglichen, 
als ihn auch in die Lage versetzen, seinen eigenen Standpunkt vor allem bei der 
Beratung (aktiv) einbringen zu können.121 Man spricht davon, dass er über 
Sprachkenntnisse verfügen muss, die über das Führen einer alltäglichen Konver-
sation oder die Lektüre eines Textes des täglichen Lebens hinausgehen. Das 
bedeutet aber nicht, dass er im Hinblick auf die Mitwirkung etwa in einer Wirt-
schaftsstrafkammer über entsprechendes Fachvokabular verfügen muss.122 Auch 
bei § 33 Nr. 5 GVG handelt es sich um eine Sollvorschrift, sodass ein Verstoß 
grundsätzlich keine Revision begründet.123. Eine Ausnahme gilt dann, wenn un-
zureichende Sprachkenntnisse des Schöffen dessen Verhandlungsunfähigkeit 
begründen, denn Schöffen müssen in der Lage sein, einer vom Mündlichkeits-
prinzip beherrschten Verhandlung inhaltlich folgen zu können. In diesen Fällen ist 
das Gericht nicht ordnungsgemäß besetzt und eine entsprechende Revisionsrü-
ge zulässig (§ 338 Nr. 1 StPO).124 
ee) Kein Vermögensverfall 
Nach § 33 Nr. 6 GVG sollen Personen nicht zum Schöffen berufen werden, die in 
Vermögensverfall geraten sind. Dies beruht auf der Überlegung, dass es Perso-
nen mit finanziellen Problemen aufgrund ihrer kritischen wirtschaftlichen Lage an 
der inneren Unabhängigkeit und Fähigkeit mangelt, ein verfahrensgegenständli-
ches Geschehen mit vermögensstrafrechtlichen Schwerpunkt unbefangen zu 
                                               
118 SK-StPO/Degener, § 33 GVG Rn. 8; Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 6 
119 Meyer-Goßner/Schmitt, § 33 GVG Rn. 6 
120 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 7; MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 13 
121 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 7; BT-Drucks. 17/2350 S. 5 
122 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 7; BT-Drucks. 17/2350 S. 5 
123 Meyer-Goßner/Schmitt, § 33 GVG Rn. 8; MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 7 
124 SK-StPO/Frisch, § 338 StPO Rn. 45, 51; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 33 GVG Rn. 11; BGH, 
Urteil vom 26.01.2011  2 StR 338/10  NStZ-RR 2011, 349 
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beurteilen.125 Daher ist 
zur Feststellung die Beurteilung der konkreten Vermögenssituation des Schöffen 
erforderlich. Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens (§ 27 InsO), die Abweisung 
eines Insolvenzantrages mangels Masse (§ 26 InsO) oder die Anordnung von 
Sicherungsmaßnahmen (§ 21 InsO) indizieren etwa eine Ungeeignetheit nach 
§ 33 Nr. 6 GVG.126 Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, können 
trotzdem im Einzelfall zum Schöffenamt zugelassen werden, wenn sie unver-
schuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten sind oder sich bemühen auf der 
Grundlage eines Insolvenzplans oder nach den gesetzlichen Vorschriften über 
die Restschuldbefreiung (§§ 286 ff. InsO) wieder zu geordneten Vermögensver-
hältnissen zu gelangen.127 
ff) Verfassungstreue 
Das DRiG enthält neben dem GVG weitere Gründe, warum Personen für das 
Schöffenamt ungeeignet sein können. Nach § 44a Abs. 1 DRiG sind ferner Per-
sonen als Schöffen ungeeignet, die gegen die Grundsätze der Menschlichkeit 
(Nr. 1 Alt. 1) oder die Rechtsstaatlichkeit (Nr. 1 Alt. 2) verstoßen haben oder für 
den sog. Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik in einem Ausmaß gearbeitet haben, dass dies die Person als ungeeig-
net zum Schöffenamt erscheinen lässt (Nr. 2).128 Dadurch soll das Vertrauen in 
die Rechtsprechung so weit wie möglich sichergestellt werden, dass niemand 
eine richterliche Funktion ausübt, der in den Machtapparat der Deutschen Demo-
kratischen Republik verstrickt war.129 Dabei ist Nr. 1 nicht auf Verstöße gegen die 
Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit nach dem 08. Mai 1945 und vor dem 03. 
Oktober 1990 begrenzt, auch wenn der Gesetzgeber bei Schaffung der Vorschrift 
Verstöße im Blick hatte, die aus einer Verstrickung mit dem SED-Unrechts-
Regime entstanden sind. Vielmehr ist die Vorschrift geschaffen worden, um eh-
renamtliche Richter, denen ein Verstoß gegen die Menschlichkeit und Rechts-
staatlichkeit zur Last gelegt wird, von ihrem Amt abzuberufen. Denn die sonst 
anzuwenden Vorschriften sehen bei solcher Art von Verstößen keine Amtsenthe-
bungen vor. Es kann dann aber nicht hinnehmbar sein, dass ein solcher ehren-
amtlicher Richter weiter im Amt bleibt.130 
                                               
125 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 8; SK-StPO/Degener, § 33 GVG Rn. 10 
126 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 8; Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 8 
127 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 8; Meyer-Goßner/Schmitt, § 33 GVG Rn. 7  
128 MüKoStPO/Schuster, § 33 GVG Rn. 9; Lilie-Hutz, S. 66; SK-StPO/Degener, § 33 GVG Rn. 12 
129 Kissel/Mayer, § 33 GVG Rn. 11 
130 Schmidt-Räntsch, § 44a DRiG Rn. 3 
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gg) Besonderheiten bei der Auswahl von Jugendschöffen 
Grundsätzlich gilt für das Amt und die Wahl der Jugendschöffen das GVG (§§ 30 
 57, 77 GVG). Allerdings ist die Auswahl dieser wegen der Besonderheiten des 
Verfahrens gegen Jugendliche und Heranwachsende abweichend in § 35 JGG 
geregelt.131 Nach § 33a Abs. 1 S. 2 JGG sollen je eine Frau und ein Mann als 
Schöffe beteiligt werden.132 Bei der Einführung der Regelung ging man davon 
aus, dass Frauen über eine besondere erzieherische Befähigung verfügen. Da-
bei waren allein ein übernommenes Rollenverständnis und eine tradierte Famili-
envorstellung ausschlaggebend. Dennoch hat sich die Geschlechterparität bis 
heute bewährt, da eine gemischt-geschlechtliche Besetzung generell dafür Sorge 
trägt, dass möglichst unterschiedliche Erziehungserfahrungen und -verständnisse 
mit in die Entscheidungen einfließen. Es handelt sich dabei um eine Sollvor-
schrift. Dennoch wird dies bereits im Wahlverfahren beachtet und auf die Wahl 
einer gleichen Anzahl von Frauen und Männern hingewirkt (§ 35 Abs. 1 S. 2, 
Abs. 2 S. 1 JGG). Die Nichtbesetzung mit einem Mann und einer Frau ist grund-
sätzlich nicht revisibel. Nur bei einer objektiv willkürlichen Missachtung kann die 
nicht vorschriftsmäßige Besetzung des erkennenden Gerichts gerügt werden 
(§ 338 Nr. 1 StPO).133 
Jugendschöffen sollen gem. § 35 Abs. 2 S. 2 GVG zudem erzieherisch befähigt 
und in der Jugenderziehung erfahren sein. Entscheidend ist dabei nicht nur die 
allgemeine Qualifizierung zum Schöffen, sondern auch die sinnvolle Behandlung 
Jugendlicher. Dies kann sich aus einer länger andauernden beruflichen sowie 
ehrenamtlichen Betätigung mit Jugendlichen ergeben als auch aus dem schuli-
schen Bereich oder im Rahmen privater Erziehungs- und Betreuungstätigkei-
ten.134 Kein Qualifikationsmerkmal ist es allein, dass jemand selbst Kinder hat. 
Dies ist zwar bei der Anwendung von § 35 Abs. 2 S. 2 JGG nicht unbeachtet zu 
lassen, jedoch fehlt es in der Familie meist an Beurteilungsmöglichkeiten, nach 
welchen Grundsätzen und mit welchen Ergebnissen die Eltern ihre Aufgaben 
wirklich erfüllen oder erfüllt haben. Daher werden erzieherische Erfahrungen 
auch außerhalb der Familie verlangt.135 
b) Personenkreis, der von Berufs wegen ausgeschlossen ist (§ 34 GVG) 
In § 34 GVG ist geregelt, wann eine Person aufgrund ihrer amtlichen Stellung 
oder beruflichen Betätigung nicht zum Schöffen bestellt werden soll. Dazu be-
                                               
131 Streng, § 6, Rn. 105; Eisenberg, § 35 JGG Rn. 7 
132 Eisenberg, §§ 33  33b JGG Rn. 18 
133 HK-JGG-Schatz, § 33a JGG Rn. 5, 7 f.; Schaffstein/Beulke/Swoboda, § 28, Rn. 599 
134 HK-JGG-Schatz, § 35 JGG Rn. 10; Streng, § 6, Rn. 105; Eisenberg, § 35 JGG Rn. 7 
135 HK-JGG-Schatz, § 35 JGG Rn. 10 
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stimmen § 34 Abs. 1 Nr. 1  6 GVG eine Reihe von Berufs- und Amtsträger, die 
mit Rücksicht auf die Bedeutung ihrer Tätigkeit für das öffentliche Leben, aber 
auch zur Vermeidung von Besorgnissen des Angeklagten um die Unabhängigkeit 
der Schöffen aufgrund ihres Amtes oder Berufes, nicht als solche berufen werden 
sollen.136 Die Gründe für ihre Nichtberufung sind unterschiedlicher Natur. 
Dadurch sollen zum einen Amtstätigkeiten der Personen nicht beeinflusst werden 
und zum anderen möglichen denkbaren beruflichen Kollisionen bei Personen 
entgegengesteuert werden, die ebenfalls im Bereich der Justiz tätig sind.137 Es 
soll auf diese Weise das Vertrauen der Bevölkerung in die Trennung von Straf-
verfolgung und richterlicher Tätigkeit geschützt werden.138 Eine Erweiterung des 
§ 34 GVG auf weitere Gruppen ist nicht zulässig, da die Regelung abschließend 
ist.139 
c) Sonstige Befähigungskritierien/Beeinträchtigungen 
Über die angeführten Einschränkungen hinaus werden keine weiteren Anforde-
rungen an die Person des Schöffen gestellt. Dennoch können durchaus noch 
weitere Aspekte bei der Auswahl der Schöffen eine Rolle spielen bzw. bisweilen 
zu Problemen im Amt führen.140 
aa) Politische und religiöse Überzeugung 
Grundsätzlich folgt aus dem Prinzip der allgemeinen Repräsentanz zur Berück-
sichtigung aller Bevölkerungsgruppen im Schöffenamt (§ 36 Abs. 2 GVG), dass 
Religiosität oder (gar verfassungsfeindliche) Weltanschauung/politische Einstel-
lung nicht die Eignung zum Schöffen beeinträchtigt. Vielmehr sind diese eben-
falls ins Schöffenamt zu berufen, da auch sie eine Bevölkerungsgruppe repräsen-
tieren. Probleme können dann entstehen, wenn sie die freiheitliche demokrati-
sche, rechts- und sozialstaatliche Ordnung ablehnen oder gar bekämpfen.141 
Auch wenn ihre Berufung zumindest nicht von Gesetzes wegen voraussetzt, 
dass sie jederzeit für die freiheitliche, demokratische Grundordnung eintreten und 
schon aufgrund dessen zu Mäßigung und Neutralität (vgl. § 39 DRiG) verpflichtet 
sind142, hält das Bundesverfassungsgericht mit Blick auf § 45 Abs. 3, 4 DRiG 
auch für ehrenamtliche Richter die Treue zur Verfassung für eine Eignungsvo-
raussetzung.143 Allein die Mitgliedschaft in einer umstrittenen, aber zugelassenen 
                                               
136 SK-StPO/Degener, § 34 GVG Rn. 1; MüKoStPO/Schuster, § 34 GVG Rn. 1 
137 SK-StPO/Degener, § 34 GVG Rn. 2 ff. 
138 Spona, S. 92; Kissel/Mayer, § 34 GVG Rn. 8 ff. 
139 Meyer-Goßner/Schmitt, § 34 GVG Rn. 1 
140 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 14; MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7 
141 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 18 f. 
142 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 16 
143 Kissel/Mayer, § 31 GVG Rn. 13; BVerfG, Beschluss vom 6. 5. 2008 - 2 BvR 337/08-, NJW 
2008, 2568 (2569) 
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Partei rechtfertigt per se keinen Ablehnungsgrund.144 Wie ein Fall aus Lüneburg 
zeigt, kann die politische Einstellung von zur Auswahl stehenden Personen zum 
Schöffenamt aber durchaus zu Diskussionen führen. Auf der dortigen Vor-
schlagsliste waren zwei Personen zu finden, die wohl dem extremen rechten La-
ger angehörten. Von Mitgliedern des Stadtrates war daraufhin die Streichung 
dieser Personen vor der Abstimmung durch den Stadtrat gefordert worden. Ohne 
vorherige Streichung wurde anschließend trotz Bedenken mit Mehrheit für die 
Liste gestimmt. Einsprüche gegen die Vorschlagsliste konnten aber im Anschluss 
noch von den Bürgern bei der Stadtverwaltung geltend gemacht werden.145 
Aber auch die religiöse Weltanschauung eines Schöffen kann zu Problemen füh-
ren. Diskutiert wurde dies etwa im Hinblick auf das Tragen von Kopftüchern von 
Schöffen. Die nach dem Grundgesetz garantierte Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1, 
22 GG) erlaubt Einschränkungen im Dienst- und Amtsbereich nur insoweit als 
dies unerlässlich erscheint. Dies gilt sowohl für Beamte, Angestellte im öffentli-
chen Dienst als auch Richter. Es kann daher nichts anderes für Schöffen gel-
ten.146 Daher darf eine Schöffin als Ausdruck ihrer gelebten Religiosität auch ein 
Kopftuch tragen und kann nicht aufgrund dessen vom Amt ausgeschlossen wer-
den. Denn eine Kopftuch tragende Muslime als Schöffin ist letztlich allein Aus-
druck des Gebots der allgemeinen Repräsentanz aller Bevölkerungsgruppen im 
Schöffenamt. Solange die Pflicht zur Verfassungstreue hierbei nicht weiter beein-
trächtigt wird, kann dies keinerlei Einschränkungen unterliegen. Allein das Tragen 
eines Kopftuches stellt keine konkrete Störung dar.147 Schwierig könnte es dann 
sein, wenn aus religiösen Gründen ein Ganzkörperschleier getragen würde, da 
die Identität als Person und insbesondere dann als gesetzlicher Richter für die 
Verfahrensbeteiligten nicht mehr hinreichend nachprüfbar ist.148 Sollte in Fällen 
erkennbarer Anschauung oder Überzeugung von Schöffen Misstrauen in deren 
Unparteilichkeit zu besorgen sein und die Sorge bestehen, dass dies die Urteils-
bildung unsachlich beeinflussen können, besteht die Möglichkeit eines Befan-
genheitsverfahren nach §§ 22 ff. GVG. Damit ist den Belangen der Verfahrensbe-
teiligten hinreichend Genüge getan.149 
                                               
144 Kissel/Mayer, § 31 GVG Rn. 13; Löwe-Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 16 
145 Schäfer, Antje: Einspruch gegen Schöffen, 03.06.2018 
146 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 19; Bader, NJW 2007, 2964 (2964) 
147 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 19; LG 
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148 MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 19 
149 Kissel/Mayer, § 31 GVG Rn. 13: Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 19 f.; MüKoSt-
PO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7 
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bb) Besondere berufliche Kenntnisse 
Während in anderen Bereichen wie der Kammer für Handelssachen beim Land-
gericht (§ 109 GVG) oder einigen Fachgerichten (z. B. Arbeitsgericht, §§ 20 ff. 
ArbGG) die ehrenamtliche Richter besondere berufliche Qualifikationen für die 
Befähigung mitbringen müssen, ist dies im Bereich der Strafgerichtsbarkeit, mit 
Ausnahme der Jugendstrafsachen (§ 35 Abs. 2 S. 2 JGG), nicht vorgesehen.150  
Vor allem bei Schöffen im Bereich der Wirtschaftsstrafverfahren könnte es auf-
grund der speziellen Zuständigkeit der Kammer von Vorteil sein, wenn diese ein 
wirtschaftliches Verständnis und einschlägige Erfahrung im Bereich Wirtschaft 
mitbringen.151 Bei Wirtschaftsstraftaten werden häufig mit hoher krimineller Ener-
gie, in raffinierter und schwer aufklärbarer Weise komplexe Sachverhalte genutzt, 
um Straftaten zu begehen und deren Verfolgung durch gezielte Verschleierung 
zu verhindern oder zu erschweren. Diesem besonderen Kriminalitätsprofil will die 
Justiz geschulte richterliche Fachkräfte entgegensetzen. Daher sind bei den 
Staatsanwaltschaften regelmäßig Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Wirt-
schaftskriminalität (§ 143 Abs. 4 GVG) und beim Landgericht Wirtschaftsstraf-
kammern (§ 74c GVG) eingerichtet, sodass sich Richter und Staatsanwälte auf 
fachlicher Augenhöhe begegnen.152 Es stellt sich die Frage, warum die Schöffen 
für diese Kammer dennoch aus der allgemeinen Schöffenliste des Landgerichts 
herangezogen werden. Besondere Auslesekriterien sind für sie nicht vorgese-
hen.153 In Wirtschaftsstrafsachen kann gerade im Hinblick auf die enorme Stoff-
fülle und bisweilen schwierige und komplexe Sach- und Rechtslage, was die 
Schöffen tendenziell überfordern kann, die Gefahr bestehen, dass sie sich auf-
grund dessen bei der Urteilsfindung keine eigene kritische Meinung bilden kön-
nen und sich einfach dem Urteil des/der Berufsrichter anschließen oder unterwer-
fen. Damit wäre letztlich der Sinn der Laienbeteiligung in Frage gestellt.154 Daher 
wird von der Literatur auch der Einsatz fachkundiger Schöffen gefordert.155  
2017 hat das Land Mecklenburg-Vorpommern bei der Justizministerkonferenz 
sogar einen Antrag auf Abschaffung der Schöffen in der Wirtschaftsstrafkammer 
gestellt. Die aufgrund der Komplexität der Verfahren oft lange Verfahrensdauer 
stelle eine hohe Belastung für die Schöffen dar und die Einarbeitung in die meist 
                                               
150 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 14 
151 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 14; MüKoStPO/Schuster, § 31 GVG Rn. 7; Töb-
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153 MüKoStPO/Schuster, § 74c GVG Rn. 10; SK-StPO/Degener, § 74c GVG Rn. 12 
154 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 14 




komplexen Wirtschaftsprozesse für die wirtschaftsrechtlichen und wirtschafts-
strafrechtlichen Zusammenhänge sei mangels bestehender Kenntnisse oft sehr 
aufwendig.156 Dem Antrag wurde aber bis dato nicht entsprochen.157  
cc) Persönliche Fähigkeiten 
Ungeachtet dessen, das es keine gesetzlichen Vorschriften gibt, aus denen her-
vorgeht welche persönlichen Fähigkeiten Schöffen mitbringen sollen, stellt das 
Schöffenamt dennoch verschiedene Anforderungen an ihre Person.158 Neben 
Unparteilichkeit und Reife des Urteils sollte der Schöffe soziales Verständnis, 
Menschenkenntnis und Einfühlungsvermögen sowie Berufs- und Lebenserfah-
rung, logisches Denkvermögen, Vorurteilsfreiheit, Kommunikationsfähigkeit und 
Durchsetzungsvermögen mitbringen, um verantwortungsvoll am Strafprozess 
mitwirken zu können. Zudem soll er den Mut haben über andere Menschen zu 
richten und sich seiner Verantwortung für den Eingriff in das Leben eines ande-
ren bewusst sein. Bei den Beratungen ist es wichtig, dass er seine Meinung auch 
standhaft vertreten, aber gleichzeitig die Meinung anderer akzeptieren und an-
nehmen kann.159 
II. Ausschließungs- und Ablehnungsgründe nach der StPO 
Neben den von Amts wegen zu beachtenden Fällen der Unfähigkeit zur Aus-
übung des Schöffenamtes nach §§ 31, 32, 77 Abs. 1 GVG gelten gem. § 31 Abs. 
1 StPO die Vorschriften der §§ 22 ff. StPO auch für Schöffen. Sie üben gemäß 
§§ 30 Abs. 1, 77 Abs. 1 GVG während der Hauptverhandlung das Richteramt im 
vollen Umfang wie Berufsrichter aus. Daher gelten für sie die Ausschließungs-
gründe der §§ 22, 23 StPO sowie mit einigen Ausnahmen die Vorschriften über 
die Ablehnung von Berufsrichtern aus §§ 24 ff. StPO entsprechend.160  
Durch die §§ 22 ff. StPO soll verhindert werden, dass nicht Schöffen an Ent-
scheidungen des erkennenden Gerichts mitwirken, die dem Verfahrensgegen-
stand und/oder den Beteiligten nicht mit der erforderlichen Distanz gegenüber-
stehen. Solche Schöffen können dann ausgeschlossen sein oder abgelehnt wer-
den. Eine Ausschließung einer Gerichtsperson wirkt unmittelbar kraft Gesetzes. 
Für eine Ablehnung ist hingegen ein entsprechender Antrag (ein Gesuch) erfor-
derlich, über den das Gericht zu entscheiden hat. Bei denen in §§ 22, 23 StPO 
abschließend geregelten Ausschließungsgründen wird unwiderlegbar vermutet, 
dass eine besondere persönliche oder berufliche Nähe zu einem Verfahrensbe-
                                               
156 LTO, BGH hebt Urteil gegen Neonazi auf, 21.06.2018 
157 vgl. aktuelle Fassung der §§ 74c, 76 GVG 
158 Löhr, S. 258 
159 Land Schleswig-Holstein: Die Schöffenfibel, 17.12.2017, S. 9 f.; Löhr, S. 258 
160 SK-StPO/Deiters, § 31 StPO Rn. 1 f.; Meyer-Goßner/Schmitt, § 31 StPO Rn. 1 
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teiligten oder einer Sache zu einer entsprechenden Konfliktlage führen kann und 
aufgrund dessen eine Befangenheit gegeben ist.161 Hingegen bedarf ein Ableh-
nungsrecht nach § 24 StPO keiner tatsächlichen Befangenheit, sondern erfordert 
nach § 24 Abs. 2 StPO Umstände, die aus Sicht des Ablehnenden Misstrauen 
gegen die Unparteilichkeit der betreffenden Person rechtfertigen. Ein Ableh-
nungsgesuch hat nur dann im Ergebnis Erfolg, wenn bei ,,verständiger Würdi-
 n-
nahme besteht, der Schöffe begegne ihm nicht unvoreingenommen, sondern 
habe sich in der Schuld- und Straffrage bereits festgelegt. Dabei ist stets seine 
nach außen deutlich gewordene innere Haltung entscheidend.162 Vor allem aus 
dem Verhalten oder Äußerungen während der Hauptverhandlung können Rück-
schlüsse auf eine Befangenheit gezogen werden, wenn der Schöffe dadurch vor-
eilig signalisiert, dass er nicht unvoreingenommen an die Sache herangeht und 
insbesondere von der Schuld des Angeklagten bereits endgültig überzeugt ist 
oder bisweilen den Eindruck erweckt, er habe sich hinsichtlich des Ergebnisses 
der Beweisaufnahme längst festgelegt.163 Schöffen sind nicht geschult bzw. 
ihnen fehlt die Erfahrung, inwiefern ihre Äußerungen sich noch im Rahmen be-
wegen oder schon Anlass zur Befangenheit geben könnten. Ihre Äußerungen 
oder Fragen an die Beteiligten bergen daher eine gewisse Gefahr. In der Öffent-
lichkeit wurden einige Fälle bekannt, bei denen aufgrund von Äußerungen oder 
Fragen, die Befangenheit von Schöffen angenommen wurde. Sie wurden vom 
Verfahren ausgeschlossen und Verfahren mussten neu verhandelt werden.164 
An einem Urteil darf niemand mitwirken, der von der Ausübung des Richteramtes 
kraft Gesetzes ausgeschlossen ist. Wirkt eine solche Person dennoch an der 
Entscheidung mit, ist damit der absolute Revisionsgrund des § 338 Nr. 2 StPO 
erfüllt.165 In Fällen der Mitwirkung eines befangenen Schöffen bei erfolgreicher 
oder zu Unrecht erfolgloser Ablehnung, ist der Revisionsgrund nach § 338 Nr. 3 
StPO i. V. m. § 24 StPO erfüllt.166 
III. Ablehnung der Berufung (§ 35 GVG) 
Durch § 35 GVG erhalten Personen ein Ablehnungsrecht des Schöffenamts, die 
grundsätzlich als fähig und geeignet zum Schöffenamt erscheinen. Damit steht 
                                               
161 Haller/Conzen, Rn. 976 f. 
162 Haller/Conzen, Rn. 981; BGH, Urteil vom 06.08.2013  1 StR 201/13 -, juris (Rn. 12) 
163 SK-StPO/Weßlau/Deiters, § 24 StPO Rn. 34; MüKoStPO/Conen/Tsambikakis, § 24 StPO Rn. 
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Beschluss vom 24. 8. 1999 - 4 StR 339 99-, NStZ 1999, 629 (629 f.) 
164 LTO, BGH hebt Urteil gegen Neonazi auf, 21.06.2018; Löhr, S. 282 
165 Beulke, Rn. 64; SK-StPO/Frisch, § 338 StPO Rn. 71 f.; MüKoStPO/Knauer/Kudlich, § 338 StPO  
Rn. 52 f. 
166 SSW-StPO/Kudlich/Noltensmeier, § 24 StPO Rn. 26 
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ihnen ein öffentlich-rechtliches Leistungsverweigerungsrecht zu, das sie von der 
grundsätzlichen Verpflichtung zur Ausübung des Schöffenamtes befreit. § 35 
GVG enthält eine abschließende Liste von Gründen, die Personen zur Ableh-
nung des Amtes berechtigen.167 Dabei sind im Wesentlichen Personen erfasst, 
die Pflichten unterliegen, die mit dem Schöffenamt in erheblichem Maße konfli-
gieren können. Unter anderem kann Personen das Amt aufgrund ihrer berufli-
chen Tätigkeit, etwa als Abgeordnete (Nr. 1) oder Ärzte (Nr. 3) nicht zugemutet 
werden, weil sie wegen ständiger Bereitschaft jederzeit mit einem Notfall rechnen 
müssen. Personen kann das Amt aber auch aus persönlichen Gründen etwa fa-
miliärer (Nr. 5) oder beruflicher Natur (Nr. 7) nicht zuzumuten sein.168 Gerade Nr. 
5 und Nr. 7 scheinen in der Praxis von großer Bedeutung zu sein. Oftmals wird in 
der Öffentlichkeit von Schöffen berichtet, für die das Schöffenamt sowohl in priva-
ter als auch beruflicher Hinsicht eine große Belastung darstellt.169 
Eine Erweiterung des § 35 GVG ist nicht vorgesehen.170 Das Amt kann etwa 
nicht vor dem Hintergrund der Respektierung der Gewissensentscheidung (Art. 4 
GG) aus Gewissensgründen abgelehnt werden. Es überwiegt das Verfassungs-
recht auf den gesetzlichen Richter (Art. 101 GG). Für die gewählten Schöffen (§ 
42 GVG) werden die Reihenfolge ihrer Sitzungstage für das Geschäftsjahr im 
Voraus durch das Los bestimmt (§ 45 GVG). Jede Änderung dieser Reihenfolge 
wäre nichts anderes als eine Änderung des abstrakt vorausbestimmten gesetzli-
chen Richters, dessen Kernstück gerade diese Vorausbestimmung ist. Es würde 
dann gezielt aus subjektiven Gründen eingegriffen werden, obwohl der gesetzli-
che Richter aber allein abstrakt objektiven Kriterien folgen muss.171  
Die Ablehnungsgründe können bei Erstellung der Schöffenlisten durch die Ge-
meindevertretung (§ 36 GVG) und vom Ausschuss (§ 40 GVG) von Amts wegen 
berücksichtigt werden, sodass keine Aufnahme solcher Personen in die Vor-
schlags- oder Schöffenliste erfolgt. Ist der Ablehnungsberechtigte bereits zum 
Schöffen gewählt worden, muss er die Ablehnungsgründe innerhalb einer Woche 
nach seiner Kenntniserlangung von der Berufung geltend machen (§ 53 GVG).172 
                                               
167 SK-StPO/Degener, § 35 GVG Rn. 1f. ; Lilie-Hutz, S. 66; BGH, Urteil vom 12.01.1956 - 3 StR 
626/54-, NJW 1956, 1326 (1326) 
168 MüKoStPO/Schuster, § 35 GVG Rn. 1; Spona, S. 92 
169 Boisserée, Clemens: Warum Schöffen immer öfter Ärger mit ihren Chefs bekommen, 
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12.01.1956 - 3 StR 626/54-, NJW 1956, 1326 
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Schöffen werden alle fünf Jahre von den durch die Gemeinden zu erstellenden 
Vorschlagslisten (§ 36 Abs. 1 GVG) vom sogenannten Schöffenwahlausschuss 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt (§§ 40 Abs. 1, 42 Abs. 1 GVG).173 
I. Vorschlagsliste 
Die Vorschlagsliste, aus der die Schöffen nach §§ 42, 77 GVG sowohl für das 
Amts- als auch für das Landgericht gewählt werden, ist gem. § 36 Abs. 1 S. 1 
GVG von der Gemeindevertretung aufzustellen. Sie verfügt aufgrund ihrer Nähe 
zum Gemeindeleben über die beste Kenntnis der Einwohnerschaft und es ist am 
ehesten gewährleistet, dass lebenserfahrene, berufsbewährte und zum Schöf-
fenamt geeignete Personen zur Wahl stehen und dem in § 36 Abs. 2 S. 1 GVG 
geregelten Repräsentationsprinzip entsprochen wird.174 Die Liste soll alle Grup-
pen der Bevölkerung (gemeint ist: der jeweiligen Gemeinde) nach Geschlecht, 
Alter, Beruf und sozialer Stellung angemessen berücksichtigen.175 So soll eine 
unmittelbare repräsentative Teilnahme des Volkes an der Rechtsprechung, und 
zwar auf möglichst breiter, repräsentativer Basis erfolgen.176 Dies stellt die Ge-
meinden aber auch vor Probleme. Zum ein in Großstädten auf-
grund der Größe und damit einhergehenden Unübersichtlichkeit ein eher relativer 
Begriff, und zum anderen können auch kleine Städte diesem kaum gerecht wer-
den, da genau genommen eine proportionale Beteiligung der in § 36 Abs. 2 S. 1 
GVG genannten Gruppen die Existenz und Einbeziehung entsprechender spezi-
eller, das heißt nach Alter, Beruf und sonstiger sozialer Stellung sortierter Auflis-
tungen erfordern würde. Dem Repräsentationsprinzip würde es widersprechen, 
wenn die Gemeindevertretung eine nach dem Zufallsprinzip erstellte Vorschlags-
liste übernehmen und so kriterienlos verfahren würde. Zudem wäre es nicht zu-
lässig, wenn sich die Auswahl auf Merkmale wie etwa die Anfangsbuchstaben 
der Namen oder Straßennamen beschränken würde. Es würde dann immer an 
der individuellen Vorauswahl fehlen.177 
Bei § 36 Abs. 2 S. 1 GVG handelt es sich um eine Sollvorschrift, sodass sie im 
Ergebnis nicht über einen Appell an die zuständigen Stellen hinauskommt. 
Dadurch wird weder die anschließende Schöffenwahl noch die Gerichtsbeset-
zung in Frage gestellt, sodass ein Verstoß keinen Revisionsgrund nach § 338 Nr. 
                                               
173 Haller/Conzen, Rn. 345 
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175 Kissel/Mayer, § 36 GVG Rn. 9 
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1 StPO rechtfertigt.178 Zudem liegen sowohl der Vorschlag als auch die Wahl des 
Schöffen außerhalb des Einflussbereichs des Gerichts, sodass dies keine Beset-
zungsrüge nach § 338 Nr. 1 StPO rechtfertigen kann.179 
Jede Gemeinde, die zum Bezirk des Amtsgerichts gehört, hat eine solche Vor-
schlagsliste aufzustellen. Die Aufstellung beruht auf einer Wahl, die sich nach 
dem für die jeweilige Gemeindevertretung geltenden Gemeindeverfassungsrecht 
richtet (§ 36 Abs. 1 S. 3 GVG). Bei der Wahl sind die Gemeindevertreter frei, so-
weit dies die gesetzlichen Regelungen in §§ 31 S. 2, 32 ff. GVG zulassen.180 In 
der Praxis beruhen sie oft auf Vorschlägen der im Gemeinderat vertretenen Par-
teien oder sonstigen Vereinigungen sowie Selbstbewerbungen der Schöffen.181  
Für die Aufnahme in die Vorschlagsliste ist nach § 36 Abs. 1 S. 2 GVG die Zu-
stimmung von zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung, 
mindestens aber der Hälfte der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder der Gemein-
devertretung, erforderlich. So soll verhindert werden, dass die Aufstellung der 
Vorschlagsliste parteipolitischen Einflüssen unterliegt.182 Es sind gem. § 36 Abs. 
4 S. 1 GVG doppelt so viele Personen aufzunehmen, wie als Schöffen erforder-
lich sind. Dies beruht auf der Überlegung, dass es sich nur dann um eine echte 
Wahl handelt, wenn die Zahl der Kandidaten stets erheblich größer ist als die der 
Gewählten. Nur so kann eine Auswahl erfolgen. Die Anzahl der benötigten Per-
sonen wird nach §§ 77 Abs. 1, 43 Abs. 1 GVG vom Präsidenten des Landge-
richts (Amtsgerichts) festgelegt. Dieser bestimmt die Anzahl in Anlehnung an die 
Einwohnerzahl der einzelnen Gemeinden.183  
Nach der Abstimmung hat die Gemeinde nach vorheriger Ankündigung die Vor-
schlagsliste nach § 36 Abs. 3 S. 1 GVG eine Woche (= mind. fünf Werktage) lang 
zu jedermanns Einsicht auszulegen. So soll jedem das ihm nach § 37 GVG zu-
stehende Einspruchsrecht ermöglicht werden.184 Einspruch kann nur aufgrund 
der in § 37 GVG abschließend genannten Gründe (die Missachtung der §§ 31 S. 
2, 32 ff. GVG) erhoben werden. Sonstige Einwände, etwa solcher formeller Art 
bei der Aufstellung der Vorschlagsliste oder mangelnde Qualifikation einer vorge-
schlagenen Person, sind nicht zugelassen.185 Nach Ablauf der Einspruchsfrist hat 
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179 KK-Barthe, § 36 GVG Rn. 8; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 36 GVG Rn. 15; BGH, Urteil vom 
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180 Kissel/Mayer, § 36 GVG Rn. 4 f., 8 
181 Meyer-Goßner/Schmitt, § 36 GVG Rn. 2; SK-StPO/Degener, § 36 GVG Rn. 6 
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der Gemeindevorsteher nach § 38 Abs. 1 GVG die Vorschlagsliste mit etwaigen 
Einsprüchen an den Richter beim Amtsgericht des Bezirks, der nach Geschäfts-
verteilungsplan zuständig ist, zu übersenden. Daraufhin stellt dieser gem. § 39 S. 
1 GVG die Vorschlagslisten der Gemeinden zu einer der für die Wahl nach § 42 
GVG verbindlichen Vorschlagsliste des Bezirks zusammen und bereitet den Be-
schluss über die Einsprüche vor.186  
Grundsätzlich werden entsprechend den Regelungen des GVG (§§ 30 bis 57, 77 
GVG) die Vorschlagslisten für die Jugendschöffen aufgestellt.187 In Abweichung 
der allgemeinen Regelungen sind gem. § 35 Abs. 2 S. 1 JGG gleich viele Männer 
wie Frauen vorzuschlagen.188 Zudem werden die Listen aufgrund der besonderen 
Anforderungen an die Jugendschöffen gem. § 35 Abs. 1, 3 S. 1 JGG vom Ju-
gendhilfeausschuss vorgeschlagen/gewählt. Diese Liste gilt gem. § 35 Abs. 3 S. 
1 JGG dann als Vorschlagsliste i. S. d. § 36 GVG und ist gem. § 35 Abs. 3 S. 3 
JGG beim Jugendamt auszulegen.189 
II. Wahlausschuss  
Alle fünf Jahre im Jahr vor Beginn der neuen Amtsperiode der Schöffen hat jedes 
Amtsgericht zur Wahl der Schöffen einen Schöffenwahlausschuss zu bilden (§ 40 
GVG).190 Dieser besteht gem. § 40 Abs. 2 S. 1 GVG aus neun Personen: einem 
Richter beim Amtsgericht (als Vorsitzender des Ausschusses), einem Verwal-
tungsbeamten sowie sieben beisitzenden Vertrauenspersonen. Der Vorsitzende 
des Ausschusses wird gem. § 21e Abs. 1 S. 1 GVG durch den Geschäftsvertei-
lungsplan durch das Richterpräsidium bestimmt. Bei der Wahl der Jugendschöf-
fen führt gem. § 35 Abs. 4 JGG der Jugendrichter den Vorsitz.191 Der Verwal-
tungsbeamte wird grundsätzlich von der Landesregierung, von der nach der Lan-
desverfassung zuständigen obersten Regierungsstelle bestimmt, soweit die Lan-
desregierung dies durch Rechtsverordnung nicht delegiert hat (Ermächtigung 
über § 40 Abs. 2 S. 2, 3 GVG). Es ist ausreichend, wenn die Person dem Amt 
nach eindeutig bestimmt ist.192 Die weiteren Mitglieder sind sog. Vertrauensper-
sonen, die nach § 40 Abs. 3 S. 1 GVG aus den Einwohnern des Amtsgerichtsbe-
zirks zu wählen sind. Sie sind von der Vertretung des ihm entsprechenden unte-
ren Verwaltungsbezirks, in der Regel vom Landkreis, zu wählen. Bei ihrer Aus-
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wahl gelten die §§ 32  35 GVG entsprechend.193 Der Wahlausschuss ist nach 
§ 40 Abs. 4 GVG beschlussfähig, wenn der Vorsitzende, der Verwaltungsbeamte 
sowie drei Vertrauenspersonen anwesend sind. Allerdings muss der Ausschuss 
mit der in § 40 Abs. 2 S. 1 GVG benannten Besetzung bestellt worden sein.194 
Die Sitzungen des Wahlausschusses sind nicht öffentlich.195 Der Ausschluss hat 
gem. § 41 S. 1 GVG vor der Schöffenwahl zunächst über die gegen die Vor-
schlagsliste gem. § 37 GVG erhobenen Einsprüche zu entscheiden.196 Fehler bei 
der Besetzung oder Bestellung des Schöffenwahlausschusses begründen grund-
sätzlich keine Besetzungsrüge nach § 331 Nr. 1 StPO. Etwas anderes gilt nur bei 
offenkundigen schweren Mängeln in der Zusammensetzung des Ausschusses 
oder bei willkürlichem Verstoß gegen die Besetzungsvorschriften.197  
III. Schöffenliste 
Aus der verbindlichen und endgültigen Vorschlagsliste hat der Ausschuss gem. § 
42 Abs. 1 GVG die erforderliche Zahl von Haupt- und Hilfsschöffen zu wählen. 
Wählbar sind nur die Personen, die auf der endgültigen Vorschlagsliste des 
Amtsgerichtsbezirks vermerkt sind. Bei der Wahl sind die Schöffen getrennt nach 
Gerichten, für das Schöffengericht und die Strafkammern des Landgerichts, zu 
wählen. Die Vornahme einer Zuordnung zu den einzelnen Spruchkörpern wäre 
zu diesem Zeitpunkt unzulässig.198 Bei der Wahl der Jugendschöffen sind die 
gewählten Personen in besondere für Männer und Frauen getrennt zu führende 
Schöffenlisten aufzunehmen (§ 35 Abs. 5 JGG).199  
Die Anzahl der zu wählenden Schöffen bestimmt sich nach den Festlegungen 
gem. §§ 43, 58 Abs. 2, 77 Abs. 2, 78 Abs. 3 GVG.200 Dabei ist zu beachten, dass 
dieselbe Person nicht gleichzeitig zum Haupt- und Hilfs- als auch nicht zum 
Schöffen beim Amts- und Landgericht gewählt werden kann (§ 77 Abs. 4 
GVG).201 Der Ausschuss soll gem. § 42 Abs. 2 GVG bei der Wahl darauf achten, 
dass alle Gruppen der Bevölkerung angemessen berücksichtigt werden. Im Übri-
gen ist der Ausschluss bei seiner Wahl frei. Gesetzliche Regelungen zum konkre-
ten Wahlablauf gibt es nicht. Wichtig ist nur, dass es sich bei dem Wahlvorgang 
sehenden Vorgang 
                                               
193 MüKoStPO/Schuster, § 40 GVG Rn. 5; Meyer-Goßner/Schmitt, § 40 GVG Rn. 5 
194 SK-StPO/Degener, § 40 GVG Rn. 11 
195 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 41 GVG Rn. 4 
196 Kissel/Mayer, § 41 GVG Rn. 1; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 41 GVG Rn. 1 
197 SSW-StPO/Güntge, § 40 GVG Rn. 5; Meyer-Goßner/Schmitt, § 40 GVG Rn. 7; BGH, Urteil vom 
14. 10. 1975 - 1 StR 108/75 -, NJW 1976, 432 
198 SK-StPO/Degener, § 42 GVG Rn. 2, 5 
199 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 42 GVG Rn. 6; Eisenberg, § 35 JGG Rn. 15 
200 SK-StPO/Degener, § 42 GVG Rn. 5 
201 MüKoStPO/Schuster, § 42 GVG Rn. 8; § 77 GVG Rn. 10; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 42 
GVG Rn. 13; KK-Barthe, § 42 GVG Rn. 2 
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und in eigener Entscheidung und Verantwortung vornimmt.202 Der Richter beim 
Amtsgericht hat dem Präsidenten des Landgerichts die Namen der gewählten 
Schöffen mitzuteilen (§ 77 Abs. 2 S. 5 GVG), der diese dann gem. § 77 Abs. 2 S. 
6 GVG in eine einheitliche Schöffenliste des Landgerichts zusammenfasst.203 
Die Namen der Gewählten sind gem. §§ 44, 77 Abs. 2 S. 6 GVG, 35 Abs. 5 JGG 
in die Schöffenliste aufzunehmen.204 Diese wird von dem Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle (Schöffengeschäftsstelle) geführt (§ 45 Abs. 4 S. 1 GVG). Land- 
und Amtsgerichte verfügen über jeweils eigene Schöffengeschäftsstellen.205  
IV. Auslosung 
Eine konkrete Zuordnung der Schöffen zu den einzelnen Spruchkörpern und Sit-
zungen erfolgt bei der Erstellung der Schöffenliste nicht, sondern wird gem. §§ 45 
Abs. 2 S. 1, 77 Abs. 1, 3 GVG erst durch Auslosung in einer öffentlichen Sitzung 
des Amts- bzw. Landgerichts bestimmt, sobald die Sitzungstage festgelegt sind. 
Sie erfolgt bei jedem Amtsgericht mit einer Schöffengerichtsabteilung bzw. Land-
gericht aus dem Schöffenverzeichnis der §§ 44, 77 Abs. 2 S. 6 GVG.206 Die 
Schöffen werden über die Losreihenfolge den einzelnen Sitzungstagen zugewie-
sen und der gesetzliche Richter ist so vorab festgelegt. Während die Hauptschöf-
fen jeweils für ein Geschäftsjahr im Voraus ausgelost werden (§ 45 Abs. 1 GVG), 
werden die Hilfsschöffen für die gesamte Amtsperiode im Voraus ausgelost.207  
Nach § 45 Abs. 2 S. 3 GVG soll jeder Schöffe nicht zu mehr als zwölf Sitzungsta-
gen herangezogen werden. Es handelt sich um eine Sollvorschrift, deren Verstoß 
keinen Einfluss auf die Gerichtsbesetzung hat. Die Auslosung erfolgt durch den 
Richter am Amtsgericht, den der Geschäftsverteilungsplan für die Aufgabe be-
stimmt hat (§ 45 Abs. 3 GVG), bzw. beim Landgericht durch den Präsidenten (§ 
77 Abs. 3 S. 1 GVG).208 Die Auslosung unterliegt allein dem pflichtgemäßen Er-
messen des zuständigen Richters, wobei aber alle gewählten Schöffen erfasst 
werden müssen. Der Richter ist dabei im Hinblick auf Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG 
frei, solange das Zufallsprinzip herrscht und die auslosende Person keinen Ein-
fluss auf die konkrete Besetzung für eine bestimmte Sache nimmt.209 
                                               
202 Kissel/Mayer, § 42 GVG Rn. 12, 15, 18 f.  
203 Kissel/Mayer, § 77 GVG Rn. 2; Meyer-Goßner/Schmitt, § 77 GVG Rn. 2 
204 Kissel/Mayer, § 42 GVG Rn. 23 
205 Meyer-Goßner/Schmitt, § 45 GVG Rn. 13; BeckOK GVG/Goers, § 45 GVG Rn. 38 
206 SK-StPO/Degener, § 45 GVG Rn. 6, § 77 GVG Rn. 4; MüKoStPO/Schuster, § 45 GVG Rn. 6 
207 MüKoStPO/Schuster, § 45 GVG Rn. 6, 10; SK-StPO/Degener, § 45 GVG Rn. 12 
208 MüKoStPO/Schuster, § 45 GVG Rn. 8 f.; SK-StPO/Degener, § 45 GVG Rn. 11  
209 SK-StPO/Degener, § 45 GVG Rn. 7  
 
31 
Nach der Auslosung sind die Haupt- und Hilfsschöffen gem. §§ 45 Abs. 4 S. 3, 77 
Abs. 3 S. 1 Hs. 3 GVG von dem Ergebnis der Auslosung zu benachrichtigen. Die 
Hauptschöffen sind dabei gem. §§ 45 Abs. 4 S. 4, 77 Abs. 3 S. 1 Hs. 3 GVG zu-
gleich von den sie betreffenden Sitzungstagen unter Hinweis auf die Folgen des 
Nichterscheinens (§ 56 GVG) zu benachrichtigen. Gem. § 45 Abs. 4 S. 5 GVG 
werden Hilfsschöffen in gleicher Weise benachrichtigt, sobald sie zur Schöffentä-
tigkeit herangezogen werden, da vorher keine bestimmten Termine für sie fest-
stehen.210 Ergänzungsschöffen werden ebenfalls nicht im Voraus nach § 45 GVG 
ausgelost, da nicht voraussehbar ist, ob und an welchen Sitzungstagen sie benö-
tigt werden. Sie werden bei Verhinderung des Hauptschöffen wie die Hilfsschöf-
fen aus der Hilfsschöffenliste herangezogen.211 
F. Rechte und Pflichten der Schöffen 
Schöffen sind gem. § 31 S. 1 GVG ehrenamtliche Richter i. S. d. §§ 44, 45 DRiG. 
Sie führen als ehrenamtliche Richter in der Strafgerichtsbarkeit gem. § 45a DRiG 
212 Für alle ehrenamtlichen Richter bestehen keine 
allgemeinen, einheitlichen Regelungen über ihre Rechte und Pflichten. Mit § 45 
DRiG hat der Gesetzgeber zumindest eine einheitliche Regelung bestimmter 
Rechte und Pflichten vorgenommen. Im Übrigen verweist § 45 Abs. 9 DRiG für 
ihre weiteren Rechte und Pflichten auf die gerichtsverfassungsrechtlichen Vor-
schriften, die ihre Mitwirkung in den Gerichten vorsieht.213 Bei Benachrichtigung 
von ihrer Wahl erhalten die Schöffen ein Merkblatt214, das sie von vornherein 
über ihre Aufgaben und Obliegenheiten unterrichtet.215 
I. Rechte der Schöffen 
Die Rechte der Schöffen werden im DRiG nicht umfassend, sondern im Weiteren 
durch verfassungsgerichtliche Bestimmungen geregelt.216 Der Umfang ihres 
Amts wird durch § 30 GVG über die Grenzziehung zwischen richterlichen Ent-
scheidungen im Laufe der Hauptverhandlung (Abs. 1) und solchen außerhalb der 
Hauptverhandlung geregelt (Abs. 2).217 Während ihnen nach §§ 30 Abs. 1 GVG 
während der Hauptverhandlung die gleichen richterlichen Befugnisse wie den 
Berufsrichtern zustehen und sie das Richteramt in vollem Umfang ausüben, sind 
                                               
210 MüKoStPO/Schuster, § 45 GVG Rn. 13; SK-StPO/Degener, § 77 GVG Rn. 4 
211 Kissel/Mayer, § 48 GVG Rn. 1 f. 
212 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG Rn. 1 
213 Schmidt-Räntsch, § 45 DRiG Rn. 2, 22 
214 siehe Anhang 1 
215 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 11 
216 Schmidt-Räntsch, § 45a DRiG Rn. 23 
217 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 1 
 
32 
sie hingegen gem. §§ 30 Abs. 2, 76 Abs. 1 S. 2, Abs. 6 S. 2 GVG an Entschei-
dungen außerhalb der Hauptverhandlung nicht zu beteiligen.218  
1. Im Ermittlungs- und Zwischenverfahren 
Im Ermittlungs- und im Zwischenverfahren (§§ 160 - 177 StPO, 199 - 211 
StPO)219 entscheidet das Gericht stets ohne Beteiligung der Schöffen, da sie 
gem. § 30 Abs. 1 GVG nur während der Hauptverhandlung mitwirken. Um die in 
diesen Verfahrensabschnitten vom Gericht für die Hauptverhandlung zu treffen-
den Vorkehrungen zu verfügen und die erforderlichen Entscheidungen sachge-
recht treffen zu können, fehlt ihnen als juristische Laien eine entsprechende juris-
tische Ausbildung.220  
2. Im Hauptverfahren 
Schöffen spielen in der Strafgerichtsbarkeit erst im Hauptverfahren (§§ 213 - 295 
StPO) eine Rolle.221 Sie wirken gem. § 30 Abs. 1 GVG nur an Entscheidungen 
während der Hauptverhandlung mit, aber gem. §§ 30 Abs. 2, 76 Abs. 1 S. 2, Abs. 
6. S. 2 GVG nicht an Entscheidungen außerhalb der Hauptverhandlung. Dabei ist 
die Grenzziehung, was Entscheidungen während und außerhalb der Hauptver-
handlung anbetrifft, in ihren Feinabstimmungen stark umstritten.222  
a) Außerhalb der Hauptverhandlung 
Schöffen wirken gem. §§ 30 Abs. 2, 76 Abs. 1 S. 2, Abs. 6. S. 2 GVG nicht an 
Entscheidungen außerhalb der Hauptverhandlung mit.223 In diesen Fällen ent-
scheidet der Richter am Amtsgericht, auch beim erweiterten Schöffengericht, 
allein als Vertreter des Schöffengerichts. Die große Strafkammer entscheidet 
dann stets in Besetzung mit drei bzw. zwei Berufsrichtern und bei der kleinen 
Strafkammer ist der Vorsitzende allein zuständig.224  
Schwierig ist der Umgang mit der Formulierung ,,außerhalb der Hauptverhand-
 nicht eindeutig ist.225 Weitgehende Einigkeit besteht darüber, dass 
zung zu ,,Hauptverha  
Begriff der ,,H u-
kommt wie in den §§ 226 ff. StPO. Dort ist sie definiert, als die umfassende 
mündliche Verhandlung des Gegenstandes der Anklage vor dem erkennenden 
Gericht, mit dem Ziel festzustellen, ob der angeklagte Sachverhalt sich so zuge-
                                               
218 Kittel/Mayer, § 30 GVG Rn. 1; MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 9 
219 Haller/Conzen, Rn. 52 f. 
220 Lilie-Hutz, S. 72; Krey/Heinrich, § 10, Rn. 538 
221 Lilie-Hutz, S. 72; Haller/Conzen, Rn. 53 
222 Meyer-Goßner/Schmitt, § 30 GVG Rn. 1, 3; SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 1 
223 Meyer-Goßner/Schmitt, § 30 GVG Rn. 3 
224 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 21, § 76 GVG Rn. 22 
225 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 22 
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tragen hat.226 Unstrittig erfasst sind von §§ 30 Abs. 2, 76 Abs. 1 S. 2, Abs. 6. S. 2 
GVG alle Entscheidungen, die vor Beginn oder nach Beendigung der Hauptver-
handlung getroffen werden, wie der Eröffnungsbeschluss (§ 203 StPO), die Ver-
werfung einer verspäteten Berufung (§ 319 StPO) oder die Auslegung eines 
Strafurteils im Strafvollstreckungsverfahren (§ 458 Abs. 1 StPO). Ebenso erfasst 
sind solche, die während einer Unterbrechung der Hauptverhandlung erforderlich 
werden, aber nur soweit sie ohne mündliche Verhandlung erlassen werden kön-
nen. Dazu gehören u. a. die Anordnung der Unterbrechung (§ 229 Abs. 2 StPO) 
sowie Beschlagnahme- und Durchsuchungsanordnungen (§§ 94, 102 StPO).227  
Umstritten ist in diesem Zusammenhang die Frage der Mitwirkung von Schöffen 
bei Entscheidungen über die Untersuchungshaft zwischen Beginn und Ende der 
Hauptverhandlung und insbesondere während der Unterbrechung der Hauptver-
handlung.228 Trotz der Entscheidung des BGH vom 11.01.2011- 1 StR 648/10 -
229, wonach die Schöffen an Entscheidungen in Haftfragen nicht zu beteiligen 
sind, wird die Frage ihrer Beteiligung an Haftentscheidungen in der Rechtspre-
chung weiterhin konträr diskutiert.230 
Es wird zum einen die Auffassung vertreten, dass bei Entscheidungen über den 
Erlass eines Haftbefehls - auch während der Unterbrechung der Hauptverhand-
lung - stets in der Besetzung innerhalb der Hauptverhandlung, also unter Mitwir-
kung der Schöffen zu entscheiden ist.231 Begründet wird dies mit den Regelun-
gen der §§ 30 Abs. 1, 76 Abs. 1, 77 Abs. 1 GVG und damit, dass der Spruchkör-
per, der die bisherige Beweisaufnahme durchgeführt hat und später das Urteil 
treffen wird, auch über die Fortdauer der Haftvoraussetzung befinden soll.232 
Nach Dafürhalten der Vertreter dieser Ansicht habe das Gericht gem. 126 Abs. 2 
S. 1 StPO über die Anträge zur Haftfrage, die in der der Hauptverhandlung ge-
stellt werden, in der Zusammensetzung zu entscheiden die sie in der Hauptver-
handlung hat. Die Maßgeblichkeit der Beteiligung der Schöffen ergebe sich dabei 
aus den §§ 30 Abs. 1, 76 Abs. 1, 77 Abs. 1 GVG. Danach üben die Schöffen 
während der Hauptverhandlung das Richteramt in vollem Umfang wie die Berufs-
richter aus und nehmen auch an den im Laufe der Hauptverhandlung zu erlas-
senden Entscheidungen teil, die in keiner Beziehung zur Urteilsfällung stehen 
                                               
226 MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 11; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 15 
227 Meyer-Goßner/Schmitt, § 30 GVG Rn. 3; SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 23; MüKoSt-
PO/Schuster, § 30 GVG Rn. 14 
228 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 24; BeckOK StPO/Krauß, § 126 StPO Rn. 7 
229 NStZ 2011, 356 
230 BeckOK GVG/Goers, § 30 GVG Rn. 23 
231 OLG München, Beschluss 27.02.2018  2 Ws 185/18 , juris (Rn. 9, 12); OLG Koblenz, Be-
schluss vom 20.01.2009  2 Ws 2/09 -, StV 2010, 36; KG Berlin, Beschluss vom 18.04.2016  4 
Ws 40/16 , StraFo 2016, 292 
232 BeckOK StPO/Krauß, § 126 StPO Rn. 7 
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und die auch ohne mündliche Verhandlung erlassen werden können. Dies könne 
im Ergebnis nur dazu führen, dass über einen in der Hauptverhandlung gestellten 
Antrag in der Haftfrage unter Mitwirkung der Schöffen zu entscheiden sei.233 
Nach Ansicht der Gegenmeinung ist bei Entscheidungen über den Erlass eines 
Haftbefehls während der Unterbrechung der Hauptverhandlung stets in der Be-
setzung außerhalb der Hauptverhandlung, also ohne Beteiligung der Schöffen zu 
entscheiden. Begründet wird dies mit dem Grundsatz des gesetzlichen Richters 
nach Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG in Verbindung mit dem Gebot des beschleunigten 
Verfahrens. Eine Differenzierung bei der Frage der Beteiligung führe dazu, dass 
es ansonsten von Zufälligkeiten wie dem Antragsverhalten der Verfahrensbetei-
ligten abhänge, in welcher Besetzung und mit welchen Mehrheitsverhältnissen 
über einen Antrag zur Haftfrage zu entscheiden sei. Dies verstoße gegen den 
Grundsatz des gesetzlichen Richters nach Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG. Dadurch sol-
le insbesondere verhindert werden, dass durch eine gezielte Auswahl von Rich-
tern das Ergebnis der Entscheidung beeinflusst wird, welcher Richter in einem 
bestimmten Verfahren mitwirkt. Zudem kollidiere dies mit dem in Haftsachen gel-
tenden Gebot besonderer Beschleunigung des Verfahrens, welches sich aus 
dem grundrechtlich geschützten Freiheitsanspruch des Angeklagten (Art. 2 Abs. 
2 GG) ergibt. Daraus folge, dass über Haftfragen unverzüglich zu entscheiden 
sei. Schöffen seien anders als Berufsrichter bei Unterbrechung der Hauptver-
handlung aufgrund ihrer nicht ständigen Anwesenheit bei Gericht häufig nur 
schwer erreichbar. Die Vertreter dieser Auffassung gehen davon aus, dass eine 
generelle Einbeziehung der Schöffen zu einer nicht mit dem Beschleunigungsge-
bot aus Art. 2 Abs. 2 GG vereinbaren Verzögerungen führe. Im Ergebnis seien 
Haftfragen daher stets außerhalb der Hauptverhandlung und ohne Beteiligung 
von Schöffen zu entscheiden.234 
Nach der vermittelnden Ansicht kommt es für die Besetzung auf den Zeitpunkt 
der Entscheidung an. Danach seien in der Hauptverhandlung zu treffende 
Haftentscheidungen unter Mitwirkung der Schöffen und außerhalb der Hauptver-
handlung ergehende Haftentscheidungen ohne ihre Mitwirkung zu treffen. Dies 
gelte auch bei Unterbrechung der Hauptverhandlung.235 Als Begründung wird 
angeführt, dass sich die Gerichtsbesetzung in Anwendung der Bestimmung des 
                                               
233 BeckOK StPO/Krauß, § 126 StPO Rn. 7; OLG Koblenz, Beschluss vom 20.01.2009  2 Ws 2/09 
, StV 2010, 36; KG Berlin, Beschluss vom 18.04.2016  4 Ws 40/16 , StraFo 2016, 292  
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235 BeckOK StPO/Krauß, § 126 StPO Rn. 7; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 22, 26; 
OLG München, Beschluss 27.02.2018  2 Ws 185/18 , juris (Rn. 19) 
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GVG richtigerweise danach bestimme, ob die Entscheidung innerhalb (§§ 76, 
Abs. 1 S. 1, 30 Abs. 1 GVG) oder außerhalb (§§ 76 Abs. 1 S. 2, 30 Abs. 2 GVG) 
der Hauptverhandlung getroffen werde. Aus dem Rechtsgedanken des § 30 Abs. 
1 GVG ist ihrer Meinung nach zu entnehmen, dass die Schöffen in der Hauptver-
handlung auch an Entscheidungen mitzuwirken haben, die in keiner Beziehung 
zur Urteilsfällung stünden, wie es bei Haftentscheidungen sei. Zudem sei die un-
terschiedliche Zusammensetzung des zur Entscheidung berufenen Gerichts da-
bei ausdrücklich vorgesehen und somit sei die vom Gesetz vorgesehene Gefahr 
divergierender Entscheidungen unterschiedlich besetzter Spruchkörper hinzu-
nehmen.236 Die Feststellung der nach §§ 76 Abs. 1, 30 Abs. 1 GG zutreffenden 
Gerichtsbesetzung sei daher unter Anwendung des bei Haftsachen geltenden 
Beschleunigungsgebot danach zu treffen, wann das Gericht zum ehestmöglichen 
Zeitpunkt eine sachgerechte Entscheidung treffen kann. Es habe über einen in-
nerhalb oder außerhalb der Hauptverhandlung gestellten Haftprüfungsantrag in 
der Zusammensetzung der Hauptverhandlung zu entscheiden, wenn während 
der Hauptverhandlung am zügigsten eine sachgerechte Entscheidung getroffen 
werden kann, im Übrigen in der Besetzung außerhalb der Hauptverhandlung.237 
Demnach seien etwa in der Hauptverhandlung gestellte Haftprüfungsanträge in 
derselben zu entscheiden, wenn sich die für die Haftentscheidung wesentlichen 
Informationen aus dem Ergebnis dieser Verhandlung ergeben und keine zusätz-
lichen Informationen von Amts wegen erforderlich sind.238 
Für die erste Auffassung, wonach Schöffen stets an Haftfragen zu beteiligen 
sind, spricht, dass das Gesetz Schöffen und Berufsrichter innerhalb der Haupt-
verhandlung gleichstellt. Schöffen wirken innerhalb der Hauptverhandlung gem. § 
30 Abs. 1 GVG im gleichen Umfang wie die Berufsrichter mit. Es ist nicht erkenn-
bar, warum davon die Entscheidung über Haftfragen generell ausgenommen und 
den Schöffen grundlegend das Recht abgesprochen werden soll, an diesen mit-
zuwirken. Der Gesetzgeber hat den Umfang ihrer Mitwirkung diesbezüglich nicht 
weiter eingeschränkt. Für die Gegenmeinung spricht, dass ihre Beteiligung in 
Haftfragen durchaus zu Schwierigkeiten führen kann, da sie nur während der 
Hauptverhandlung vor Ort sind und Haftentscheidungen aber aufgrund des aus 
Art. 2 Abs. 2 GG folgenden Beschleunigungsgebots umgehend zu treffen sind. 
Insgesamt überzeugt die drittgenannte vermittelnde Ansicht. Diese berücksichtigt 
zum einen den Gesetzeswortlaut des § 30 Abs. 1 GVG, das eine Mitwirkung der 
Schöffen innerhalb der Hauptverhandlung ohne Einschränkungen vorsieht, und 
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zum anderen das Beschleunigungsgebot aus Art. 2 Abs. 2 GG. Letztlich ist die 
Feststellung der Gerichtsbesetzung danach zu treffen, wann das Gericht zum 
ehestmöglichen Zeitpunkt eine sachgerechte Entscheidung treffen kann. Sofern 
Schöffen während der gesamten Hauptverhandlung anwesend sind, auch wenn 
die Hauptverhandlung unterbrochen ist, haben sie dieser ebenso wie die Berufs-
richter beigewohnt. Dass Schöffen in diesen Fällen nicht mitwirken sollen, ist im 
Ergebnis nicht überzeugend und daher eine Differenzierung dahingehend gebo-
ten, dass die Schöffen dann zu beteiligten sind, wenn die Haftentscheidung wäh-
rend ihrer Anwesenheit entschieden werden kann.239 
b) Während der Hauptverhandlung 
Gem. § 30 Abs. 1 GVG stehen den Schöffen während der Hauptverhandlung die 
gleichen richterlichen Befugnisse zu wie den Berufsrichtern, soweit das Gesetz 
keine abweichenden Regelungen trifft. Kein Mitwirkungsrecht steht den Schöffen 
bei Entscheidungen über Ablehnungsgesuche (§§ 27 Abs. 2, 31 Abs. 2 S. 1 
StPO), über Maßnahmen der Verhandlungsleitung (§ 238 Abs. 1 StPO), über die 
Pflichtverteidigerbestellung (§ 141 Abs. 4 StPO) sowie die sitzungspolizeilichen 
Maßnahmen gegenüber nicht verhandlungsbeteiligten Personen (§§ 177 S. 2 Alt. 
1, § 178 Abs. 2 Alt. 1 StPO) zu.240 
Nach Nr. 126 Abs. 1 RiStBV soll der Richter die mitwirkenden Schöffen vor Be-
ginn der Sitzung über die Unfähigkeitsgründe (§§ 31, 32 GVG) und unter Hinweis 
auf die einzelnen Strafsachen, die verhandelt werden, ebenso über die Aus-
schließungsgründe (§§ 31 Abs. 1, 22, 23 StPO) belehren sowie auf Umstände 
hinweisen, die eine Ablehnung wegen Besorgnis der Befangenheit rechtfertigen 
könnten (§§ 31 Abs. 1, 24 StPO).241 Der Richter soll zudem während der Haupt-
verhandlung nach Nr. 126 Abs. 2 S. 1 RiStBV dazu beitragen, dass die Schöffen 
die ihnen zugewiesenen Aufgaben erfüllen können. Insbesondere muss er ihnen 
Gelegenheit geben, Fragen zu stellen und ihre Meinung in den Beratungen zu 
äußern. Ferner ist die Verhandlung nach Nr. 126 Abs. 2 S. 2 RiStBV so zu füh-
ren, dass sie ihr auch folgen können. Förmlichkeiten sowie Fachausdrücke, die 
für sie nicht verständlich sind, müssen erläutert werden, wobei sich dies wohl vor 
allem auf die strafprozessualen Rechtsfragen beziehen dürfte.242 
                                               
239 ebenso im Ergebnis und mit ähnlicher Argumentation: OLG München, Beschluss 27.02.2018  
2 Ws 185/18 ; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 6 
240 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 2, 4 
241 RiStBV/Mistra-Temming, Nr. 126 RiStBV Rn. 1 
242 RiStBV/Mistra-Temming, Nr. 126 RiStBV Rn. 5 f. 
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aa) Einsicht in den Anklagesatz und Akteneinsichtsrecht 
In der Rechtsprechung und Literatur ist umstritten, ob und welche Teile der An-
klage und Akte den Schöffen zugänglich gemacht werden dürfen.243 Während 
allen anderen Verfahrensbeteiligten, wie etwa Angeklagten und Nebenklägern, 
ein eigenständiges oder zumindest beschränktes Akteneinsichtsrechts gesetzlich 
zusteht bzw. bei Berufsrichtern sogar vorausgesetzt wird (vgl. §§ 244 Abs. 2, 
§ 203 StPO), ist eine entsprechende Regelung für Schöffen nicht zu finden.244 
Den Ausgangspunkt des Umfangs des Einsichtsrechts für Schöffen bildet mit Nr. 
126 Abs. 3 RiStBV eine Verwaltungsvorschrift.245 Gem. Nr. 126 Abs. 3 S. 1 
RiStBV darf ihnen die Anklageschrift grundsätzlich nicht zugänglich gemacht 
werden. In Verfahren mit umfangreichem oder schwierigem Sachverhalt darf 
ihnen aber während der Dauer der Hauptverhandlung zumindest eine Abschrift 
des Anklagesatzes (§ 200 Abs. 1 S. 1 StPO) nach dessen Verlesung überlassen 
werden (Nr. 126 Nr. 3 S. 2 RiStBV).246 Dies wird im Gegensatz zur Aushändigung 
der gesamten Anklageschrift (§ 200 Abs. 1, 2 S. 1 StPO) unproblematisch gese-
hen, da dieser keine wesentlichen Ergebnisse der Ermittlungen enthält. Dieser 
kann als Gedankenstütze dienen und einen Überblick über die ermittelten Fakten 
der Staatsanwaltschaft schaffen, ohne durch eine Beweiswürdigung der Staats-
anwaltschaft ihre Beeinflussung zu gefährden.247 Ein Verlesen oder gar eine 
Aushändigung der gesamten Anklageschrift ist nicht vorgesehen.248 
Begründet wurde die Vorenthaltung der Anklageschrift ebenso wie die Ablehnung 
des Rechts auf Akteneinsicht insbesondere in der Vergangenheit mit einem 
dadurch möglich werdenden Verstoß gegen die Grundsätze der Unmittelbarkeit 
und Mündlichkeit des Verfahrens (§§ 249, 261 StPO).249 Das Gericht muss sich 
bei seiner Entscheidung allein auf seine Wahrnehmung in der Hauptverhandlung 
damit Grundlage der richterlichen Überzeugungsbildung darf allein das sein, was 
innerhalb der Hauptverhandlung erörtert worden ist.250 Der Akteninhalt ist nur 
dann eine zulässige Urteilsgrundlage, wenn er durch förmliche Beweiserhebung 
und mündliche Erörterung zum Gegenstand der Verhandlung gemacht worden 
                                               
243 MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 5; SSW-StPO/Güntge, § GVG 30 Rn. 2; KK-Barthe, § 30 
GVG Rn. 2 
244 Lilie-Hutz, S. 97 f.; RiStBV/Mistra-Temming, Nr. 126 RiStBV Rn. 7; KK-Ott, § 261 StPO Rn. 20; 
SSW-StPO/Güntge, § 30 GVG, Rn. 2 
245 MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 5 
246 Lilie-Hutz, S. 73; Krey/Heinrich, § 10, Rn. 528 f. 
247 Lilie-Hutz, S. 73; BeckOK StPO/Ritscher, § 200 StPO Rn. 11 
248 Krey/Heinrich, § 10, Rn. 529; Lilie-Hutz, S. 73 
249 MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 7; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 4; 
RiStBV/Mistra-Temming, Nr. 126 RiStBV Rn. 7 f. 
250 KK-Ott, § 261 StPO Rn. 1, 16; MüKoStPO/Schuster § 30 GVG Rn. 5 
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ist.251 Bei Schöffen bestehe mangels entsprechender Schulung die Befürchtung, 
dass es ihnen nur schwer möglich sei, zwischen dem Akteninhalt bzw. Inhalt des 
wesentlichen Ergebnisses der Ermittlungen aus der Anklageschrift, die die Be-
weiswürdigung der Staatsanwaltschaft aus dem Ermittlungsverfahren wiedergibt, 
und dem Ergebnis der eigentlichen Hauptverhandlung zu unterscheiden.252 Es 
könne nicht ausgeschlossen werden, dass bei der Würdigung der Vorgänge in 
der Hauptverhandlung diese mitberücksichtigt und die spätere Urteilsfindung be-
wusst oder unbewusst beeinflusst werde. Um den Grundsatz des § 261 StPO 
uneingeschränkt verwirklichen zu können, müsse jede Gefahr einer möglichen 
Beeinflussung ausgeschaltet bleiben. Berufsrichter könnten hingegen aufgrund 
ihrer Schulung und beruflichen Erfahrung zwischen beiden Erkenntnisquellen 
unterscheiden.253 
Literatur und Rechtsprechung verneinen aber mittlerweile nicht mehr generell ein 
Überlassen von Aktenteilen an die Schöffen.254 Der BGH und EGMR haben zu-
mindest die Zurverfügungstellung von Aktenteilen an die Schöffen auf deren 
Wunsch für zulässig erklärt, da sie nur so ihre gesetzlichen Mitwirkungsrechte 
entsprechend ausüben können. Schöffen üben gem. § 30 Abs. 1 GVG schließlich 
während der Hauptverhandlung ihr Amt in gleichem Umfang und mit gleicher 
Verantwortung wie die Berufsrichter aus. Würde man eine generelle Zurverfü-
gungstellung von Aktenteilen ablehnen, so würde man diese trotz der gesetzli-
chen Gleichstellung des § 30 Abs. 1 GVG gegenüber den Berufsrichtern benach-
teiligen und diese zu bloßen Statisten degradieren.255 Zudem stelle dies keinen 
Verstoß gegen die Grundsätze der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit dar. Es sei 
vielmehr die Pflicht der Berufsrichter die Schöffen insoweit zu schulen, dass die-
se den Unterschied zwischen den schriftlich niedergelegten und vorläufigen Er-
mittlungsergebnissen und den ausschließlich der Entscheidung zugrunde zule-
genden Ergebnissen der Hauptverhandlung erfassen. Die Unparteilichkeit der 
Schöffen sei daher durch ausreichende Schutzvorkehrungen gewährleistet.256 
Insgesamt kann es nicht überzeugen, die Schöffen von der Aktenkenntnis gene-
rell auszuschließen. Wie auch bereits bei der Frage der Mitwirkung der Schöffen 
                                               
251 BeckOK StPO/Eschelbach, § 261 StPO Rn. 25 
252 RiStBV/Mistra-Temming, Nr. 126 RiStBV Rn. 7; MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 7; SSW-
StPO/Güntge, § 30 GVG Rn. 2; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 4 
253 BGH, Urteil vom 17. November 1958  2 StR 188/58 , BGHSt 13, 73-75, juris (Rn. 10); KK-
Barthe, § 30 GVG Rn. 2 
254 MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 6; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 5 
255 BeckOK GVG/Goers, § 30 GVG Rn. 3 f.; BGH, Urteil vom 26.03.1997 - 3 StR 421/96, NStZ 
1997, 506; EGMR (V. Sektion), Urteil vom 12. 6. 2008 - 26771/03-, NJW 2009, 2871 
256 SSW-StPO/Güntge, § 30 GVG, Rn. 2; BGH, Urteil vom 26.03.1997 - 3 StR 421/96, NStZ 1997, 
506 (507); Kissel/Mayer, § 30 GVG Rn. 5; EGMR (V. Sektion), Urteil vom 12. 6. 2008 - 26771/03-, 
NJW 2009, 2571 (2872 f.) 
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bei Haftfragen, ist festzustellen, dass den Schöffen nach § 30 Abs. 1 GVG inner-
halb der Hauptverhandlung die gleichen richterlichen Befugnisse wie den Berufs-
richtern zu stehen. Während bei Berufsrichtern sogar Aktenkenntnis vorausge-
setzt wird, ist nicht ersichtlich, warum dies hingegen den Schöffen generell ver-
wehrt werden soll. Eine vom Gesetzgeber gewollte Einschränkung ihrer Befug-
nisse ist nicht erkennbar. Es stellt sich die Frage, wie Schöffen ihr Schöffenamt in 
der gleichen Art und Weise und mit derselben Verantwortung wie die Berufsrich-
ter wahrnehmen sollen, wenn ihnen nicht dieselben Befugnisse zur Verfügung 
stehen. Die Beteiligung von Schöffen im heutigen Ursprung geht auf die Forde-
rung der Bevölkerung nach Kontrolle der Rechtsprechung durch ihresgleichen 
zurück.257 Eine solche Kontrolle ist nur möglich, wenn den Schöffen die Befug-
nisse im gleichen Umfang wie den Berufsrichtern zu stehen. Zudem können die 
Bedenken hinsichtlich der drohenden Gefahr einer möglichen Beeinflussung der 
Schöffen nicht überzeugen. Bei Berufsrichtern kann trotz entsprechenden Schu-
lungen und ihren beruflichen Erfahrungen nicht pauschal davon ausgegangen 
werden, dass dort nicht auch eine, wenn auch unbewusste Beeinflussung durch 
ihre Aktenkenntnis stattfindet. Auch Berufsanfänger im Richterdienst bringen 
nicht unbedingt mehr berufliche Erfahrung dahingehend mit als Schöffen. Letzt-
lich ist dies auch viel von der Person und ihrem Wesen selbst abhängig. Im Er-
gebnis ist daher eine Überlassung von Aktenteilen auf Wunsch der Schöffen 
nicht zu beanstanden.258  
bb) Beweisanregung (§ 244 Abs. 2 StPO) 
Als Teil des Gerichts sind Schöffen zur Erforschung der Wahrheit verpflichtet, 
§ 244 Abs. 2 StPO. Soweit sie der Ansicht sind, dass Beweise für die Entschei-
dung von Bedeutung sind, dürfen sie diese anregen.259 Dabei sind dies keine 
Beweisanträge i. S. d. § 244 Abs. 1 StPO, sondern lediglich Hinweise auf die 
Möglichkeit zur Vornahme von Ermittlungshandlungen, wobei diese Beweiserhe-
bung in das Ermessen des Gerichts gestellt wird.260  
cc) Fragerecht (§ 240 Abs. 2 StPO) 
Den Schöffen steht wie den Berufsrichtern nach § 240 Abs. 2 StPO ein umfas-
sendes Fragerecht zu, da sie im gleichen Umfang zur Mitwirkung berufen sind. 
Dies ist eine unerlässliche Voraussetzung für die eigene Meinungsbildung. Dabei 
tragen sie die gleiche Verantwortung für die Richtigkeit des Urteils wie die Berufs-
                                               
257 vgl. B 
258 ebenso im Ergebnis und mit ähnlicher Argumentation: SSW-StPO/Güntge, § 30 GVG Rn. 2; 
MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 8; BeckOK GVG/Goers, § 30 GVG Rn. 3 f.; Meyer-
Goßner/Schmitt, § 30 GVG Rn. 2; Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 30 GVG Rn. 8 
259 Lilie-Hutz, S. 74 
260 KK-Krehl, § 244 StPO Rn. 103; SSW-StPO/Sättele, § 244 StPO Rn. 145 
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richter. Sie sind gem. § 244 Abs. 2 StPO verpflichtet, die Wahrheit zu erforschen. 
Das bedeutet, dass sie gleichermaßen verpflichtet sind durch geeignete Fragen 
dazu beizutragen, dass die Wahrheit zu Tage gefördert wird. Es besteht sogar 
eine Fragepflicht.261 
Der Vorsitzende kann den Schöffen auf ihr Verlangen gestatten, Fragen an den 
Angeklagten, die Zeugen und die Sachverständigen zu stellen. Allerdings können 
ungeeignete und sachfremde Fragen durch den Vorsitzenden gem. § 241 Abs. 2 
i. V. m. § 240 Abs. 2 StPO zurückgewiesen werden, obwohl die Schöffen ihnen 
durch § 30 Abs. 1 GVG gleichgestellt sind. Die Beanstandungsbefugnis wird mit 
ihrer nicht gleichermaßen vorhandenen Rechtskunde begründet.262 
Das Fragerecht der Schöffen birgt aufgrund ihrer Unerfahrenheit auch ein Risiko. 
Ungeschickt gestellte Fragen können auch zu Befangenheitsanträgen führen. 
Nach §§ 31 Abs. 1, 24 Abs. 1 StPO kann ein Schöffe wegen Besorgnis der Be-
fangenheit abgelehnt werden, wenn dazu ein Grund vorliegt, der geeignet ist, 
Misstrauen gegen seine Unparteilichkeit zu rechtfertigen (§ 24 Abs. 2 StPO). Als 
Grund kommen etwa Äußerungen des Schöffen während der Hauptverhandlun-
gen in Betracht, in denen er voreilig und unter Verletzung der Unschuldsvermu-
tung seine Überzeugung von der Schuld des Angeklagten kundtut.263 Es wird von 
einem distanzierten, unparteilichen Schöffen erwartet, dass er sich nicht unsach-
lich äußert. Er darf nicht von der Schuld des Angeklagten bereits endgültig über-
zeugt sein und dieses so signalisieren.264 Es sind durchaus Fälle in der Öffent-
lichkeit bekannt geworden, in denen Schöffen durch Fragen an die Beteiligten 
oder Äußerungen während der Verhandlung Zweifel an ihrer Unparteilichkeit ge-
weckt haben und nach Antrag der Verteidigung als befangen erklärt und vom 
Verfahren ausgeschlossen worden.265 Die Verfahrenshandlungen, an denen der 
nunmehr ausgeschlossene Schöffe mitgewirkt hat, sind nicht unwirksam/nichtig, 
wohl aber fehlerhaft. Seine prozessualen Handlungen, die das Ergebnis der 
Hauptverhandlung beeinflussen können, sind unter dem zuständigen Schöffen zu 
wiederholen.266  
                                               
261 Spona, S. 99 f. 
262 Schaffstein/Beulke/Swoboda, § 19, Rn. 387; MüKoStPO/Schuster, § 30 GVG Rn. 3; MüKoSt-
PO/Gaede, § 240 StPO Rn. 14 
263 Meyer-Goßner/Schmitt, § 31 StPO Rn. 1; SK-StPO/Weßlau/Deiters, § 24 StPO Rn. 3, 34 
264 MüKoStPO/Conen/Tsambikakis, § 24 StPO Rn. 35 
265 Jaeger, Mona: Ganz normale Leute, 26.12.2015; BGH, Beschluss vom 06.03.2018  3 StR 
559/17-, NJW 2018, 2578 (2579) 
266 SK-StPO/Weßlau/Deiters, § 24 StPO Rn. 30; Vor § 22 StPO Rn. 23 ff. 
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dd) Beteiligung bei Abstimmung und Beratung 
Schöffen haben das Recht und auch die Pflicht, an allen Beratungen und Ab-
stimmungen während der Hauptverhandlung teilzunehmen.267 Dies betrifft vor 
allem die Mitwirkung bei der Urteilsfällung (§ 260 StPO), gilt aber auch für urteils-
ergänzende sowie die mit dem Urteil zu verbindenden Beschlüsse (§§ 268a, 
268b, 456c StPO). Davon erfasst sind sämtliche im Lauf der Hauptverhandlung 
anfallende Beschlüsse, die das Gesetz der alleinigen Entscheidung dem Vorsit-
zenden entzieht und dem Gericht zuweist.268 Dies gilt nicht für Ausnahmen, die 
das Gesetz bestimmt, wie etwa Entscheidungen über Ablehnungsgesuche (§§ 27 
Abs. 2, 31 Abs. 2 S. 1 StPO), die Maßnahmen der Verhandlungsleitung (§ 238 
Abs. 1 StPO), die Entscheidung über die Pflichtverteidigerbestellung (§ 141 Abs. 
4 S. 1 StPO) sowie die sitzungspolizeilichen Maßnahmen gegenüber nicht ver-
handlungsbeteiligten Personen (§§ 177 S. 2 Alt. 1, 178 Abs. 2 Alt. 1 GVG).269 
Diese werden allein vom Richter am Amtsgericht als Vertreter des Schöffenge-
richts, in der großen Strafkammer stets in Besetzung mit drei bzw. zwei Berufs-
richtern und bei der kleinen Strafkammer vom Vorsitzenden allein entschieden.270  
Nach Abschluss der Hauptverhandlung nehmen die Schöffen an der Beratung 
über alle Entscheidungen teil, die mit der Verfahrensbeendigung (Urteil, Einstel-
lung des Verfahrens) oder im Zusammenhang mit dem Urteil stehen (Bewäh-
rungsauflagen).271 Bei der Beratung legt der Vorsitzende gem. § 194 Abs. 1 GVG 
die Reihenfolge der Meinungsäußerung nach pflichtgemäßem Ermessen fest.272 
Nach § 30 Abs. 1 GVG wirken die Schöffen am Urteil (§ 260 StPO) mit gleichem 
Stimmrecht wie die Berufsrichter mit.273 Für jede Entscheidung des Gerichts ist 
nach § 196 Abs. 1 GVG eine absolute Mehrheit der Stimmen und für jede dem 
Angeklagten nachteilige Entscheidung über die Straf- und Schuldfrage ist gem. § 
263 Abs. 1 StPO sogar eine 2/3-Mehrheit erforderlich.274 Gem. § 197 S. 2 GVG 
stimmen die Schöffen vor den Richtern ab und diese dann nach Reihenfolge des 
Lebensalters, der Jüngere vor dem Älteren (§ 197 S. 1 Alt. 1 GVG). So soll ver-
mieden werden, dass sie sich bei ihrer Entscheidung an den Berufsrichtern orien-
tieren und so die Unabhängigkeit des Votums gesichert werden.275 
                                               
267 Lilie-Hutz, S. 75 
268 Kissel/Mayer, § 30 GVG Rn. 6 f.; SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 2 
269 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 4 
270 BeckOK GVG/Goers, § 30 GVG Rn. 17; BeckOK GVG/Huber, § 76 GVG Rn. 11 
271 Lilie-Hutz, S. 76 
272 SK-StPO/Frister, § 197 GVG Rn. 2; Kissel/Mayer, § 197 GVG Rn. 6 
273 SK-StPO/Degener, § 30 GVG Rn. 2 
274 Haller/Conzen, Rn. 353 
275 Kissel/Mayer, § 197 GVG Rn. 1, 3; SK-StPO/Frister, § 197 GVG Rn. 2 
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Für eine absolute Mehrheit ist erforderlich, dass sich mehr als die Hälfte der 
Richter für die zutreffende Entscheidung aussprechen. Dadurch dass eine 
Stimmenthaltung unzulässig ist (§ 195 GVG)276, ist bei Gerichten mit einer unge-
raden Anzahl von Richtern eine einfache Mehrheit immer gesichert. In Fällen, in 
denen jeweils zwei Berufsrichter und zwei Schöffen zum Spruchkörper gehören, 
wie etwa beim erweiterten Schöffengericht (§ 29 Abs. 2 GVG) oder der reduzier-
ten großen Strafkammer (§ 76 Abs. 2 S. 4 GVG, § 33b Abs. 2 S. 4 JGG), kann es 
zu einer Stimmgleichheit kommen. In diesen Fällen zählt die Stimme des Vorsit-
zenden nach § 196 Abs. 4 GVG doppelt und gibt damit den Ausschlag.277  
Für jede dem Angeklagten nachteilige Entscheidung, welche die Schuldfrage, die 
Bemessung der Strafe, die Anordnung einer Nebenstrafe, Nebenfolge oder die 
Anordnung einer Maßregel der Besserung und Sicherung betrifft, ist gem. § 263 
Abs. 1 StPO eine 2/3-Mehrheit erforderlich. Beim (einfachen) Schöffengericht 
kann der Berufsrichter folglich von beiden Schöffen überstimmt werden. Am 
Landgericht ist das je nach Besetzung der Strafkammern unterschiedlich zu beur-
teilen. Bei einer Besetzung der allgemeinen und besonderen Strafkammer mit 
drei Berufsrichtern und zwei Schöffen, sind für eine 2/3-Mehrheit vier Stimmen 
erforderlich. In diesen Fällen kann keine nachteilige Entscheidung ohne die 
Schöffen getroffen werden. Sie können eine von den Berufsrichtern vorgesehene 
278 Sie können aber nicht ver-
hindern, dass der Angeklagte durch die drei Berufsrichter freigesprochen wird. 
Bei einer reduzierten Besetzung der großen Strafkammer mit nur zwei Berufs-
richtern und zwei Schöffen, und einer Stimmgleichheit, zählt nach § 196 Abs. 4 
GVG die Stimme des Vorsitzenden doppelt und gibt damit den Ausschlag. Bei 
der kleinen Strafkammer können die Berufsrichter von den Schöffen bei allen 
Entscheidungen mit der erforderlichen Mehrheit überstimmt werden.279  
Die Entscheidung selbst ist gem. § 275 Abs. 2 S. 3 StPO ohne Mitwirkung der 
Schöffen durch den bzw. die Berufsrichter zu verfassen, wobei ihre Unterschrift 
unschädlich wäre.280 
c) Benachteiligungs- und Kündigungsverbot (§ 45 Abs. 1a DRiG) 
Mit § 45 Abs. 1a DRiG soll der Schöffe vor jeder Einschränkung oder Benachtei-
ligung durch die Übernahme und Ausübung des Schöffenamtes geschützt wer-
den. Dazu gehört die Pflicht des Arbeitgebers ihn für diese Zeit von der Arbeits-
                                               
276 Kühne, § 59 II, Rn. 986 
277 SK-StPO/Frister, § 196 GVG Rn. 5 f.; MüKoStPO/Kulhanek, § 196 GVG Rn. 5 
278 Haller/Conzen, Rn. 353, 400; Löhr, S. 192 f. 
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leistung freizustellen. Dies gilt für die Zeit, für die der Schöffe vor dem Gericht 
tatsächlich in Anspruch genommen wird. Neben der Mitwirkung an konkreten 
Gerichtsverfahren, kommt eine Freistellung für die Vorbereitung auf ein Verfah-
ren und für die Teilnahme an einer von einer staatlichen Stelle angeordneten 
Einführungs- und Fortbildungsveranstaltungen in Betracht. Ferner kann der 
Schöffe, der in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis steht, nach § 616 S. 1 BGB 
Lohnfortzahlung verlangen, sofern die Entschädigung nach § 18 JVEG seinen 
Verdienstausfall nicht deckt.281 Der Arbeitgeber kann dem Schöffen gem. § 45 
Abs. 1a S. 3 DRiG nicht aus Anlass der Übernahme oder Ausübung des Schöf-
fenamtes kündigen.282  
d) Entschädigung 
Beim Schöffenamt handelt es sich um ein Ehrenamt (§ 31 S. 1 GVG). Daher er-
halten die Schöffen für die Ausübung des Ehrenamtes keine feste Vergütung, 
sondern nach §§ 55, 77 GVG eine Entschädigung für die ihnen entstehenden 
Kosten und ihren Verdienstausfall nach dem Justizvergütungs- und Justizent-
schädigungsgesetz (JVEG).283 Dadurch soll verhindert werden, dass sie durch 
ihre Tätigkeit bei Gericht finanzielle Einbußen erleiden.284 Sie erhalten nach 
§§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 15 Abs. 1 JVEG als Entschädigung Fahrtkostenersatz 
(§ 5 JVEG), Entschädigung für Aufwand (§ 6 JVEG), Ersatz für sonstige Aufwen-
dungen (§ 7 JVEG), Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 16 JVEG), Entschädi-
gung für Nachteile bei der Haushaltsführung (§ 17 JVEG) und Entschädigung für 
Verdienstausfall (§ 18 JVEG).285 Ebenso ist sichergestellt, dass sie durch die 
Ausübung des Amtes keine versicherungsrechtlichen Benachteiligung in der 
Kranken- und Renten- sowie in der gesetzlichen Unfallversicherung erleiden.286 
Der Antrag auf Entschädigung ist binnen einer dreimonatigen Ausschlussfrist 
(§ 2 Abs. 1 S. 1 JVEG) bei dem Gericht zu stellen, das den Schöffen herangezo-
gen hat. Eine Gewährung und Zahlung von Amts wegen erfolgt nicht. Die Frist 
beginnt mit Beendigung der Amtsperiode, jedoch nicht vor Ende der Amtstätigkeit 
(§ 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG).287  
                                               
281 Schmidt-Räntsch, § 45 DRiG Rn. 6 ff.  
282 Schmidt-Räntsch, § 45 DRiG Rn. 12 
283 Lilie-Hutz, S. 77; Kissel/Mayer, § 31 GVG Rn. 1; § 55 GVG Rn. 100 
284 Kühne, § 59 II Rn. 987 
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II. Pflichten der Schöffen 
Solange keine Ausschlussgründe oder Ablehnungsmöglichkeiten nach §§ 32 ff. 
GVG vorliegen, müssen Schöffen ihr Schöffenamt mit allen seinen Verpflichtun-
gen wahrnehmen.288  
1. Ehrenamt 
Gem. § 31 S. 1 GVG sind Schöffen ehrenamtliche Richter i. S. d. §§ 44, 45 
DRiG.289 Jeder Staatbürger ist zur Übernahme dieser Tätigkeit verpflichtet und 
kann das Amt grundsätzlich nicht einfach ablehnen.290 Bereits der Anspruch des 
Angeklagten auf den gesetzlichen Richter verbietet es, den gewählten Schöffen 
einfach durch einen anderen zu ersetzen.291  
2. Vereidigung 
Gem. § 45 Abs. 2 S. 1 DRiG sind Schöffen vor ihrer ersten Sitzung in einer öf-
fentlichen Sitzung des Gerichts durch den Vorsitzenden zu vereidigen.292 Die 
Vereidigung ist konstitutiv. Das Fehlen der Vereidigung sowie die Vereidigung in 
einer nicht öffentlichen Sitzung machen den Schöffen zum Nichtrichter. Das Ge-
richt ist in beiden Fällen nicht ordnungsgemäß besetzt (§ 338 Nr. 1 StPO). Die 
Vereidigung ist nicht Teil der Hauptverhandlung, deshalb müssen die Verfah-
rensbeteiligten der Verhandlung nicht anwesend sein, an der der Schöffe erst-
mals mitwirken soll. Es ist ausreichend, wenn überhaupt Dritte im Sinne der all-
gemeinen Öffentlichkeit teilnehmen können. Die Vereidigung gilt für die Dauer 
der gesamten Amtsperiode (§ 45 Abs. 2 Satz 2 DRiG). Bei einer erneuten unmit-
telbar anschließenden Berufung ist eine neue Vereidigung nicht erforderlich. So-
bald ein Schöffe nach zeitlicher Unterbrechung erneut berufen wird, ist dieser 
erneut zu vereidigen. Verweigert ein Schöffe die Eidesleistung, ohne sich auf 
Glaubens- oder Gewissensgründe zu berufen, dürfte er als für das Schöffenamt 
ungeeignet anzusehen sein mit der Folge, dass er von der Schöffenliste zu strei-
chen sein dürfte.293 
3. Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
Schöffen sind als ehrenamtliche Richter in ihrer rechtlichen Stellung Berufsrich-
tern grundsätzlich gleichgestellt. Sie genießen gem. § 45 Abs. 1 S. 1. DRiG wie 
die Berufsrichter die nach Art. 97 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich garantierte 
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289 Löwe/Rosenberg-Gittermann, § 31 GVG, Rn. 1 
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Unabhängigkeit. Sie sind unabhängig und allein dem Gesetz verpflichtet, ihr Ur-
teil zu bilden. Sie unterliegen bei der Rechtsfindung keinen Weisungen.294 
Darüber hinaus gehört die Unparteilichkeit zu ihrer obersten Pflicht. Sie dürfen 
sich bei der Ausübung des Amtes nicht von persönlichen Empfindungen wie Zu- 
oder Abneigungen gegenüber dem Angeklagten leiten lassen. Sie haben ihre 
Stimme allein nach bestem Wissen und Gewissen abzugeben und müssen in 
ihrem äußeren Verhalten alles vermeiden, was geeignet sein könnte, bei anderen 
ihre Unparteilichkeit anzuzweifeln. Vor allem müssen sie während und in einer 
angemessenen Zeit nach der Verhandlung jeglichen Umgang mit allen Verfah-
rensbeteiligten sowie deren privaten Umfeld meiden.295 Sie haben jede Bespre-
chung über den zur Verhandlung stehenden Fall zu unterlassen. Ein privater 
Austausch ist nicht erlaubt.296 Ein Schöffe wurde beispielsweise von einem Ver-
fahren entbunden, da er in der Verhandlungspause in einem Verfahren gegen 
einen Transplantationschirurgen, der wegen Todschlags vor Gericht stand, um 
die Adresse eines Handchirurgen bat.297 Vor dem Landgericht Berlin wurde ein 
Schöffe aufgrund eines von ihm gegebenen Interviews bei einer Berliner Zeitung 
wegen Befangenheit abgelehnt. Infolgedessen musste die Sache neu verhandelt 
werden.298 
4. Keine eigenen Ermittlungen 
Schöffen sind nicht zu eigenen Ermittlungen wie Zeugenvernehmungen, Tatort-
besichtigungen oder ähnlichem befugt.299 Dies obliegt allein der Staatsanwalt-
schaft.300 
der Hauptverhandlung war (§ 261 StPO). Es können also nur alle Beweise, Äu-
ßerungen und sonstige Informationen berücksichtigt werden, die in der Haupt-
verhandlung prozessordnungsgemäß vorgeführt und mündlich erörtert wurden.301  
5. Teilnahme an den Sitzungen 
Schöffen sind zur Teilnahme an der Hauptverhandlung verpflichtet. Sie sollen 
nach §§ 43 Abs. 2, § 45 Abs. 2 S. 3 GVG möglichst zu zwölf Sitzungstagen her-
angezogen werden.302 Auch wenn ein Schöffe zu mehr als zwölf Sitzungstagen 
herangezogen wird, kann er aufgrund dessen nicht die Mitwirkung verweigern.303 
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Sie müssen an allen Sitzungen teilnehmen, auch wenn sich die Verhandlung 
über Monate erstreckt, da das Gericht auch bei mehrtägigen Verhandlungen im-
mer in der gleichen Besetzung verhandeln muss. Bei umfangreichen Verfahren 
wie Kapitaldelikten oder Fällen der organisierten Kriminalität kann dies nicht sel-
ten vorkommen. Sie müssen unter Umständen sogar ihren Urlaub unterbrechen, 
um an weiteren Verhandlungstagen teilzunehmen, da eine Verhandlung in der 
Regel nicht länger als 21 Tage unterbrochen werden darf. 304  
Erscheint ein Schöffe trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht oder nicht rechtzeitig 
unentschuldigt zur Sitzung, ist gegen ihn gem. § 56 Abs. 1 S. 1 GVG ein Ord-
nungsgeld in Höhe von bis zu 1.000,- zu verhängen. Zugleich sind ihm auch 
die dadurch verursachten Kosten aufzuerlegen. Weitere Sanktionen wie etwa die 
Abberufung des säumigen Schöffen aus seinem Amt sieht das GVG im Gegen-
satz zu besonderen Verfahrensordnungen (§ 27 ArbGG, 21 Abs. 1 Nr. 2 VwGO) 
nicht vor. Bei wiederholten Pflichtverletzungen ist jeder Fall erneut mit einem 
Ordnungsgeld zu sanktionieren. Für die Verhängung ist nicht der Vorsitzende des 
Spruchkörpers zuständig, der von der Pflichtverletzung betroffen ist, sondern der 
geschäftsplanmäßig bestimmte Richter beim Amtsgericht nach Anhörung der 
Staatsanwaltschaft. Bei nachträglicher genügender Entschuldigung kann die Ent-
scheidung ganz oder teilweise zurückgenommen werden.305 
Der Schöffen kann aber auf seinen Antrag hin für bestimmte Sitzungstage von 
seiner Dienstleistung entbunden werden (§ 54 GVG). An seine Stelle tritt ein 
Hilfsschöffe von der Hilfsschöffenliste nach §§ 47, 49 GVG.306 So wird gewähr-
leistet, dass nicht gegen den Grundsatz des gesetzlichen Richters (§ 16 GVG, 
Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG) verstoßen wird.307 Dies gilt aber nicht für bestimmte Sit-
zungstage während eines schon laufenden Verfahrens, da das Gericht immer in 
der gleichen Besetzung verhandeln muss.308 
6. Wahrung des Beratungs- und Abstimmungsgeheimnis 
Schöffen haben wie die Berufsrichter gem. §§ 45 Abs. 1 S. 2, 43 DRiG die Pflicht, 
über den Ablauf der Beratung und Abstimmung auch nach Beendigung ihrer 
Amtstätigkeit zu schweigen. Dazu gehört der gesamte Beratungs- und Entschei-
dungsvorgang. Sie dürfen keine Gespräche mit dem Angeklagten, den Zeugen, 
                                               
304 Lilie-Hutz, S. 77; Meyer-Goßner/Schmitt, § 43 GVG Rn. 2; Land Schleswig-Holstein: Die Schöf-
fenfibel, 17.12.2017, S. 15 
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den Journalisten oder sonstigen Personen führen, die den Ablauf und Inhalt der 
Verhandlung zum Gegenstand haben.309 Strittig sind die Konsequenzen bei Ver-
letzung dieser Pflicht. Während einige die Ansicht vertreten, dass der Schöffe mit 
einer Ordnungsstrafe nach den allgemeinen Bestimmungen über die Verletzung 
der Pflichten zu belegen ist, weil das Beratungsgeheimnis zur Kernpflicht eines 
Schöffe gehöre,310 wird dies von der hM zu § 56 GVG inzwischen verneint. Be-
 
die unmittelbar prozessualen Mitwirkungspflichten umfasst, die gewährleisten, 
dass die Hauptverhandlung in ordnungsgemäßer Besetzung des Gerichts durch-
geführt werden kann. Ein Bruch des Beratungsgeheimnisses kann demnach nicht 
als Obliegenheitsverletzung nach § 56 GVG geahndet werden.311  
7. Straf- und haftungsrechtliche Stellung des Schöffen 
Schöffen sind Amtsträger und Richter i. S. d. § 11 Abs. 1 Nr. 2a), 3 Alt. 2 StGB. 
Somit können sie Täter, Opfer oder Begünstigter der Bestechungstatbestände 
(§§ 331 ff. StGB) und der Rechtsbeugung (§ 336 StGB) sein.312 Für sie gilt eben-
so die Staatshaftung nach Art. 34 GG sowie das haftungsrechtliche Spruchrich-
terprivileg des § 839 Abs. 2 BGB. Etwas anderes gilt für die allgemeine vermö-
gensrechtliche Haftung des Schöffen. Für sie gelten nach § 45 Abs. 9 DRiG nur 
die Vorschriften des GVG. Ein Verweis auf § 46 DRiG, der für die Berufsrichter 
auf die Haftungsvorschriften des Beamtenrechts, z. B. §§ 75 BBG, 48 BeamtStG 
hinweist, ist nicht erfolgt. Ebenso kommt eine analoge oder ausdehnende An-
wendung der Vorschrift auf sie nicht in Betracht. Für die Schöffen besteht daher 
keine allgemeine vermögensrechtliche Haftung für die von ihnen durch Verlet-
zung ihrer Pflichten entstandenen Schäden über § 56 GVG hinaus.313  
III. Fortbildungen für Schöffen 
Schulungen von Schöffen sind weder gesetzlich noch durch andere Vorschriften 
verbindlich vorgesehen.314 Früher war es durchaus nicht unumstritten, ob Schöf-
fen eine Fortbildung erhalten sollen. Es wurde befürchtet, dass sie dadurch eine 
unerwünschte Halbbildung erhalten bzw. dies eine unzulässige Lenkung bedeu-
te. Es sei nicht auszuschließen, dass durch sie die eigentliche Funktion der 
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Schöffen, ihr unverbildetes Rechtsgefühl in die Urteilsfindung einzubringen, zer-
störte würde.315 
Aber erst wenn Laienrichter juristische Informationen über den Verlauf eines 
Strafverfahrens, über die Funktion der Beteiligten und über die eigenen Rechte 
und Pflichten mitbringen, können sie ihr Rechtsgefühl auch sinnvoll einsetzen.316 
Dennoch müssen Schöffen vor ihrem Amtseintritt verpflichtend immer noch keine 
Fortbildung oder Einführungsveranstaltung besuchen. Sie müssen aber alle wich-
tigen Informationen über ihre Amtsausübung und fortlaufendes Weiterbildungs-
angebot erhalten, damit sie ihre Rolle im Strafprozess aktiv ausfüllen können. 
Dafür haben die zuständigen Landesjustizverwaltungen Leitfäden mit den für sie 
jeweiligen Grundinformationen zusammengestellt und bieten für sie mittlerweile 
Einführungsveranstaltungen an.317 
Zur Unterstützung der Schöffen bietet der ,,Bundesverband ehrenamtlichen Rich-
ihre verschiedenen Landesverbände an. In einigen Bundesländern gibt es auch 
Regelungen, wonach die Schöffen zu Beginn ihrer Tätigkeit Einführungsangebo-
te erhalten sollen.318 So etwa in Niedersachen. Die Gerichte bieten zudem zur 
r-
fahrungsaustausches an. Die Schöffen sollen so einen Überblick über den Ablauf 
eines Verfahrens, die Rechte von Verfahrensbeteiligten und auch mögliche Straf-
zumessungserwägungen erhalten, die für ihre Tätigkeit von Vorteil sein können. 
Der niedersächsische Schöffenverband plant zur Ergänzung des gerichtlichen 
Angebots in Zusammenarbeit mit den Volkshochschulen weitere Fortbildungsan-
gebote.319 
G. Ehrenamtliche Richter außerhalb der Strafgerichtsbarkeit 
Das GVG sieht die Beteiligung von ehrenamtlichen Richtern über die Strafrechts-
pflege hinaus in allen fünf Gerichtsbarkeiten sowie in den Berufsdisziplinarge-
richtsbarkeiten vor.320 Die jeweiligen Voraussetzungen für die Berufung der eh-
renamtlichen Richter richten sich dort nach den jeweiligen Aufgaben der ehren-
amtlichen Richter. Sofern die ehrenamtlichen Richter als Vertreter der Allgemein-
heit mitwirken (z. B. ehrenamtliche Verwaltungsrichter), kann jedermann berufen 
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werden. Sobald sie aber eine bestimmte Gruppe vertreten oder aufgrund ihrer 
Sachkunde willen mitwirken, kann nur ein Angehöriger dieser Gruppe (z. B. der 
Gruppe der Arbeitnehmer oder Arbeitgeber) oder eine Person berufen werden, 
welche die notwendige Sachkunde besitzt.321 
I. Ordentliche Gerichtsbarkeit 
In der ordentlichen Gerichtsbarkeit gibt es auch in der Zivilrechtspflege ehrenamt-
liche Richter. Vorgesehen sind sie als Handelsrichter (§ 45a DRiG) in der Kam-
mer für Handelssachen am Landgericht in erster und zweiter Instanz (§ 105 Abs. 
1 GVG). Die Handelskammer ist neben einem Berufsrichter mit zwei Handelsrich-
tern als Beisitzern besetzt. Darüber hinaus wirken ehrenamtliche Richter in Ver-
fahren über Landwirtschaftssachen als Beisitzer bei den Amtsgerichten, in zwei-
ter Instanz beim Oberlandesgericht und in dritter Instanz beim Bundesgerichtshof 
mit (§ 2 Abs. 2 LwVG).322 Die ehrenamtlichen Richter in der Handelskammer und 
in Landwirtschaftssachen bedürfen besonderer und spezifischer Qualifikationen 
bzw. Sachkunde.323 Während eine Tätigkeit als ehrenamtlicher Richter als Han-
delsrichter eine bestimmte Funktion im Wirtschaftsleben erfordert (§ 109 Abs. 1 
Nr. 3 GVG)324, können in Landwirtschaftssachen nur ehrenamtliche Richter als 
Besitzer herangezogen werden, die beruflich aktuell oder ehemals als Landwirte 
tätig gewesen sind (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 LwVG).325  
II. Fachgerichtsbarkeit 
Ehrenamtliche Richter sind insbesondere in der Fachgerichtsbarkeit tätig. In der 
allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in der Finanzgerichtsbarkeit wir-
ken sie lediglich in der ersten Instanz in den Kammern mit (§ 5 Abs. 3 VwGO; § 5 
Abs. 3 FGO). Diese sind jeweils mit drei Berufsrichtern und zwei ehrenamtlichen 
Beisitzern besetzt (§ 5 Abs. 3 VwGO, § 5 Abs. 3 FGO). Soweit die Landesge-
setzgebung es vorsieht, können die Bundesländer aber in der Verwaltungsge-
richtsbarkeit eine Beteiligung der ehrenamtlichen Richter auch bei den Oberver-
waltungsgerichten vorsehen (§ 9 Abs. 3 VwGO). Sowohl in der Finanz- als auch 
Verwaltungsgerichtsbarkeit werden die ehrenamtlichen Richter wie die Schöffen 
aus der gesamten Bevölkerung ausgewählt. Sie bedürfen wie die Schöffen keiner 
besonderen Kenntnisse.326 
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In der Arbeits- und in der Sozialgerichtsbarkeit wirken jeweils zwei ehrenamtliche 
Richter als Beisitzer in allen Instanzen mit (§§ 16, 35, 41 ArbGG; §§ 3, 30 Abs. 1, 
38 Abs. 2 SGG). Hier werden Vertreter bestimmter Berufs- und Wirtschaftsgrup-
pen als ehrenamtliche Richter berufen, die ihre besonderen Kenntnisse aus den 
jeweiligen Bereichen in die Rechtsprechung einbringen sollen. Während in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit die ehrenamtlichen Richter paritätisch aus den Kreisen der 
Arbeitgeber und -nehmer entnommen werden (§§ 21 ff. ArbGG), werden sie in 
der Sozialgerichtsbarkeit je nach Zuständigkeit der Kammer aus unterschiedli-
chen Kreisen (Versicherte, Arbeitgeber, Krankenkassen, Vertrags(zahn)ärzte und 
Psychotherapeuten, mit Kriegsopferversorgung betraute Personen und Versor-
gungsberechtigte) entnommen.327 
H. Praxisauswertung 
Die tatsächliche Umsetzung der Beteiligung von Schöffen und die wirkliche Zu-
sammenarbeit von Berufsrichtern und Schöffen lässt sich erst mit einem Blick in 
die Gerichtspraxis beurteilen. Zu diesem Thema sind Berufsrichter und Schöffen 
mittels einer Online-Umfrage befragt worden. Ziel der Untersuchung ist es her-
auszufinden, welche Probleme im Zusammenhang mit dem Schöffenamt auftre-
ten und welche Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit von Berufsrichtern und 
Schöffen bestehen. Darüber hinaus soll der Frage nachgegangen werden, in-
wieweit das Schöffenamt noch seine Daseinsberechtigung und die Beteiligung 
von Schöffen Nutzen für die Strafrechtspflege hat. 
I. Durchführung 
Im Bezirk des Oberlandesgerichts Celle wurden alle Berufsrichter der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit gebeten, an einer Online-Befragung328 teilzunehmen. Zu-
nächst war dazu eine Genehmigung des Vorhabens durch das Oberlandesge-
richt Celle gem. Ziffer II.1.2. der AV des MJ vom 10.02.2010 (3130.-205.25) ein-
zuholen. Diese wurde mit Schreiben vom 04.11.2019 erteilt. Anschließend wurde 
der Link329 für die Online-Befragung per E-Mail vom Oberlandesgericht Celle an 
die ordentlichen Gerichte des Bezirkes weitergegeben.330 Die Teilnahme stand 
den Berufsrichtern frei. Der Fragebogen stand ab dem 05.11.2019 für einen Mo-
nat zur Verfügung.  
Gleichermaßen wurde für die Schöffen eine Online-Umfrage331 erstellt. Die Um-
frage wurde von der Deutsche Vereinigung der Schöffinnen und Schöffen, dem 
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Landesverband Niedersachsen/Bremen e.V. unterstützt.332 Von dort wurde der 
entsprechende Link333 per E-Mail an deren Mitglieder versandt. Die Teilnahme 
stand den Mitgliedern frei. Der Fragebogen stand diesen in der Zeit vom 
22.11.2019 bis zum 15.12.2019 zur Verfügung.  
II. Auswertung 
1. Auswertung der Praxisumfrage der Berufsrichter334 
An der Umfrage haben 19 Berufsrichter teilgenommen. Von den 19 teilnehmen-
den Berufsrichtern sind aktuell 15 an einem Schöffengericht tätig. Im Durch-
schnitt verfügen sie über eine siebenjährige Berufserfahrung mit Schöffen. Zwei 
Drittel der Berufsrichter waren dabei bereits jeweils am Schöffengericht am 
Amtsgericht und jeweils in der großen Strafkammer beim Landgericht tätig. 
Ebenso haben zwei Drittel der Berufsrichter bereits in mehreren Spruchkörpern 
mit Schöffen zusammengearbeitet. 
Zwei Drittel der Berufsrichter begrüßte den Vorschlag einer verpflichtenden Fort-
bildung der Schöffen vor ihrem Amtseintritt. Dadurch würden alle Schöffen be-
reits vor ihrem ersten Einsatz gleichermaßen grundlegende Kenntnisse über die 
Justiz und das Wesen des Strafprozesses erhalten. Sie würden auf ihre Rolle 
und Aufgabe als Schöffe vorbereitet und könnten ihr Verhalten entsprechend 
ausrichten. 
Die gesetzlichen Berufungsvoraussetzungen nach §§ 31 S. 2, 33 GVG bewerten 
die Berufsrichter zum größten Teil durchgehend mit wichtig bis sehr wichtig. Di-
vergierend sind etwa die Bewertungen hinsichtlich der Bedeutung der 
amt. Dies hält nur knapp die 
Hälfte für eine wichtige bis sehr wichtige Berufungsvoraussetzung. Entsprechend 
befürwortet die Mehrheit eine Öffnung des Zugangs des Schöffenamtes für in 
Deutschland lebende Ausländer und Unionsbürger. Eine Öffnung wird im Hinblick 
auf die Vielzahl der in Deutschland lebenden Unionsbürger und Ausländer be-
grüßt. Diese machen einen Teil der Bevölkerung aus und damit verhelfe ihre Be-
teiligung zu einer besseren Akzeptanz der Justiz in einer multikulturellen Bevöl-
kerung. Gegen eine Öffnung bestünden von Seiten der Berufsrichter keine Be-
denken, solange die Schöffen über ausreichende Deutschkenntnisse verfügen. 
Die anderen Berufsrichter lehnen die Öffnung unter Rückgriff auf das Grundge-
setz ab. Die unmittelbare Ausübung staatlicher Gewalt sei demnach den deut-
schen Staatsangehörigen vorbehalten (Art. 20 Abs. 2 GG) und solle auch weiter 
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Voraussetzung für die Ausübung von Gerichtsbarkeit als hoheitlicher Gewalt 
sein. Zudem sei es wichtig, dass die Schöffen für die Ausübung des Amtes im 
deutschen Rechts- und Verfassungssystem aufgewachsen sind. Laut der Mehr-
heit der Berufsrichter besteht kein Handlungsbedarf des Gesetzgebers hinsicht-
lich weiterer Berufungsvoraussetzungen. Zudem gab es bislang mehrheitlich kei-
ne Probleme mit Schöffen aufgrund derer politischen oder religiösen Überzeu-
gung. 
Das Interesse und das Engagement der Schöffen haben die Berufsrichter von 
teils teils bis ziemlich eher divergierend erfahren bzw. wahrgenommen. Ihre Mit-
wirkung in den Verhandlungen wird als insgesamt sehr verhalten wahrgenom-
men. Eine Abschrift des Anklagesatzes ließen sich Schöffen selten bis nie aus-
händigen. Beweisanregungen ihrerseits würden überwiegend gar nicht bis maxi-
mal gering erfolgen. Auch von ihrem Fragerecht würden sie nur gering bis gele-
gentlich Gebrauch machen. Dabei sind seitens der Berufsrichter die Meinungen 
zum eigenen Fragerecht der Schöffen sehr unterschiedlich. Während knapp die 
Hälfte das eigene Fragerecht der Schöffen unterstützt, sind von den anderen 
keine eigenen Fragen erwünscht. Die Fürsprecher sehen das Fragerecht positiv, 
da es den Schöffen ein gutes Gefühl vermittele, aktiv an den Verhandlungen teil-
zunehmen. Ihnen sei auch ein eigenes Fragerecht zu gewähren, da sie schließ-
lich auch das Urteil mittragen. Zudem seien die Fragen zur Sachaufklärung und 
den Fortgang des Verfahrens förderlich. Allerdings wird dabei auch zu bedenken 
gegeben, dass im Hinblick auf mögliche Befangenheitsanträge mit dem Frage-
recht vorsichtig umgegangen werden müsse. Die Schöffen müssten bezüglich 
der Formulierung von Fragen vorher unterwiesen werden. Die Gefahr von Befan-
genheitsanträgen ist auch der Grund, warum die anderen Berufsrichter keine 
eigenen Fragen der Schöffen erwünschen. Das Risiko, dass Fragen aufgrund der 
fehlenden Erfahrung Anlass zu Befangenheitsanträgen geben könnten, sei zu 
hoch. Damit sie dennoch alle für sie relevanten Informationen erhalten, sollen die 
Schöffen ihre Fragen zunächst an den Vorsitzenden stellen, der diese dann prüft 
und ggfls. modifiziert weitergibt. 
Für eine knappe Mehrheit sind die Schöffen kein wichtiger Bestandteil bei der 
Urteilsfindung. Sie finde bei Spruchkörpern mit mehreren Berufsrichtern allein 
zwischen den Berufsrichtern statt. Die Schöffen würden sich meist ihren Auffas-
sungen anschließen. Ihr Einfluss sei daher nur minimal. Um reell Einfluss neh-
men zu können, seien die Sachverhalte häufig zu komplex und umfassend. Für 
die anderen ist der Schöffe hingegen ein wichtiger Bestandteil bei der Urteilsfin-
dung. Sie gäben bei Diskussionen interessante Anregungen und zwingen die 
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Berufsrichter damit, ihre eigenen Denkweisen zu reflektieren, zu erklären und 
Überzeugungsarbeit zu leisten. Zudem sei die Lebenserfahrung von Schöffen 
nicht zu unterschätzen. Insbesondere seien sie voll stimmberechtigt. Sie müssen 
daher ebenso vom Urteil überzeugt sein wie die Berufsrichter. 
Nur einige konnten von konkreten Problemen in der Zusammenarbeit mit Schöf-
fen berichten. Neben Erkrankungen der Schöffen, gab es Probleme mit der Ver-
lässlichkeit durch unentschuldigtes Fernbleiben oder das Versäumen von Sit-
zungsterminen. Problematisch sei auch gelegentlich das Verhalten während der 
Sitzung. Einschlafende oder voreingenommene Schöffen sowie die Stellung von 
teilweise suggestiven Fragen würden zu Problemen und teilweise zu Befangen-
heitsanträgen führen. Schwierigkeiten gab es auch bei der Urteilsfindung. Schöf-
fen hätten die Meinung der Berufsrichter nicht akzeptiert bzw. angenommen. Zu-
dem konnten keine Einigungen erzielt werden. Fünf Berufsrichter haben bislang 
Ordnungsgelder wegen Terminsversäumung gegen die Schöffen verhängt. 
Zwei bzw. drei Berufsrichter konnten von Befangenheitsverfahren gegen Schöf-
fen berichten. Die Schöffen mussten wegen ihrer Nähe zu einem Verfahrensbe-
teiligten (§§ 22, 23 StPO) sowie ihres Verhaltens (Äußerungen im Vorfeld, Vor-
eingenommenheit) abgelehnt werden (§ 24 StPO). Zwei gaben dazu an, dass 
aufgrund erfolgreicher Befangenheitsanträge gegen Schöffen schließlich auch 
Prozessen aufgrund längerer Erkrankungen der Schöffen.  
Die Mitwirkung von Schöffen bei Haftentscheidungen wird sehr unterschiedlich 
gehandhabt. Fast alle beteiligen sie in den Hauptverhandlungen. Dabei gaben 
einige an, dass sie die Schöffen nur bei Entscheidungen über die Fortdauer der 
Untersuchungshaft im Rahmen der Urteilsverkündung beteiligten würden. Einer 
der Berufsrichter mahnte, dass ihnen aber eigentlich die dazu erforderlichen 
Kenntnisse fehlen. Nur zwei gaben an, dass sie die Schöffen nie beteiligen, da 
es sich dabei (meist) um Entscheidungen außerhalb der Hauptverhandlung hand-
le und eine Beteiligung gesetzlich nicht vorgesehen sei, da die Kammer dann in 
Besetzung außerhalb der Hauptverhandlung zu entscheiden habe. 
Ein Akteneinsichtsrecht für Schöffen wird einheitlich abgelehnt. Zum einen sei 
dies praktisch nicht umsetzbar und zum anderen sollen die Schöffen unvoreinge-
nommen in die Hauptverhandlungen gehen und ihre Entscheidung ausschließlich 
auf ihre Wahrnehmungen in den Hauptverhandlungen stützen. 
Die Mehrheit der Berufsrichter würde es befürworten, wenn man in der Wirt-
schaftsstrafkammer aufgrund der dortigen spezifischen Themen künftig fachkun-
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dige Schöffen einsetze. Vor allem im Hinblick auf die fachspezifische und für die 
Schöffen oft nicht sehr verständliche und komplexe Materie wird dies begrüßt. In 
der Arbeitsgerichtsbarkeit, in Jugendsachen und der Kammer für Handelssachen 
würden überdies ehrenamtliche Richter mit Fachkenntnissen bereits beteiligt. 
Eine Beteiligung der Schöffen an Entscheidungen außerhalb der Hauptverhand-
lung wird einheitlich abgelehnt. Dies sei nicht praktikabel und es sei zu befürch-
ten, dass dies die Schöffen noch mehr überfordere.  
Die Beteiligung von Schöffen wird vor allem als Vorteil für die Akzeptanz der 
Rechtsprechung in der Bevölkerung und der damit verbundenen größeren 
Transparenz der Justiz nach außen gesehen. Zudem sehen einige die Beteili-
gung von Schöffen als Bereicherung, da diese noch andere Perspektiven aufzei-
gen, die sonst vielleicht unberücksichtigt blieben. Mehr als die Hälfte der Berufs-
richter haben allerdings keine Vorteile angegeben.  
Die Nachteile werden in dem damit verbundenen Mehraufwand sowie die durch 
ihre Beteiligung längeren und aufwendigeren Verfahren gesehen. Selten sei ihre 
Beteiligung verfahrens- und urteilsförderlich und berge durch Erkrankungen, Be-
fangenheiten oder Besetzungsfehler eine größere Gefahr für die Durchführung 
des Verfahrens. Ferner seien der zeitliche Aufwand und die Belastung für die 
berufstätigen Schöffen sowie die Schöffengewinnung in Großstädten problema-
tisch. Auch könne man in der Kürze der Zeit die Schöffen nicht über alle ent-
scheidungsrelevanten und tatsächlichen Umstände aufklären. Sie könnten letzt-
lich so nur auf Grundlage von sehr unzureichenden Kenntnissen mitwirken. 
Mit acht Berufsrichtern spricht sich eine knappe Mehrheit gegen die Abschaffung 
des Schöffenamtes aus. Für sie überwiegen weiterhin die Vorteile. Der dahinter-
stehende Gedanke der Bürger- und Laienbeteiligung und der Sinn des Schöffen-
amtes seien zu wichtig, um eine Abschaffung zu rechtfertigen. Vor allem sei es 
die Mühe wert, da dies der Akzeptanz der Justiz diene. Dies könne aber nur 
durch gute Schöffen geleistet werden. Sieben Berufsrichter haben für eine Ab-
schaffung des Schöffenamtes plädiert. Für sie stehe der Aufwand nicht im Ver-
hältnis zum Ertrag. Der Einfluss sei im Ergebnis so gering, dass er letztlich ver-
nachlässigt werden könne. Insgesamt sei das gesamte Verfahren der Beteiligung 
von ihrer Auswahl bis zu ihrer Heranziehung sehr kompliziert und fehleranfällig, 
was letztlich im Ergebnis eine große Belastung für die Verfahren darstelle. Ferner 
berge ihre Beteiligung etwa durch Erkrankungen, unentschuldigtes Nichterschei-
nen und Urlaub bei Fortsetzung, ein große Gefahr von Prozessausfällen. 
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Für nur vier Berufsrichter gilt es für den Gesetzgeber in Sachen Schöffen nach-
zubessern. Handlungsbedarf sehen sie im derzeitigen Zuständigkeitszuschnitt 
des Schöffengerichts, im Bereich der beruflichen Freistellung der Schöffen, einer 
jährlichen Schulung der Schöffen in einer simulierten Verhandlung und sogar in 
der Abschaffung des Schöffenamtes. 
2. Auswertung der Praxisumfrage der Schöffen335 
An der Umfrage haben 52 Schöffen teilgenommen. Von den 52 teilnehmenden 
Schöffen haben 25 erst am 01.01.2019 ihr Amt angetreten. Im Durchschnitt ver-
fügen sie über eine dreijährige Erfahrung als Schöffe. Knapp die Hälfte war be-
reits in mehreren Spruchkörpern tätig. Ebenso war die Hälfte bei der großen 
Strafkammer beim Landgericht eingesetzt. Mit 48 der Schöffen haben sich fast 
alle Schöffen freiwillig für das Schöffenamt gemeldet. Die meisten wollten ein 
Ehrenamt ausüben und waren insbesondere an der Aufgabe als Schöffe interes-
siert. Viele wollten einen Einblick in die Justiz vor allem in die Strafgerichtsbarkeit 
erhalten. Andere wollten sich gerne in die Rechtsprechung selbst und für die 
Gemeinschaft einbringen und so ihre Stimme als Normalbürger nutzen. Lediglich 
vier Schöffen wurden ohne eigene Bewerbung ins Amt berufen. 
Die teilnehmenden Schöffen sind im Durchschnitt 57 Jahre alt. Unter ihnen sind 
alle Berufsgruppen von der Krankenschwester über den Projektmanager bis zum 
Professor vertreten. Es sind auch 15 Rentner unter den Befragten.  
Mehr als zwei Drittel der Schöffen hatten vor ihrem Amtsantritt keine juristischen 
Vorkenntnisse. Knapp weniger als die Hälfte haben vor ihrem Amtsbeginn eine 
Einführungsveranstaltung der Gerichte oder Fortbildung des Schöffenverbandes 
besucht. Die deutliche Mehrheit der Schöffen würde es begrüßen, wenn man vor 
dem Amtsbeginn verpflichtend eine Art Schulung erhalten würde, in der man 
grundlegende Informationen über die Justiz und das Schöffenamt erhält.  
Im Durchschnitt haben die Schöffen 2019 an fast fünf Sitzungstagen teilgenom-
men. Der überwiegende Teil von ihnen hat die einzelnen Sitzungstage und die 
Gesamtanzahl der Sitzungstage als keine bzw. nur als eine geringe Belastung 
empfunden. Nur ein Neuntel der Befragten empfindet es als anstrengend. 
Zwei Drittel der Schöffen wünscht sich ein Akteneinsichtsrecht. Dadurch wird sich 
in umfangreichen und komplexen Verfahren ein besserer Überblick erhofft, um so 
alle Aspekte in die Entscheidung einfließen lassen zu können und der großen 
Verantwortung gerecht zu werden. Außerdem fühlen sie sich gegenüber den Be-
                                               
335 Die Ergebnisse der Befragung finden sich in der Anhang 7 
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rufsrichtern, die über Aktenkenntnis verfügen, benachteiligt und von diesen und 
den von ihnen zur Verfügung gestellten Informationen abhängig. Ein Schöffe be-
richtete, dass er in sehr speziellen und umfangreichen Verhandlungen Aktenein-
sicht erhalten habe. Die anderen lehnen ein Akteneinsichtsrecht vor dem Hinter-
grund ab, dass sie gerne unvoreingenommen und unbefangen in die Hauptver-
handlungen gehen möchten. Die Unterrichtungen der Berufsrichter seien umfas-
send genug und Nachfragen würden ausführlich beantwortet. Zudem wäre eine 
Akteneinsichtnahme mit einem hohen zeitlichen Aufwand verbunden. 
Von ihrem Recht Beweisanträge zu stellen, machen die Schöffen überwiegend 
nie bis eher nicht Gebrauch. Von ihrem Fragerecht macht zumindest fast die 
Hälfte gelegentlich Gebrauch.  
Insgesamt fühlen sich die Schöffen von den Verfahrensbeteiligten überwiegend 
zufriedenstellend bis sehr gut als Person des Gerichts wahrgenommen. Nur ver-
einzelt fühlen sie sich gar nicht wahrgenommen. Vier Fünftel der Schöffen fühlt 
sich gut bis sehr gut von den Berufsrichtern unterstützt. Nur vier gaben an, dass 
sie sich gar nicht bzw. eher nicht unterstützt fühlen. Drei Fünftel gab an, dass es 
bislang noch Probleme in der Zusammenarbeit mit den Berufsrichtern gab. Die 
anderen fühlen sich unter anderem von diesen nicht als Person des Gerichts 
wahrgenommen, sondern nur als geduldet um ihres Amtes willen. Zudem würden 
sie sich von ihnen mehr Erläuterungen juristischer Fachbegriffen und zum Ver-
fahren insgesamt wünschen. 
Fast die Hälfte gab an, immer an Haftentscheidungen beteiligt zu werden. Nur 
vier wurden nicht beteiligt und bei den Restlichen war dies unterschiedlich. Über 
die Hälfte seien immer mit gleicher Stimme an den Verhandlungen sowie bei der 
Urteilsfindung beteiligt worden. Bei fast einem Drittel würde dies häufig so prakti-
ziert. Nur vereinzelt wurde angegeben, dass dies in der Praxis nicht so sei. 
In etwa jeweils ein Drittel der Schöffen fühlt sich gar nicht bis nur gelegentlich mit 
den komplexen Sachverhalten in den Sitzungen überfordert. Fast alle fühlen sich 
mit ihrer Aufgabe und der darin liegenden Verantwortung nicht bis maximal wenig 
überfordert. 
Eine knappe Mehrheit lehnt es ab an Entscheidungen außerhalb der Verhand-
lung beteiligt zu werden. Sie seien keine Berufsrichter und ihnen fehle der dazu-
gehörige juristische Hintergrund. Ferner würde es einen höheren zeitlichen und 
organisatorischen Aufwand bedeuten und dadurch ginge ihre subjektive Wahr-
nehmung verloren. Die anderen würden es hingegen vor dem Hintergrund be-
grüßen, dass sie so an vorherigen Vergleichen und Absprachen beteiligt und 
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später nicht vor vollendete Tatsachen gestellt würden. Auch würde es ihre Ent-
scheidungen stärken, da sie bei der Urteilsfindung umfassend informiert wären. 
Die überwiegende Mehrheit empfindet das Schöffenamt nicht bzw. maximal als 
eine geringe zusätzliche Belastung in ihren Lebensbereichen. Nur ein Achtel gab 
an, dass sie das Schöffenamt dort zusätzlich stark bis sehr stark belaste. Bis auf 
einen einzigen fühlt sich keiner in weiteren Bereichen eingeschränkt. Fast alle 
empfinden ihre Schöffentätigkeit insgesamt als gar keine bzw. höchstens als eine 
geringe Belastung. Nur einer empfindet sie als stark belastend. Ein Sechstel be-
richtete von beruflichen Schwierigkeiten aufgrund ihrer Tätigkeit. Die Probleme 
lagen in kurzfristigen Terminskollisionen und ausfallenden Terminen. Zudem sei-
en klare Regelungen wünschenswert, was ihnen zu ersetzen sei und wie der 
Ausgleich der Arbeitszeit erfolgen sollte. Die Arbeitgeber befürchteten oft Ein-
schränkungen durch die Schöffentätigkeit ihrer Arbeitnehmer. Lediglich ein Drittel 
der Schöffen hält ihre Entschädigung dabei nicht für angemessen. 
Die Mehrheit hält die fünfjährige Amtszeit für nicht zu lang. Nur so könne man 
sich ordentlich mit dem Schöffenamt vertraut machen und Sicherheit gewinnen. 
Nur ein Fünftel der Befragten bemängelt die fünfjährige Amtszeit. Man sei zu 
lange gebunden. Dies könne über diesen Zeitraum sehr belastend sein, da man 
sich nicht spontan aus dem Amt entlassen lassen und so auf sich ändernde pri-
vate Umstände regieren könne. Zudem könne man nach solch einer langen Zeit 
dann nicht mehr unvoreingenommen in die Verhandlungen gehen. 
Die wichtigsten Aufgaben des Schöffenamtes sehen viele darin, dass sie durch 
ihre Beteiligung als juristische Laien und ihre Mitwirkung an Urteilen die ,,Stimme 
 die Bevölkerung vertreten. Daneben gehöre das Ein-
bringen ihrer ,,Nicht-juristischen- r 
Neutralität in die Verfahren zu den wichtigsten Aufgaben. Für einige liegt diese in 
der Ausübung der Kontrolle der Justiz. Die wichtigsten Aufgaben empfinden die 
meisten zugleich auch als Vorteile des Schöffenamtes. Neben der Ausübung der 
,,Stimme de die dadurch geschaffene Transparenz der Justiz ein 
Vorteil. Weniger als die Hälfte sahen auch Nachteile in der Beteiligung von 
Schöffen. Diese werden insbesondere in den fehlenden juristischen Kenntnissen 
gesehen. Negativ wurden auch der mit dem Schöffenamt einhergehende Auf-
wand sowie die damit verbundenen Kosten beurteilt. Ebenso würden Verfahren 
und Sitzungen durch ihre Beteiligung oft länger dauern. 
Über zwei Drittel der Schöffen geben an, dass ihr Vertrauen in die Justiz durch 
ihre Tätigkeit gestärkt wurde. Die Arbeit der Justiz als auch der Berufsrichter wird 
 
58 
durchaus positiv beurteilt. Für die Schöffen seien durch ihre Tätigkeit gerichtliche 
Verfahren und Abläufe viel transparenter und nachvollziehbarer. Die anderen 
sehen das System der Justiz durchaus kritisch. Oft sei das Rechtssystem nicht 
nachvollziehbar. Es gäbe zu viele juristische Spitzfindigkeiten, vorherige Abspra-
chen und Urteile seien zu mild oder nicht nachvollziehbar.  
Nur ein Schöffe hat für die Abschaffung des Schöffenamtes plädiert. Berufsrichter 
seien aufgrund der juristischen Fachkenntnisse vielleicht besser geeignet ent-
sprechende Entscheidungen zu treffen. Die anderen sprechen sich gegen eine 
Abschaffung aus. Maßgeblich sei e-
benserfahrung mit in die Urteile einfließe und auch mehr Transparenz geschaffen 
werde. Auch die Kontrolle der Justiz sei für sie dabei ein wichtiger Aspekt.   
3. Gesamtbetrachtung der Praxisauswertungen 
Insgesamt haben 19 Berufsrichter und 52 Schöffen an der Umfrage teilgenom-
men. Dass es sich aufgrund der wenigen Teilnehmer um keine repräsentative 
Erhebung der Ergebnisse handelt, lässt sich nicht bezweifeln. Dennoch lassen 
sich anhand der Ergebnisse zumindest Tendenzen erkennen. 
Die Berufsrichter halten die derzeitigen gesetzlichen Berufungsvoraussetzungen 
im gleichen Maße bedeutsam und sehen aktuell im Wesentlichen keinen Hand-
lungsbedarf des Gesetzgebers. Eine Mehrheit würde aber sowohl die Öffnung 
des Zugangs des Schöffenamtes für in Deutschland lebende Ausländer und vor 
allem für Unionsbürger befürworten als auch den Einsatz von fachkundigen 
Schöffen in der Wirtschaftsstrafkammer begrüßen. Das Interesse und das Enga-
gement der Schöffen haben sie eher divergierend erfahren. Nur vereinzelt wird 
aber von konkreten Problemen mit Schöffen aufgrund Erkrankungen, Befangen-
heit oder des Verhaltens berichtet.  
Fast alle befragten Schöffen haben sich für das Schöffenamt beworben und üben 
t-
ner. Mit einem Altersschnitt von 57 Jahren gehören die Befragten zum fortge-
schritten Lebensalter. Insgesamt lässt sich festhalten, dass sie sich mit ihrer 
Amtstätigkeit, den Verhandlungen und der Verantwortung des Amtes nicht über-
fordert fühlen. Auch empfinden sie dies in der Regel in ihren übrigen Lebensbe-
reichen nicht als zusätzlich belastend. Nur vereinzelt wird berichtet, dass es auf-
grund ihres Amtes zu Problemen gekommen sei. Allerdings sollte dabei ange-
merkt werden, dass sich die Befragten meist schon in einem Alter befinden, in 
denen die anderen Lebensumstände gefestigter sind als wie in jüngeren Jahren. 
Zudem ist auch eine größere Lebenserfahrung vorhanden. Alles in allem fühlen 
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sich die Schöffen in den Verhandlungen als Person des Gerichts wahrgenommen 
und gut bis sehr gut von den Berufsrichtern unterstützt. Von Problemen mit Be-
rufsrichtern und mangelnder Anerkennung durch diese wird nur vereinzelt berich-
tet. Die überwiegende Mehrheit empfindet sowohl die fünfjährige Amtszeit als 
auch ihre Entschädigung als angemessen. 
Sowohl die Berufsrichter als auch die Schöffen würden mehrheitlich eine Pflicht-
Fortbildung für die Schöffen vor Amtsbeginn begrüßen. Die Aussagen beider 
Gruppen decken sich auch hinsichtlich der verhaltenen Mitwirkung der Schöffen 
in den Verhandlungen. Dies könnte aber auch damit zusammenhängen, dass 
einige Berufsrichter keine Fragen von Seiten der Schöffen aufgrund ihrer fehlen-
den Erfahrung und dem darin liegenden Risiko erwünschen. Beide Gruppen tei-
len auch die Ansicht, dass Schöffen aufgrund ihrer fehlenden juristischen Kennt-
nisse und nicht realisierbaren Umsetzungsmöglichkeit nicht an Entscheidungen 
außerhalb der Hauptverhandlung beteiligt werden sollten. 
Gegenteilige Ansichten vertreten beide zum Th
alle Berufsrichter dies aufgrund dem damit einhergehenden organisatorischen 
Mehraufwand und der damit verlorengehenden Unvoreingenommenheit der 
Schöffen ablehnen, wünschen sich zwei Drittel der Schöffen ein Akteneinsichts-
recht. Sie erhoffen sich dadurch vor allem in umfangreichen und komplexen Pro-
zessen einen besseren Überblick und würden sich dann so in der Lage fühlen 
auch alle Aspekte in ihre Entscheidungen einfließen zu lassen. Sehr unterschied-
lich sind die Aussagen zur Beteiligung der Schöffen in Haftentscheidungen, dies 
scheint in der Praxis sehr verschiedenen gehandhabt zu werden. 
Bei der Urteilsfindung sind die Schöffen für eine leichte Mehrheit der Berufsrich-
ter kein wichtiger Bestandteil, da diese zumindest bei Spruchkörpern mit mehre-
ren Berufsrichtern zwischen allein diesen stattfinde. Dies deckt sich mit den Aus-
sagen einiger Schöffen, wonach diese sich von den Berufsrichtern nur geduldet 
und nicht als Person des Gerichts wahrgenommen fühlen. Die Mehrheit berichtet 
aber, dass sie immer oder zumindest häufig mit gleicher Stimme wie die Berufs-
richter an den Verhandlungen sowie bei der Urteilsfindung teilnehmen würden. 
Beide Gruppen sehen den Vorteil der Beteiligung von Schöffen in der dadurch 
höheren Akzeptanz der Justiz in der Bevölkerung und der damit verbundenen 
größeren Transparenz der Justiz nach außen. Für den überwiegende Teil der 
Schöffen ,aber auch einige Berufsrichter, bietet die Beteiligung der Bürger an 
sich ein Vorteil. Durch das Einbringen ,,Nicht-juristischer-
durch einen unvoreingenommen Blick von außen, würden noch andere Perspek-
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tiven aufgezeigt, die sonst vielleicht unberücksichtigt blieben. Beide Gruppen 
sehen in dem mit der Beteiligung von Schöffen verbundenen Mehraufwand und 
die dadurch längeren und aufwendigeren Verfahren Nachteile.  
Eine knappe Mehrheit der Berufsrichter und die Mehrheit der Schöffen sprechen 
sich gegen die Abschaffung des Schöffenamtes aus. Für beide Gruppen über-
wiegen die Vorteile der Beteiligung von Schöffen, insbesondere der dahinterste-
hende Gedanke der Bürger- und Laienbeteiligung und der Sinn des Schöffenam-
tes. Zudem werde so mehr Transparenz und so auch Akzeptanz der Justiz nach 
außen geschaffen. Etwas weniger als die Hälfte der Berufsrichter und ein Schöf-
fen haben die Abschaffung des Schöffenamtes befürwortet. Der Aufwand stünde 
nicht im Verhältnis zum Ertrag. Zumal sei der Einfluss der Schöffen im Ergebnis 
so gering, dass er schließlich vernachlässigt werden könne. Die Beteiligung sei 
sehr kompliziert und fehleranfällig, was letztlich im Ergebnis eine große Belas-
tung für das Verfahren und eine große Gefahr von Prozessausfällen darstelle.  
III. Schlussbetrachtung 
Diese Masterarbeit hat sich mit dem Schöffenamt und der Zusammenarbeit von 
Berufsrichtern und Schöffen auseinandergesetzt. Im Rahmen dessen wurde auch 
der Frage nachgegangen, inwieweit das Schöffenamt in der heutigen Zeit noch 
seine Daseinsberechtigung und Nutzen für die Strafrechtspflege hat. 
Im Theorieteil wurde gezeigt, dass das Schöffenamt in der heutigen Form auf die 
Forderung der Bevölkerung nach Bürgerbeteiligung in der Rechtsprechung als 
Form der Kontrolle zurückgeht. Zudem wurde dargestellt, dass Schöffen in der 
Strafgerichtsbarkeit in verschiedenen Spruchkörpern sowohl am Amts- als auch 
am Landgericht mitwirken. Dabei war festzustellen, dass sie mitunter auch ohne 
besondere Kenntnisse in sehr speziellen Spruchkörpern wie der Wirtschaftsstraf-
kammer eingesetzt werden. Ferner konnte dargelegt werden, dass der Gesetz-
geber trotz des vielfältigen Einsatzes der Schöffen nur wenige Anforderungen an 
die Person des Schöffen stellt, damit auch alle Gruppen der Bevölkerung in der 
Schöffenschaft vertreten sein und als Schöffen mitwirken können. Im Zuge des-
sen konnte gezeigt werden, dass dies aber auch zu Problemen bei der Auswahl 
der Schöffen führen kann. Darüber hinaus war festzustellen, dass die Rechte und 
insbesondere der Umfang der Rechte der Schöffen im Einzelnen in Rechtspre-
chung und Literatur durchaus unterschiedlich bewertet werden. Vor allem die 
Beteiligung von Schöffen an U-Haftentscheidungen während der Hauptverhand-




Insgesamt lässt sich anhand der Praxisauswertung festhalten, dass die Zusam-
menarbeit von beiden Seiten als überwiegend zufriedenstellend bewertet wird 
und die Schöffen auf die Berufsrichter weitgehend einen engagierten und inte-
ressierten Eindruck machen. Nur wenige Berufsrichter und Schöffen sind mit der 
Zusammenarbeit unzufrieden und bemängelten diese. Von Problemen wird bei-
derseits nur vereinzelt berichtet.  
Die von den befragten Berufsrichtern geäußerte Kritik an der Beteiligung von 
Schöffen deckt sich durchaus mit den kritischen Stimmen in der Presse zum 
Schöffenamt: Ein hoher Mehraufwand, längere und aufwendigere Verfahren so-
wie ein erhöhtes Risiko der Fehleranfälligkeit von Verfahren. 
Die kritischen Presseäußerungen der Schöffen zur starken Belastung durch das 
Schöffenamt lassen sich nur bedingt in den Ergebnissen der Umfrage der Schöf-
fen wiederfinden. Für die Mehrheit der befragten Schöffen stellt das Schöffenamt 
überwiegend keine oder nur eine geringe zusätzliche Belastung dar. Dabei darf 
man aber nicht verkennen, dass die Teilnehmer im Durchschnitt 57 Jahre alt sind 
und sich fast alle freiwillig beworben haben. Die Ergebnisse wären vielleicht an-
Schöffen teilgenommen hätten. Auch dürften die Lebensumstände der Teilneh-
mer, die sich bereits überwiegend im fortgeschrittenen Alter befinden, stabiler 
sein als bei jüngeren Personen. 
Die Untersuchungsergebnisse hinsichtlich der Frage der Beteiligung von Schöf-
fen an Haftfragen sowie der Überlassung von Aktenbestandteilen an Schöffen 
decken sich im Wesentlichen mit den Erkenntnissen aus dem Theorieteil. Die 
Schöffen werden in der Regel zumindest dann an Haftfragen beteiligt, wenn die-
se während der Anwesenheit der Schöffen in der Hauptverhandlung entschieden 
werden können. Es scheint wohl auch in der Praxis eine dahingehende Unter-
scheidung getroffen zu werden, wann am ehesten eine sachgerechte Entschei-
dung getroffen werden kann. Hinsichtlich eines Akteneinsichtsrechts der Schöf-
fen, dass von den Berufsrichtern einheitlich abgelehnt wird, besteht auch unter 
den Schöffen Uneinigkeit, insbesondere vor dem Hintergrund unvoreingenom-
men in die Sitzungen gehen zu wollen. Von Gesetzes wegen ist hinsichtlich der 
Befugnisse der Schöffen bei der Beteiligung in Haftfragen oder einem Recht auf 
Akteneinsicht keine Regelung getroffen worden. An anderen Stellen, wie zum 
Beispiel beim Fragerecht, hat der Gesetzgeber hingegen ausdrücklich eine Ein-
schränkung der Befugnisse (§§ 241 Abs. 2, 240 Abs. 2 StPO) vorgenommen. 
Wünschenswert wäre es, wenn der Gesetzgeber hinsichtlich des Akteneinsichts-
rechts bzw. der Überlassung von Aktenteilen an Schöffen sowie der Beteiligung 
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von Schöffen an Untersuchungshaftentscheidungen nachbessert und entspre-
chende Regelungen trifft. Derzeit scheint dies sehr unterschiedlich gehandhabt 
zu werden. Die Rechte der Schöffen untereinander scheinen sich daher Umfang 
zu unterscheiden. Nur bei einer klaren Regelung würde so letztlich allen Schöffen 
die gleichen Mitwirkungsrechte auch untereinander und im gleichen Umfang zu 
stehen. 
Der Gesetzgeber dürfte sich künftig auch verstärkt mit der Frage auseinanderzu-
setzen haben, ob nicht eine Öffnung des Schöffenamtes für Ausländer oder zu-
mindest für Unionsbürger in Betracht zu ziehen ist und wie diese gesetzlich trotz 
des Art. 20 Abs. 2 GG umgesetzt werden könnte. Gerade unter dem Gebot der 
Berücksichtigung aller Bevölkerungsgruppen im Schöffenamt (§ 36 Abs. 2 S. 1 
GVG) und der wachsenden Anzahl in Deutschland lebender Ausländer wird dies 
auch zukünftig thematisiert werden. Unter den befragten Berufsrichtern wird dies 
jetzt schon mehrheitlich befürwortet. Handlungsbedarf des Gesetzgebers könnte 
auch hinsichtlich der Forderung nach verpflichtenden Fortbildungen für Schöffen 
sowie vor allem hinsichtlich des Einsatzes von fachkundigen Schöffen in der 
Wirtschaftsstrafkammer bestehen. Mit einer verpflichtenden Fortbildung aller 
Schöffen, die sie gleichermaßen schult, könnte der ein oder andere Schwach-
punkt (z. B. hinsichtlich des Verhaltens und der Äußerungen in den Verhandlun-
gen), welcher von den Berufsrichtern angegeben wurde, durch gezielte Schulung 
beseitigt werden. So könnten die Risiken, die die Beteiligungen von Schöffen mit 
sich bringen, minimiert werden. 
Abschließend ist die Frage der Daseinsberechtigung und Nutzen der Schöffen für 
die Strafrechtspflege zu betrachten. Auf der einen Seite birgt die Beteiligung von 
Laienrichtern aufgrund des insgesamt aufwendigen und mitunter komplizierten 
Verfahrens von ihrer Auswahl bis einschließlich ihrer eigentlichen Beteiligung 
sowie ihre fehlenden juristischen Kenntnisse ein erhöhtes Risiko der Fehleranfäl-
ligkeit von Verfahren. Man darf auch nicht vergessen, dass die Berufung in das 
Amt des Schöffen einen großen Eingriff in das Leben derjenigen Person darstellt, 
die in das Amt berufen wird. Dies kann durchaus zu Problemen im familiären 
oder beruflichen Bereich führen. Auf der anderen Seite können Schöffen mit ihrer 
vielfältigen Lebenserfahrung jedoch auch zu einer lebensnahen Wahrheits- und 
Rechtsfindung beitragen, sofern man ihre Beteiligung anerkennt und ihren Wert 
für das Verfahren nutzt. Vor allem trägt ihre Beteiligung nicht unerheblich zur 
Akzeptanz und Transparenz der Justiz nach außen bei. Sicherlich unterscheiden 
sich die heutigen Verhältnisse, von denen die ursprünglich zur Einführung des 
Schöffenamtes geführt haben, dahingehend, dass die Wahrnehmung des Rich-
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teramtes bzw. die Arbeit in der Justiz insgesamt nicht mehr allein privilegierten 
Menschen zusteht, sondern heute alle Gruppen der Bevölkerung im Richteramt 
und in der Justiz vertreten sind. Ferner sind Richter heute sachlich unabhängig 
und kein Instrument der Regierung mehr. Die Justiz befindet sich auch nicht 
mehr in einer Art Elfenbeinturm und die Distanz der Bevölkerung zur Arbeit der 
Justiz ist heute geringer ist als dies noch zu Zeiten der Schaffung des GVG der 
Fall gewesen sein mag. Es darf aber nicht vergessen werden, dass nur ein klei-
ner Teil der Bevölkerung im Bereich der Justiz arbeitet, allein dadurch kann nicht 
ausreichend Transparenz der Justiz nach außen und infolgedessen auch Akzep-
tanz geschaffen werden. Vor allem in der heutigen Zeit, in der in Teilen der Be-
völkerung auch wieder begonnen wird, staatliche Institutionen und ihre Entschei-
dungen in Frage zu stellen, darf man dies nicht unterschätzen. Insgesamt ist da-
her festzustellen, dass die Beteiligung von Schöffen trotz einiger Schwachpunkte 
dennoch ihre Daseinsberechtigung und ihren Nutzen in der Strafrechtspflege hat. 
Dabei obliegt es dem Gesetzgeber diesbezügliche Schwachstellen zu beseitigen, 
um so auch bei den dem Schöffenamt kritisch gegenüberstehenden Berufsrich-
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Anhang 1: Merkblatt für Schöffen336:  
 
  
                                               





















































Anhang 6: Ergebnisse der Richterabfrage337 
Insgesamt haben 19 Berufsrichter an der Umfrage teilgenommen. Teilweise wur-
den aber nicht alle Frage von allen Berufsrichtern durchgängig beantwortet und 
Begründungen angegeben. . 
 
 




Frage 2: Wie lange arbeiten Sie schon bei einem Schöffengericht bzw. wie lange 
haben Sie bei einem Schöffengericht gearbeitet? 
 
 
Im Durchschnitt liegt die Berufserfahrung mit Schöffen bei 7,37 Jahren. 
  
                                               
337 Hinweis zu den Diagrammen: Die y-Achse weist die Anzahl der Berufsrichter aus, die die Frage 















3. Bei welchem Spruchkörper haben Sie bereits mit Schöffen und Schöffinnen 
zusammengearbeitet? (Mehrfachauswahl möglich)  
 
 




























1 2 3 4
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Frage 4: Sollten Schöffinnen und Schöffen vor ihrem "Einsatz" verpflichtend eine 





unabdingbar, allein um Befangenheitsanträgen entgegen zu wirken 
Damit sie wissen, welche Rolle sie im Prozess spielen, was sie dürfen und was 
sie tunlichst sein lassen sollten. 
Das erspart eine lange Einführung vor der ersten Sitzung und vermeidet Unsi-
cherheiten und Fehler . 
Oft haben die Schöffen sehr wenig Verständnis vom Wesen des Strafprozesses, 
so dass sie erst "eingearbeitet" werde müssen. Das kostet Zeit! 
es wäre hilfreich, wenn alle Schöffen dieselbe - kompetente - Einführung erhiel-
ten und somit auf einem vergleichbaren Wissenstand sind 
für den Fall der erstmaligen Schöffentätigkeit 
Grundlegende Kenntnisse zur "Rolle" der Schöffen im Strafprozess sind für die 
Ausübung des Amtes unabdingbar; z.B. zum Verhalten zur Vermeidung von Be-
fangenheitsanträgen 
z.T. haben Schöffen keine Vorstellung davon, wie sie sich in der Sitzung verhal-
ten dürfen. 
Schöffen haben zu Beginn ihrer Tätigkeit oftmals viele Fragen, die im Rahmen 
einer Fortbildungsveranstaltung beantwortet werden können. Sie sollen zudem 
dahingehend unterrichtet werden, wie sich die Praxis gestalten wird und was 
konkret auf sie zukommen wird. M. E. ist fraglich, ob die Einführung eine ver-
pflichtende Veranstaltung sein muss, es genügt auch ein entsprechendes Ange-














Andernfalls fällt es juristischen Laien sehr schwer, den Beratungen zu folgen. Die 
notwendige Aufklärung kann nicht allein durch die Richter in den Beratungen 
erfolgen, eine gewissen Vorbildung ist erforderlich. 
Die Schöffen müssen sich mit ihrem Amt und ihren Rechten sowie Pflichten aus-
einandersetzen. Eine verhandlungsbezogene Einweisung können die Vorsitzen-
den nicht leisten. Da Schöffen bare auch jederzeit Fragerechte wahrnehmen 
können, ist ihre Fortbildung meines Erachtens dringend und verpflichtend erfor-
derlich, um den Verhandlungsablauf nicht zu stören. 
 
 
Frage 5: Bewerten Sie die Bedeutung der gesetzlichen Berufungsvoraussetzun-
gen von Schöffinnen und Schöffen aufgrund Ihrer Erfahrungen. 
 












































Unwichtig Egal Wichtig Sehr Wichtig
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3. Höchstalter von 70 Jahren: 
 
4. Gesundheitliche Eignung: 
 
5. Ausreichende Deutschkenntnisse: 
 



































Unwichtig Egal Wichtig Sehr Wichtig
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Unwichtig Egal Wichtig Sehr Wichtig
 
XXVIII 
Die Frage ist von einem Berufsrichter nicht beantwortet worden. 
 
Frage 6: Würden Sie sich weitere gesetzliche Berufungsvoraussetzungen wün-
schen? Wenn ja, geben Sie diese bitte an und begründen Sie kurz, warum diese 
Ihrer Ansicht nach bei der Auswahl der Schöffinnen und Schöffen eine Rolle spie-
len sollten. 
  




pädagogische Kenntnisse im Jugendstrafrecht hilfreich 
kein politischer Proporz 
Keine Verurteilung zu Freiheitsstrafen in den letzten 5 Jahren 
 vor der Ernennung. 
Keine Vorstrafen wegen einer Vorsatztat im  
Bundeszentralregister über 90 Tagessätze.  
Gem. § 32 GVG können Schöffen, die wegen einer vorsätzlichen 
Straftat zu einer Freiheitsstrafe von 
 mehr als 6 Monaten verurteilt worden sind, nicht gewählt werden. 
 Das Schöffenamt erfordert aber eine Integrität von großem Aus-
maß. Es ist meines Erachtens erforderlich,  
dass dies durch die Personen, die als ehrenamtliche Richter über 
Straftaten urteilen sollen, über diese Integrität verfügen, um nicht in 
















Frage 7:  
Vor dem Hintergrund der wachsenden Anzahl in Deutschland lebender Unions-
bürger und Ausländer wird der Zugang zum Schöffenamt auch für diese Perso-
nen gefordert. Würden Sie dies befürworten? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
 
In beiden Fällen wurde um eine Begründung gebeten: 
 
Dadurch könnte das gegenseitige Verständnis von Angeklagten u. Gericht ver-
bessert werden. 
Solange ausreichende Deutschkenntnisse vorhanden sind, bestehen hiergegen 
keine Bedenken. 
Wer hier für länger lebt, sollte auch beteiligt werden (Integration) 
Unionsbürger, ausreichende Deutschkenntnisse 
Keine Bedenken, falls die Interessenten wirklich ausreichend Deutsch sprechen 
es gibt keine sachlichen Gründe, Unionsbürger nicht zuzulassen 
Entscheidend ist meines Erachtens nicht die Nationalität, sondern die generelle 
Geeignetheit des Schöffen. Dieser muss die deutsche Sprache sehr gut verste-
hen  und sprechen können, die deutsche Werte- und Rechtsordnung kennen und 
akzeptieren sowie in Deutschland gut integriert sein. Demgegenüber wären 
Schöffen ungeeignet, die in Deutschland in einer Parallelgesellschaft leben und 
sich gegenüber anderen Volksgruppen abgrenzen. 
Schöffen machen nur Sinn, wenn sie tatsächlich die "Zivilgesellschaft" abbilden. 
Und dazu gehören Unionsbürger und Ausländer.  Im Übrigen haben auch Ange-
klagte und Zeugen nicht ausschließlich die deutsche Staatsangehörigkeit,  ent-
sprechende Besetzungen könnten daher die Akzeptanz des Gerichts und das 

















Rechtsprechung - von Schöffen gleichberechtigt ausgeübt mit den Berufsrichtern 
- ist (unmittelbare) Ausübung staatlicher Gewalt,  
die deutschen Staatsangehörigen vorbehalten ist (Art. 20 Abs. 2 GG). 
Es ist wichtig, dass die Schöffinnen und Schöffen im deutschen Rechts- und Ver-
fassungssystem aufgewachsen sind. 
s. o. Die deutsche Staatsangehörigkeit sollte weiter Voraussetzung für die Aus-
übung von Gerichtsbarkeit als hoheitlicher Gewalt sein. 
Meines Erachtens sollten die in Deutschland gewachsenen Werte und Normen 
Maßstab einer Entscheidung sein. Die in Deutschland lebenden Ausländer haben 
sich dem entsprechend diesen Werten und Normen anzupassen. Eine Entwick-
lung der Werte und Normen hat erst durch die Gesellschaft insgesamt zu erfol-
gen. Wenn Ausländer zu Schöffen gewählt werden, besteht die Gefahr, dass 
ausländische Werte und Normen in die Urteilsfindung übernommen werden. Dies 
halte ich insbesondere bei den Themen Gleichberechtigung, Demokratie, Ge-
waltverzicht und Akzeptanz des staatlichen Gewaltmonopols sowie insbesondere 
der Gleichberechtigung der Frau für untragbar.  
 
 
Frage 8: Gab es schon einmal Probleme mit Schöffinnen und Schöffen aufgrund 
ihrer politischen oder religiösen Überzeugung? Wenn ja, geben Sie bitte an, wo-
rin diese konkret lagen. 
 
 
Es wurde um eine Angabe gebeten, worin die Probleme konkret lagen: 
unfähig zur Strafe wegen Mitleid mit dem Angeklagten 
Aber ich bin auch erst kurze Zeit dabei. Ich habe von Kollegen schon gehört, 














Frage 9: Haben Sie das Gefühl, dass Schöffinnen und Schöffen interessiert und 
engagiert sind? 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
Frage 10a: Bewerten Sie die Mitwirkung der Schöffinnen und Schöffen in den 
Verhandlungen hinsichtlich ihres Rechts zur Beweisanregung. 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
Frage 10b: Bewerten Sie die Mitwirkung der Schöffinnen und Schöffen in den 
Verhandlungen hinsichtlich ihres Fragerechts. 
 














Wenig Teils teils Ziemlich Sehr
12 
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Frage 11: Sind eigene Fragen der Schöffinnen und Schöffen Ihrerseits er-
wünscht? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
 
Die Schöffen sollen aktiv an der Verhandlung teilnehmen. Das Fragerecht gibt 
den Schöffen ein gutes Gefühl. 
teils, teils, können der Sachaufklärung dienlich sein, können je nach Fragegestal-
tung aber auch Befangenheitsanträge provozieren 
Aber nur bei Vorbildung der Schöffen, damit sie sich nicht durch Fragen der Ge-
fahr der Befangenheit aussetzen 
Evtl. wird etwas von den Profis übersehen. 
Weil sie das Recht haben und zur Sachaufklärung beitragen können. 
Sie sind in der Regel nachvollziehbar und weiterführend. 
aber nicht direkt, sondern nur vermittelt über mich, um Befangenheitsanträge 
wegen unglücklicher Formulierungen zu vermeiden 
Allerdings sollte mit den Schöffinnen und Schöffen genau besprochen werden, 
wie Fragen gestellt werden sollen, um nicht die Besorgnis der Befangenheit 
durch die Art der Fragestellung zu provozieren. 
Schöffen sollen ein Urteil mittragen. Sie müssen alle für Ihre Urteilsbewertung 
relevanten Fragen und Fakten erhalten, auch wenn der Vorsitzende sie nicht für 
wesentlich erachtet. Daher ist ein eigenes Fragerecht zwingend erforderlich. Es 
kommt immer wieder vor, dass Fragen der Schöffen ein neues Licht auf das Ver-



















Es besteht immer die hohe Gefahr, dass die Schöffen durch eine unbedachte 
Frage eine Befangenheit begründen 
kann aufgrund der fehlenden Erfahrung bei inhaltlich problematischen Fragen zu 
unerwünschten Effekten führen 
große Gefahr des Anscheins der Befangenheit, letztlich selten zielführend 
Eigene Fragen entsprechen der Richterrolle. Sie bergen aber auch Gefahren, 
etwa, dass Sie ungeschickt  formuliert sind im Hinblick auf eine etwaige Vorfest-
legung auf ein bestimmtes Ergebnis. Dieses Risiko ist m.E. aber dem System der 
Beteiligung der Schöffen an der Rechtsfindung immanent. 
Sie sind nicht verboten, aber von mir nicht erwünscht. Sie mögen über den Vor-
sitzenden formuliert werden. 
Gefahr von Befangenheitsanträgen 
Schöffen stellen Fragen nicht selten ungeschickt und in einer Weise, die Anlass 
zu Befangenheitsanträgen geben könnten. Ich rege deshalb bei den Schöffen an, 
ihre Fragen zunächst den Richtern zu nennen (z.B. bei Sitzungsunterbrechun-
gen), die dann notfalls eingreifen können. Grundsätzlich habe ich natürlich keine 
Bedenken, dass Schöffen Fragen stellen. 
 
Frage 12: Sofern die Schöffinnen und Schöffen nicht von ihrem Fragerecht Ge-
brauch machen sollen, wie wird sichergestellt, dass sie dennoch alle für sie rele-
vanten Informationen erhalten? 
Beweisaufnahme und Beratung 
Fragen der Schöffen könnten an den Vorsitzenden weitergegeben werden, der 
sie stellt 
Ich gehe davon aus, dass sie zuhören und Fragen stellen, soweit sie nicht folgen 
können. 
Ausgiebige Beratungen 
Beratung mit Berufsrichtern über mögliche zu stellende Fragen im Vorfeld 
Vermittlung durch die Berufsrichter 
Die Schöffen verfolgen die Hauptverhandlung und werden durch das Gericht mit 
dem Gegenstand des Verfahrens vertraut gemacht. 
Gespräche mit dem Vorsitzenden                Mitlesen der Anklage                Not-
falls Blick in die Akten 
Formulierung der Fragen durch den Vorsitzenden 
Ich achte immer darauf, dass die Schöffen vor der Urteilsfindung umfassend in-
formiert sind. Dies wird in erster Linie durch die durchgeführte Beweisaufnahme  
 
XXXIV 
und die dem Urteil vorausgehende Beratung der Kammer gewährleistet. Gerade 
in Beratung nutzen Schöffen häufig die Gelegenheit, um Fragen zu stellen und 
sich juristische Dinge erklären zu lassen. 
Sie könnten die Fragen einfach durch die Berufsrichter stellen lassen. 
 
 
Frage 13: Lassen sich Schöffinnen und Schöffen eine Abschrift des Anklagesat-
zes aushändigen? 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
 
Frage 14: Ist die/der Schöffin/Schöffe ein wichtiger Bestandteil bei der Urteilsfin-
dung? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
 
Insbesondere hinsichtlich der Strafzumessung finden interessante Diskussionen 
statt. 
Die Schöffinnen und Schöffen geben gute Anregungen und zwingen die Berufs-




























Das kommt ganz auf die Schöffen an! 
ergibt sich aus dem Gesetz 
Die Schöffen sind voll stimmberechtigt und müssen daher vom Urteil überzeugt 
sein. Im Entscheidungsfindungsprozess ist aber ein Übergewicht der Berufsrich-
ter nicht zu leugnen. 
3 Augenpaare sehen mehr als eines; die Lebenserfahrung der Schöffen spielt 
eine große Rolle 
Der Schöffe ist ein wesentliches Korrektiv bei der Beweiswürdigung und auch bei 
der Strafmaßfindung. Durch den Einsatz von Schöffen haben die Berufsrichter 
Gelegenheit zu erfahren, wie ein Fall von außen und ohne Hintergrundwissen 
und Aktenkenntnis bewertet wird. Vor allem haben Sie die Möglichkeit der Über-
prüfung, ob eine gewisse Betriebsblindheit vorliegt. Dazu ist der Austausch so-





I.d.R. folgen sie dem Vorschlag des Vorsitzenden, da sie nicht die erforderlichen 
Kenntnisse zur Rechtsfolgenfindung haben. Einfluss nehmen sie allenfalls auf 
das Strafmaß und die Nebenfolgen. 
Eigentlich nicht, weil sie sich in der Regel der Auffassung der Berufsrichter an-
schließen 
Manche tragen nur unqualifizierte Kommentare bei, andere sind hilfreich. 
Letztlich geben die Berufsrichter die Richtung des Urteils vor, Schöffeneinfluss ist 
nur marginal 
Meines Erachtens findet die Urteilsfindung in einer großen Strafkammer in aller 
erster Linie zwischen den Berufsrichtern statt. Die Tatsachverhalte sind häufig so 
komplex und umfassend, dass Schöffen diese nur schwer durch das Erleben der 
Hauptverhandlung erfassen können. Ich bin der Ansicht, dass die Qualität der 
Rechtsfindung nicht leiden würde, wenn es die Mitwirkung von Schöffen nicht 
geben würde. 
Ich habe bisher noch keinen Grenzfall erlebt und sitze immer mit mindestens 1 
erfahrene Kollegen. Innerhalb dieses Rahmens hat man in der Regel eine Vor-
stellung bzgl. des Urteils. In Kammern mit nur 1 Berufsrichter kann ich mir Schöf-
fen hilfreicher vorstellen,  einfach wegen des Austausches und der Möglichkeit 




Frage 15: Welche konkreten Probleme hatten Sie bereits in der Zusammenarbeit 
mit Schöffinnen und Schöffen? 
keine nennenswerten 
Keine Einigung möglich 
Befangenheitsantrag der Verteidigung wegen Rüge eines Schöffen ggü. dem 
bestreitenden Angeklagten, er möge die Tat (sexueller Missbrauch) doch endlich 
gestehen und dem Opfer so die weitere Aussage ersparen 
Keine Probleme, die nicht zu lösen gewesen wären. 
 Termin vergessen        - eingeschlafen        - unzureichende Verhinderungsgrün-
de        - suggestive Fragen 
Totale Voreingenommenheit wie z.B. "alle Polen klauen, alle Ossis lügen"                
Verhältnismäßig oft erscheinen Schöffen gar nicht oder verspätet zu den anbe-
raumten Terminen 
gesundheitliche Probleme bei Großverfahren 




Tendenziöse Fragestellung; Überzeugung von der Schuld eines Angeklagten 
wegen seiner Zugehörigkeit zu den Roma 
Es gab hin und wieder Probleme mit Schöffen, die gesundheitliche Probleme 
hatten. Das Beweisprogramm der Kammer musste dann teilweise reduziert oder 
zeitlich gestreckt werden. Zudem gibt es in selten Fällen auch Schöffen, die 
selbst guten Erklärungen und  Argumenten der Berufsrichter nicht zugänglich 
sind und ohne sachliche Begründungen 
Entscheidungen nicht mittragen wollen. Diese haben dann beispielsweise den 
Berufsrichtern nur mitgeteilt "ich sehe das anders" und "ich kann ihren Weg nicht 
mitgehen". 
Bisher keine, aber Krankheiten etc. sind ein Problem bei längeren Verfahren am 
Landgericht, das bei der Terminsfindung, die ohnehin schwer geworden ist, stets 
mitbedacht werden müssen. 





Frage 16: Mussten Sie gegen eine Schöffin oder einen Schöffen bereits schon 
einmal ein Ordnungsgeld verhängen? 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
Die Berufsrichter wurden bei der Antwortmögli
aus welchen Gründen ein Ordnungsgeld verhangen werden musste: 
wegen unentschuldigtem Ausbleiben 
Termin verschwitzt. 
Mehrfache Terminsversäumung 




Frage 17: Mussten Schöffinnen und Schöffen schon einmal wegen Befangenheit 
abgelehnt werden? 
 



























aus welchen Gründen die Schöffinnen und Schöffen ausgeschlossen werden 
mussten: 
Wenn die gesamte Kammer abgelehnt wird. 
 Äußerungen im Vorfeld        - Nähe zum Opfer  oder Angeklagten 




Frage 18: Ist wegen einer Schöffin oder eines Schöffen schon einmal ein Prozess 
"geplatzt"? 
 
Die Frage ist von zwei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
aus welchen Gründen der Prozess ,,gepla  
längere Erkrankung 

















Frage 19: Wirken bzw. wann wirken Schöffinnen und Schöffen bei Haftentschei-
dungen mit? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage ist von drei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
 
Gerade hinsichtlich der Frage, ob eine Strafe zur Bewährung aus-
gesetzt wird oder nicht, ist die Meinung der Schöffen oft sehr 
brauchbar. 
 
Begründung zur  
nur bei Haftentscheidungen, die in der HV getroffen werden, etwas mit Urteils-
verkündung 
Im Rahmen der HV werden sie beteiligt, ihnen fehlen aber regelmäßig die Kennt-
nisse der Voraussetzungen von U-Haft 
Immer, wenn die Haftentscheidung im Rahmen der HV getroffen wird (Haftfort-
dauerbeschluss), sonst nie. 
Bei Haftentscheidungen im Zusammenhang mit der Urteilsverkündung und gele-
gentlich bei Anträgen in der Hauptverhandlung 
sie wirken mit, wenn im Rahmen der HV auch über die Fortsetzung der U-Haft 
entschieden wird. ansonsten nicht. 
in Hauptverhandlung ja, ansonsten nicht praktikabel, da Schöffen nicht immer 
erreichbar 
nur bei den Haftentscheidungen bei der Urteilsverkündung 
In der Hauptverhandlung ja, sonst nicht. 
Keine eigene Erfahrung. 
Im Rahmen der HV, wenn über die Fortdauer oder Aufhebung von Haftbefehlen 
zu entscheiden ist. 
Die Fortdauerentscheidung § 268b StPO haben die Schöffen mitzuentscheiden. 















fen, die diese nicht haben zu treffen. Gleichwohl sollten bei Haftentscheidungen 
in laufender Hauptverhandlung  auch das Ergebnis der Zwischenberatungen er-
fasst werden.  
 
 
Die meisten Haftentscheidungen werden gem. der Strafprozessordnung 
außerhalb der Hauptverhandlung und nur mit den Berufsrichtern getroffen. 
Das ist gesetzlich nicht vorgesehen! Es entscheidet die Kammer in der Be-
setzung außerhalb der HV! 
 
 
Frage 20: Sollte Schöffinnen und Schöffen ein gesetzliches Akteneinsichtsrecht 
zustehen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage ist von drei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
 
Auf der Geschäftsstelle. 
 
 
Dies würde zu viel Arbeitsaufwand für Schöffen bedeuten. Eine Einsicht der Akte 
ist nicht erforderlich, um alles zu verstehen. Das ist jedenfalls der Idealfall. 
So sind sie nicht vorbefasst und können ihre Informationen ausschließlich aus 
der Hauptverhandlung schöpfen. 
dürfte für die meisten Schöffen zu "schwierig" sein, den Akteninhalt nicht mit zu 
berücksichtigen 
Sie sollen den Eindruck aus der Hauptverhandlung schöpfen. 
Die Gefahr der Voreingenommenheit wächst, außerdem dass Akteninhalte an die 
Öffentlichkeit gelangen. 















Das Besondere an der Laienbeteiligung ist eine völlig unbefangene und nur aus 
der Hauptverhandlung schöpfende herangehensweise 
Sie sollen ja gerade unvoreingenommen sein. Außerdem würden viele das auch 
nicht lesen wollen. 
es besteht die Gefahr, dass die Schöffen dadurch voreingenommen werden 
Inbegriff der Hauptverhandlung auch für Schöffen maßgeblich 
sie sollen aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung schöpfen 
Am Amtsgericht reicht der Eindruck aus der Hauptverhandlung. 
Fakultative Einsicht je nach Bedarf reicht aus. 
Die zeit zur Vorbereitung ist ohnehin eng. Wenn nach noch viele Verteidiger da-
bei sind, würde es die Akten zu lange "entfernen". Im Übrigen sollen gerade die 
Schöffen aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung schöpfen. 
M.E. sollten die Schöffen gerade unbefangen aus dem Ergebnis der Hauptver-




Frage 21: In MV beriet man, ob in Wirtschaftsstrafkammern aufgrund der spezifi-
schen Themen künftig fachkundige ehrenamtliche Richter/-innen eingesetzt wer-
den sollen. Würden Sie eine solche Regelung befürworten? Bitte begründen Sie 
Ihre Antwort. 
 

















Für Laien häufig uninteressant und nur schwer zu verstehen. 
Laien sind kaum in der Lage, komplexe wirtschaftliche Sachverhalte zu erfassen. 
Ohne Fachkenntnisse ist eine sinnvolle Beteiligung gar nicht möglich. 
Keine schlechte Idee, die Berufsrichter müssen dann nicht alles erklären. 
Das erhöht die Kompetenz. Das Laienelement bleibt trotzdem erhalten. 
Sachkenntnis ist immer gut! 
Fachkompetenz ist immer hilfreich! 
Ähnlich wie in Jugendsachen könnte sich das bewähren 
alle anderen Schöffen können in diesen Sachen kaum folgen 
Die Materie ist für "Laien" schwer zugänglich und wegen der Zahlenlastigkeit 
auch wenig lebensnah. 
kennen wir aus der Arbeitsgerichtsbarkeit und bei den Kammer für Handelssa-
chen 
Betriebswirtschaftliche Fachkenntnisse wären hilfreich. 
Je fachspezifischer ein Thema ist, desto mehr Sinn macht dies, gerade im Hin-
blick auf die Möglichkeit, der Hauptverhandlung folgen zu können.  
Salopp formuliert: Fahrraddiebstahl kann quasi jeder nachvollziehen, Cum-Ex 
weniger. 
Wirtschaftliche und steuerliche Fachkunde sind für das Gericht von großem Vor-
teil. 
 Letztlich bringt es auch nichts, wenn Schöffen an Sachverhalten arbeiten,  
von denen sie nichts verstehen. Dies ist bei Wirtschaftsstrafsachen recht schnell 








Frage 22: Würden Sie es generell befürworten, wenn Schöffinnen und Schöffen 
auch außerhalb der Hauptverhandlung in gerichtliche Entscheidungen des Ver-
fahrens einbezogen würden? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage ist von drei Berufsrichtern nicht beantwortet worden. 
 
B  
Nicht viele Entscheidungen des Gerichts können durch unsachkundig getroffen 
werden. 
Ist nicht praktikabel. 
unzweckmäßig, Schöffen sind ja nicht kurzfristig zu erreichen 
Zu viele Zeit- und Reibungsverluste in der täglichen Arbeit. 
Erheblicher Mehraufwand ohne Nutzen 
Nein, das wäre organisatorisch kaum machbar. 
Das verkompliziert und verzögert das Verfahren. 
Sie sind ja schon oft mit den Entscheidungen in der HV überfordert! Wie sollte 
das außerdem praktisch 
Anders gefragt, warum sollten sie? 
sehe keinen Mehrwert bei unlösbaren praktischen Problemen 
fehlende Fachkunde 
Zu hoher Organisationsaufwand. 
zu viel Aufwand, kein Ertrag 
Organisatorisch kaum möglich, großer Arbeitsaufwand für die Schöffen, die meist 
schon mit der Teilnahme an den Sitzungen an ihre Grenzen kommen. 
Aufgrund des zeitlichen Drucks und der Menge an Arbeit würde es die Arbeit 
unnötig verkomplizieren. 
Die Umstände sind zu schwierig, um die Schöffen einbeziehen zu können.  
Diese müssten dann zu den HV-Terminen zu weiteren Beratungsterminen einbe-
















diskutiert werden.  Dies würde der Unvoreingenommenheit schaden.  
 
 
Frage 23: Worin sehen Sie die Vor- und Nachteile der Einbindung von Schöffin-




Blick von Außen        Transparenz        interessante Gespräche 
Man bekommt Feedback von außen und sieht evtl. Aspekte, die man sonst nicht 
beachtet würden. 
Sie machen die Rechtsprechung nach außen transparenter. 
Bürgerbeteiligung        - Blickfelderweiterung durch Laien        -
Erklärungsnotwendigkeit der     Berufsjuristen        - Verankerung der Strafjustiz 
in der Gesellschaft 
Akzeptanz in der Bevölkerung 
Volkes Stimme, Transparenz der Justiz 
Möglichkeit, "gesunden Menschenverstand" zu importieren.        Steigerung der 
Transparenz der Justiz 
Akzeptanz der Justiz in der Öffentlichkeit (Schöffen erzählen von ihrer Tätigkeit 
und davon, wie ausgewogen Justiz arbeiten muss, im Übrigen sieht die Gesell-
schaft, dass nicht nur "Berufsjuristen" die Entscheidungen treffen)     
Eine auf mehrere Personen gestützte Beweiswürdigung. 
Das Einbringen des Volksempfindens in die Urteilsausgestaltung.  















Mehrarbeit für d. Richter 
längere Verfahrensdauer, es ist in der Kürze der unmöglich, den Schöffen alle 
entscheidungsrelevanten rechtlichen  und tatsächlichen Umstände (insbesondere 
zu den Rechtsfolgen) zu erklären, sodass sie nur auf Grundlage ihrer ganz unzu-
reichenden Kenntnisse mitwirken müssen 
Kosten Geld und sind in den seltensten Fällen verfahrens- und urteilsförderlich. 
Probleme beim gesetzlichen Richter        - Aufwendige Ladungen und Betreuun-
gen der Schöffinnen und Schöffen        - Zeitaufwand für berufstätige Schöffinnen 
und Schöffen 
es ist ein organisatorischer Mehraufwand, dem kein vergleichbarer Vorteil ge-
genübersteht. Zudem können lange Verfahren für Schöffen sehr belastend sein 
Einfallstor für Störfaktoren (Erkrankung, Befangenheit, Besetzungsfehler) 
Verfahren werden aufwendiger.        Schöffengewinnung zumindest in der Groß-
stadt zunehmend schwieriger 
Gefahr von Befangenheitsanträgen  Rechtliche Erwägungen sind Schöffen teil-
weise kaum erklärbar großer Aufwand, fast kein positiver Beitrag der Schöffen 
wenn sie schlecht geschult sind, verstehen sie nicht, was sie tun; das hält den 
Betrieb auf und birgt die Gefahr, "seltsamer" Fragen etc.         - ein Punkt für Feh-
lerquellen (Besetzung / Befangenheit) 
Terminsabsprachen 
Dauer von Beratungen und Erforderlichkeit von Erklärungen  




Frage 24: Würden Sie aufgrund Ihrer Beantwortung der Frage 23 für eine Ab-
schaffung des Schöffenamtes plädieren? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 

















Der Nutzen steht in keinem Verhältnis zum Mehraufwand im Vergleich zu Einzel-
richtersachen. Der Einfluss der Schöffen auf die Entscheidung ist i.d.R. so gering, 
dass er vernachlässigt werden kann.  
Die Beteiligung von Schöffen birgt das Risiko von Prozessausfällen (Erkrankun-
gen, unentschuldigtes Nichterscheinen, Urlaub bei unvorhergesehenen Fortset-
zungen etc.) 
An sich ja, aber dann kommt sicherlich wieder der "Juristenklüngel-Vorwurf". 
Die Auswahl der Schöffen von der Aufstellung der Listen bis zu der Heranzie-
hung der jeweiligen Schöffen ist derart kompliziert und fehleranfällig, dass dies 
eine große Belastung für das Verfahren darstellt. Häufig erscheinen sie auch 
nicht zum Termin und es müssen Hilfsschöffen herangezogen werden. Diese 
sind oft überlaunig und sehen den Einsatz als persönliche Belastung. Auch im 
Laufe des Verfahrens ist die Absprache von Folgeterminen schwieriger, wenn 
neben allen anderen Beteiligten  auch noch auf die Schöffen Rücksicht zu neh-
men ist. Dem steht selten ein messbarer Mehrwert gegenüber. 
die möglichen Vorteile wiegen die Nachteile nicht auf. 
Viel Aufwand, wenig Ertrag 
Gefahr von Befangenheitsanträgen        Rechtliche Erwägungen sind Schöffen 




Die Vorteile überwiegen 
Der Gedanke der Bürger- und Laienbeteiligung ist zu wichtig. Allerdings müsste 
bei der Auswahl noch genauer hingeschaut werden und Schöffinnen und Schöf-
fen besser vorbereitet und auch "vorgewarnt" werden. Auch müssten die Rege-
lungen zum gesetzlichen Richter insoweit etwas vereinfacht werden. 
Das Schöffenamt hat durchaus seinen Sinn, glühender Verfechter der Einrich-
tung bin ich aber nicht. 
Den Nutzen, den gute Schöffen für die Akzeptanz der Justiz leisten, ist die Mühe 
wert. Die Betonung liegt aber auf guten Schöffen. 
Ich halte die Mitwirkung von Schöffen für eine gute Einrichtung.  
Mit den Schwierigkeiten, die mit der Auseinandersetzung mit Schöffen entstehen, 




Frage 25: An welchen Stellen sehen Sie den Gesetzgeber noch in der Pflicht, an 
gesetzlichen Regelungen zum Schöffenamt nachzubessern? 
Abschaffung des Schöffenamts 
Fällt mir nichts zu ein. 
Schöffen sollten nicht zu weit weg vom Gerichtsstandort wohnen        -Die Zu-
mutbarkeitsgrenze bei Verhinderung durch Arbeit sollte weiter gezogen werden 
Problematisch ist z. T. der Zuständigkeitszuschnitt. So führt die umfassende Zu-
ständigkeit für "Verbrechen" dazu, dass der Großteil der Verfahren BtMG-Delikte 
betreffen (nicht geringe Menge). Diese Verfahren sind häufig recht technisch und 
für die Schöffen wenig lebensnah. Hier wäre evtl. eine Zuständigkeit des Schöf-
fengerichts für "Verbrechen nach dem Strafgesetzbuch" vorzugswürdig und wür-
de das teilweise nicht immer eingängige Nebenstrafrecht herausnehmen. Dazu 
müsste allerdings das GVG geändert werden... 
Ausbildung / Schulungen. Nicht nur einmal zu Anfang der Periode, sondern jedes 
Jahr. Mit verpflichtendem Moot-Court eine Verhandlung anhand eines echtes 
Falles, mit Zeugen, Sachverständigen etc.. Schöffen müssen für die Tätigkeit 
verpflichtend freigestellt werden, ohne die Hintertür, die Arbeit dann "nachholen 
zu müssen" - so kann man evtl. verstärkt Berufstätige zwischen 30-50 gewinnen. 
Verbindliche Regelungen für Freistellung von Schöffen für die volle hinzugezo-
gene Zeit. Erleichterte Nachwahl bei Ausscheiden von Schöffen während der 
Wahlperiode Budget für eine Versorgung der Schöffen mit Kaffee, Tee und Kalt-





Anhang 7: Ergebnisse der Schöffenabfrage338 
Insgesamt haben 52 Schöffen an der Umfrage teilgenommen. Teilweise wurden 
aber nicht alle Frage von allen Schöffen durchgängig beantwortet oder Begrün-
dungen angegeben. 
 
Frage 1: Seit wann sind Sie bereits bzw. wie lange waren Sie als Schöffin bzw. 
Schöffe tätig? 
 
Die Frage wurde von vier Schöffen nicht beantwortet. 
 
Im Durchschnitt liegt die Berufserfahrung der Schöffen bei 3,41 Jahren. 
 
Frage 2: Bei welchem Spruchkörper sind und waren Sie schon als Schöffin bzw. 
Schöffe tätig? (Mehrfachauswahl möglich) 
 
                                               
338 Hinweis zu den Diagrammen: Die y-Achse weist die Anzahl der Schöffen aus, die die Frage 
























Anzahl der Schöffen, die bereits an mehreren Schöffengerichten tätig waren: 
 
 
Frage 3: Haben Sie sich für das Schöffenamt beworben? 
 
gebeten, warum 
sich für das Schöffenamt beworben wurde: 
um beim Recht zu helfen! 
Ich gehe gerne der Klärung von sozialen Grundlagen nach. 
Interesse 
Ehrenamtlich tätig sein.        -Neugierig wie Prozesse geführt werden. 
Meine Frau brachte mich auf die Idee. Weil Rechtsempfinden, auch aus meiner 
Zeit als Ausbilder, ein wichtiger Teil meiner Arbeit war, meinte sie, das wäre gut 
für mich (und alle anderen). 
Die Strafgerichtsbarkeit hat mich schon immer interessiert. Und wenn es heißt: 
"Im Namen des Volkes" sollte auch der Normalbürger seine Stimme nutzen. 
Ich wollte ein gesellschaftlich relevantes Ehrenamt ausüben. 
Interesse am Rechtsstaat und eine Jura-studierende Tochter. Da wollte ich wis-
sen, "wie die da so arbeiten". 
Ich halte es für sinnvoll und wichtig, neben den rein juristischen Aspekten auch 
die lebensweltliche Sicht in die Rechtsprechung einfließen zu lassen. 
Mich hat die Tätigkeit interessiert.        Aus Altersgründen konnte ich leider nicht 
mehr gewählt werden. 
Wichtiges Ehrenamt. Interesse an dem juristischen Umfeld. 
1. Um Deutschland etwas zurückzugeben.        2. um als Migrant auch Beispiel 
























anspruchsvolleres zu tun. 
Ich bin jetzt seit 40 Jahren ehrenamtlich in verschiedenen Bereichen der Kinder- 
und Jugendarbeit aktiv. Diese Aufgabe hat mich 2008 gereizt, einen ganz neuen 
Bereich kennenzulernen. 
Um nicht nur zu Reden sondern unterstützend handeln. 
Interesse, Freude am Amt 
Interesse 
Habe mich schon im Ortsrat für die Jugendarbeit interessiert und auch für die 
Gerichtsbarkeit. So wollte ich beides verbinden. 
Die Strafgerichtsbarkeit hat mich schon lange interessiert. Wie kann man sonst 
als Außenstehender Einblick haben in dieses Metier 
Eine Bekannte hatte von der interessanten Tätigkeit berichtet. 
möchte der Gesellschaft etwas zurück geben 
Arbeit mit Jugendlichen, war bisher in Schulen als Streitschlichter eingesetzt 
Arbeitslosigkeit 
Neugier 
Da ich mir die Arbeit als Schöffe sehr interessant vorgestellt hatte. 
Nach Renteneintritt 
Interesse an dieser Arbeit und Suche nach einem sinnvollen Ehrenamt als Rent-
ner 
Interesse am Ehrenamt / Wahrnehmung staatsbürgerlicher Pflichten 
Wollte einen Einblick in die konkrete juristische Praxis gewinnen. 
Großes Interesse 
Aufgrund meiner persönlichen und beruflichen Vita habe ich mir das gut zuge-
traut. 
Es ist eine sehr interessante Aufgabe und man kann etwas für die Mitmenschen 
und die Gerechtigkeit tun. 
Interesse an juristischen Themen 
Weil ich nie die Chance hatte Jurist zu werden 
sinnvolles Ehrenamt 
Interesse an einem interessanten Ehrenamt 
Ich finde die Möglichkeit der Mitwirkung unendlich wichtig. Wenn ich nur in Euro-
pa schaue, sind einige Länder weit von Mitbestimmung im Namen des Volkes 
entfernt! 
Interesse am Menschen 
Erfahrungen sammeln        Gerichtsalltag kennenlernen        Rechtsprechung 
verstehen lernen 
Nach meiner Berufstätigkeit wollte ich ein verantwortungsvolles Ehrenamt ausü-
ben und meine Erfahrung in der Erziehung und Bildung junger Menschen sinnvoll 
einsetzen. 
Es war im Wesentlichen der Wunsch, mich sinnvoll und verantwortlich in die Ge-
meinschaft einzubringen. 
Ich habe mich für unser Rechtssystem einsetzen wollen. Außerdem war ich in 
vielen ehrenamtlichen Bereichen u.a. im Rat der Stadt Langenhagen tätig und 
fand es fast als eine Verpflichtung dem Land etwas zurückzugeben. 
Interesse an der Justiz im Allgemeinen. 
Der Wunsch nach einem Ehrenamt, das mich über den Tellerrand der alltägli-
chen  Routine hinausblicken lässt. Der Wunsch, etwas für die Gerechtigkeit in 
meiner Stadt beizutragen. 
Interesse an Rechtsprechung 
Interesse 




Die Frage wurde von zwei Schöffen nicht beantwortet. 
Der Altersschnitt der Schöffen beträgt 56,98 Jahre.  
 













































Pastor i. R. 
Selbstständig als Qualitätsmanager 





Sachbearbeiterin / Angestellte 
Projektmanager 
Steuerfachassistent 







Die Frage wurde von einem Schöffen nicht beantwortet. 
 
 
Frage 6: Hatten Sie vor Ihrer Tätigkeit als Schöffin bzw. Schöffe bereits juristi-
sche Vorkenntnisse? 
 
















Frage 7: Haben Sie vor Ihrer Tätigkeit als Schöffin bzw. Schöffe ein Seminar, 
eine Fortbildung oder eine Einführungsveranstaltung für das Schöffenamt be-
sucht? 
 
Die Frage wurde von einem Schöffen nicht beantwortet.  
gebeten an-
zugeben, wie Sie auf die Veranstaltung aufmerksam geworden sind, wo diese 
Veranstaltung stattgefunden hat und wer die Veranstaltung angeboten hat. 
Einladung vom Landgericht. Veranstaltung war im LG 
Einführungsveranstaltung. 
Am LG, Einführungsabend 
Zeitungsartikel                Faulenstraße 69  28195 Bremen                VHS Bremen 
Die Veranstaltung wurde vom Verwaltungsgericht ausgerichtet und bei den ers-
ten Terminen gab es noch Hinweise 
Ankündigung bei der Benachrichtigung zum Schöffenamt 
VHS Hannover 
Durch das Gericht. Göttingen und Hameln. VHS und Amtsgericht. 
Zeitungsanzeige                VHS Bremen        Faulenstraße         Bremen Mitte 
per Post vom Amtsgericht 
Einführungsverführungsveranstaltung, Schöffenverein 
2. Amtsperiode das Amtsgericht        1. Amtsperiode das Landgericht 
Ich meine, drauf gebracht hat mich der Schöffenverband.        Stattgefunden hat 
sie im St. Jakobushaus in Goslar 
Einladung vom Amtsgericht/Landgericht Hannover 
Aufgrund der Werbung des Vereins der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 
Schöffenverband 
wurde vom Gericht in Lüneburg angeboten zusammen mit der Ernennung 
St Kakobushaus Goslar         Richter ohne Robe Einführungsveranstaltung        
8./9. 02.2019 
1.Zur Einführungsveranstaltung wurde vom Landgericht eingeladen       
  2. Die zweite Veranstaltung war wurde vom Schöffenverband Nds. organisiert. 
Über Medien, ich fand es als erste Vorbereitung gut, der Alltag sieht allerdings oft 
anders aus. 
Eigene Recherche über www.schoeffen-nds-bremen.de 





















minare in Goslar und Boo-Bad Godesberg besucht. Bevor man Schöffe werden 
möchte, sollte man sich intensiv mit den Aufgaben und Pflichten eines Schöffen 
informieren! 
Leider nein 
Einladung der Schöffengeschäftsstelle zur Einführungsveranstaltung des Land-
gerichtes 
 
Frage 8: Würden Sie es begrüßen, wenn man vor der Tätigkeit als Schöffin bzw. 
Schöffe verpflichtend eine Art Schulung erhalten würde, in der man grundlegen-
de Informationen über die Justiz und die Tätigkeit als Schöffin bzw. Schöffe er-
halten würde? 
 
Die Frage wurde von drei Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 9: An wie vielen Sitzungstagen haben Sie in diesem Jahr schon teilge-
nommen? 
 
Die Frage wurde von zwei Schöffen nicht beantwortet. 





































































Frage 10a: Bitte geben Sie an, wie belastend Sie einen einzelnen Sitzungstag 
empfinden. 
 
Die Frage wurde von sieben Schöffen nicht beantwortet. 
Frage 10b: Bitte geben Sie an, wie belastend Sie die Gesamtanzahl der Sit-
zungstage empfinden. 
 
Die Frage wurde von sechs Schöffen nicht beantwortet. 
Frage 11: Schöffinnen und Schöffen steht nach dem Gesetz kein Akteneinsichts-
recht zu. Würden Sie sich als Schöffin bzw. Schöffe ein Akteneinsichtsrecht wün-
schen? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 










































Vieles wäre leichter zu verstehen 
Große Prozesse sind oft sehr umfassend. Ohne Akteneinsicht ist es oft schwer, 
sich ein Bild zu machen. 
In speziellen, sehr umfangreichen Verhandlungen gab es teilweise Einsicht. 
Sonst ging ich gerne Unvoreingenommen in die Sitzung. 
Verfahrensverkürzung - das Vorlesen nervt. Grundlagenwissen. 
Damit ich mir ein besseres Bild über Tathergang, potenziellen Täter und Opfer 
machen kann 
Zumindest in Auszügen scheint mir das sinnvoll, allein, um die Namen, Daten 
und sonstigen Rahmendaten präsenter zu haben.  
Auch die Anklageschrift nachlesen zu könne, nicht nur auf den mündlichen Vor-
trag des StA angewiesen zu sein. 
Die Arbeitsunterlagen bei den Verhandlungen sind sicher gut vorbereitet. Aber 
manchmal gibt es einen Nebenaspekt und an den Verhandlungstagen ist die Zeit 
zu knapp da in die Tiefe zu gehen. 
Der Anschein an sich hat wenig Aussagekraft, und nur wenn der vorsitzende 
Richter den Prozess sehr akribisch führt, ist es möglich, alle Aspekte zu berück-
sichtigen 
Es ist schwierig,gerade am Anfang der Verhandlung, wenn es mehrere Ange-
klagte gibt. 
Bei einer großen Zahl von Prozessbeteiligten bekäme man einen besseren 
Überblick. 
Manchmal Ja, weil einem viele Details aus den Akten fehlen und die Berufsjuris-
ten, Richter(in), Staatsanwalt(in) und Rechtsanwalt(in) Zuviel in Fachbegriffen 
reden. Es fehlt einem manchmal der Zusammenhang, wenn als anderen Verfah-
ren Akten vorgetragen werden oder Zeugen befragt werden, wo der Zusammen-
hang mit dem eigenen Verfahren sich erst nicht erschlossen hat. 
Weil die Richter immer mehr wissen als die Schöffen, Beurteilung des Angeklag-
ten, der Tat ist ohne Akteneinsicht schwieriger. 
Fakten verbessern die Entscheidungsfindung deutlich 
Um sich ein genaueres Bild machen zu können über die Angeklagten .Schließlich 
hat man als Schöffin/Schöffe eine große Verantwortung zutragen. 
Da ich ja beim Urteil mitzubestimmen habe, finde ich das schon wichtig. 
Viele Kleinigkeiten werden nur kurz angesprochen, können aber für die Gesamt-
beurteilung entscheidend sein und sind nicht mehr präsent. 
um sich ein Bild der Situation zu verschaffen, bevor die Sitzung beginnt 
 
LVII 
Mehr Übersicht über komplizierte Prozess 
Es ist manchmal doch ermüdend den "Lataneien" von Richter und Staatsanwalt 
zuzuhören, z.B. wenn es um gewerbsmäßigen Betrug in 40 Fällen geht, die alle 
einzeln mit allen Details aufgezählt werden... 
Weil dies die Grundlage zur persönlichen Entscheidungsfindung verstärken kann. 
Aber nur nach absolvierter verpflichtender Grundlagenschulung (die es grund-
sätzlich zu entwickeln gilt)! 
Mehr Wissen hilft immer 
Ich wüsste zumindest gerne, worum es geht, um der Verhandlung noch besser 
folgen zu können. Die nicht unwichtige Verlesung der Anklage ist für uns Schöf-
fen - im Gegensatz zu den Profis - völlig neu, und wird meist "heruntergeleiert". 
Damit vor der Verhandlung zumindest der Sachverhalt/Tatvorwurf bekannt ist. 
Die Informationen durch den Vorsitzenden Richter können sehr kurz und subjek-
tiv sein. 
Oft ist das kurze Gespräch mit dem Richter nicht ausreichend um sich ein Bild 
über die Tat zu machen 
Um grundlegende Einsicht in Beweise und Aussagen zu erhalten 
Um richtig "urteilen" zu können reicht die Verhandlung meiner Meinung nach 
nicht immer aus. Gerade bei komplexen Verfahren (ein Verfahren dauerte 15 
Sitzungstage mit 41 Anklagepunkten). Ich habe viel mitgeschrieben, aber eine 
Einsicht hätte mir das Ganze sehr erleichtert! 
bin unschlüssig. Auf der einen Seite soll alles nur bewertet werden, was in der 
Verhandlung gesagt wird. Ein weiteres Lesen in den Akten würde noch mehr Zeit 
bedeuten. Allerdings habe ich es als sehr hilfreich empfunden, wenn zwischen 
den Verhandlungstagen eine kleine (nicht zu große) Lücke war, sodass  man 
manches verarbeiten und dann tatsächlich als guter Beobachter Fragen stellen 
konnte! 
Oftmals springt man ins kalte Wasser. Wichtig: Ich würde gern mehr über das 
Vorleben des Beklagen erfahren haben. z.B. Vorstrafen 






Die Akten beim Landgericht sind zu umfangreich. Bisher wurde ich umfassend 
von den Berufsrichtern über die Sachlage informiert. Auch Nachfragen während 
der Verhandlungspausen wurden ausführlich beantwortet. Hilfsmittel wie Zeit-
plan, Zeugenlisten etc. zu bekommen ist nach meinen Erfahrungen Standard. 
So kann man ganz unbefangen in eine Verhandlung gehen. 
Akteneinsicht wäre sehr aufwendig, Richter führt ausreichend in den Fall ein 
Neutralitätsgedanke 
unbefangen in die Verhandlung gehen halte ich für besser. 
Ich möchte zunächst unvoreingenommen sein. 
Ich halte den Grundsatz für gut, alles zur Kenntnis zu nehmen, was in der Haupt-
verhandlung abläuft. Alles Weitere scheint mir gar nicht nötig zu sein. 
Ich möchte vollkommen unvoreingenommen in die Sitzungen gehen und mir ein 
Bild während der Sitzung/en machen können. 
Zeitaufwand zu groß 
Ich möchte mein Urteil unbefangen aus der Hauptverhandlung bilden können. 
Viel zu viel zu lesen. Kann nur verwirren. 
Das Lesen der Akten würde zu viel Zeit in Anspruch nehmen und m.E. dem Sinn 
der Unvoreingenommenheit widersprechen. Eine gute Einführung vor der Ver-
handlung durch Richter oder Berichterstatter ist ausreichend. 
 
Frage 12a: Wie oft machen Sie während einer Verhandlung Gebrauch von Ihrem 
Recht, Beweisanträge anzuregen? 
 












nie eher nicht gelegentlich häufig
 
LIX 
Frage 12b: Wie oft machen Sie während einer Verhandlung Gebrauch von Ihrem 
Fragerecht? 
 
Die Frage wurde von sieben Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 13: Haben Sie in den Verhandlungen das Gefühl, von allen Beteiligten als 
Person des Gerichts auch wahrgenommen zu werden? 
1. Vom Angeklagten 
 
Die Frage wurde von acht Schöffen nicht beantwortet. 
2. Vom Berufsrichter 
 






































3. Vom Staatsanwalt 
 
Die Frage wurde von acht Schöffen nicht beantwortet. 
4. Vom Verteidiger 
 
Die Frage wurde von sieben Schöffen nicht beantwortet. 
5. Vom Zeuge 
 

















































Frage 14: Fühlen Sie sich von den Berufsrichterinnen bzw. Berufsrichtern gut 
unterstützt? 
 
Die Frage wurde von sieben Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 15. Gibt es Sachen, die Sie bei der Zusammenarbeit mit den Berufsrichte-
rinnen bzw. Berufsrichtern stört oder schon einmal gestört hat? 
 
Die Frage wurde von neun Schöffen nicht beantwortet. 
konkret lagen: 
Unpünktlichkeit 
Reden zuviel. Eher rede ich gerne. 
Man kommt sich eigentlich vor wie jemand, der nicht in diese Justizgemeinschaft" 
gehört und nur geduldet ist 
Die Berufsrichter sind ja sehr viel tiefer in den Abläufen und Gepflogenheiten. Da 
muss man manchmal recht hartnäckig sein, wenn man z..B. Abkürzungen nicht 






























kein böser Wille, passiert einfach, vielleicht auch, weil der Eindruck von Augen-
höhe da ist und dann vergessen wird, dass wir doch in anderen Professionen 
unterwegs sind. 
Ich hätte mir gewünscht, dass bei Beginn der Verhandlung eine umfassendere 
Erklärung der Anklage verlesen worden wäre. 
In den ersten zwei Verfahren, keine Vor-Info, um was es geht. In den ersten zwei 
Verfahren, wie man zum Urteilsergebnis gekommen ist= vortragender Richter. 
Wie Strafmaß ermittelt wird. 
Wenn Paragraphen genannt werden muss man erst nachfragen. Für die juristi-
schen beteiligten ist das normaler Sprachgebrauch, für Schöffen nicht. 
Habe das Gefühl, als Außenseiter wahrgenommen zu werden. Bin außen vor. 
Viele Berufsrichter versuchen die Schöffen/Schöffinnen von ihrer Meinung zu 
überzeugen, bevor ihnen die Meinung der Schöffen/Schöffinnen bekannt ist. 
 Einmal hat der Vorsitzende Richter erst die beteiligten  Schöffen um ihr "Urteil" 
gebeten und danach die Berufsrichter. Die Vorstellungen unterschieden  
sich nur marginal. (Bei einer Gesamtstrafe von 10 Jahren und 9 Monaten lagen 
die Vorstellungen um +/- 2 Monaten auseinander) 
Es wird zu häufig mit Deals gearbeitet 
Juristischer Jargon ist bzw. soll nicht verstanden werden 
Die Information über den Fortgang der Verhandlungen könnte besser sein; 
Stichwort Transparenz 
Es gab einen Richter, der einem die Sachlage in solch einem Tempo erzählt hat, 
dass man weder richtig nachfragen, noch das man alles richtig verstehen konnte. 
Dazu kam das er uns gleich sagte, dass er binnen zweier Sitzungen fertig 
 sein möchte und keine Lust hat es zu einem dritten Sitzungstermin kommen las-
sen will. 
Es gibt Richter, hier meine ich explizit die maskuline Form, die deutlich merken 
lassen, dass sie Laienrichter für überflüssig und störend und behindernd erach-
ten. 
genauere §-Nennung mit Inhalt    ausführlichere Erläuterung von Fachbegriffe 
Ich habe trotz meines lange angemeldeten Urlaubs eingewilligt, dass ein Termin 
in meinem Urlaub stattfindet, damit das Verfahren nicht "platzt". Am Ende waren 
es drei Termine und ich hatte keine Möglichkeit länger als drei Tage in den Ur-
laub zu fahren, das war sehr unfair, weil diese Zeit nur aufgrund des schon fest-
stehenden Urlaubs der Berufsrichter ausgewählt wurde. Das ist eine derart un-
gleiche Behandlung, so dass ich mich beim LG-Vizepräsidenten beschwert habe. 
Einmal hatte ich das Gefühl, dass vorab schon ein Gespräch zw. den Berufsrich-
tern gab, das (früher!) in die Beratung gehörte. 
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Manchmal hatte man das Gefühl, überflüssig zu sein 
Der Hinweis des Richters, wie der Beklagte aus der Haftstrafe ohne Bewährung 
 
 
Frage 16: Wurden Sie in Haftentscheidungen einbezogen? 
 
Die Frage wurde von sieben Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 17: Schöffinnen bzw. Schöffe nehmen wie Berufsrichterinnen bzw. Berufs-
richter mit gleicher Stimme an den Verhandlungen so auch bei der Urteilsfindung 
teil. Haben Sie auch das Gefühl, dass dies so praktiziert wird? 
 




















nie weniger manchmal häufig immer
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Frage 18: Fühlen oder fühlten Sie sich in den Sitzungen mit komplexen Sachver-
halten überfordert? 
 
Die Frage wurde von sieben Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 19: Fühlen oder fühlten Sie sich mit der Aufgabe als Schöffin bzw. Schöffe 
und der darin liegenden Verantwortung überfordert? 
 

























nie weniger gelegentlich oft immer
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Frage 20: Alle außerhalb einer Verhandlung erforderlichen Entscheidungen wer-
den allein von den Berufsrichterinnen und Berufsrichtern getroffen. Würden Sie 
es begrüßen, auch außerhalb der Hauptverhandlung bei gerichtlichen Entschei-
dungen im Verfahren mitwirken/mitentscheiden zu dürfen? Bitte begründen Sie 
Ihre Antwort. 
 
Die Frage wurde von siebzehn Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 21: Welche Belastung stellte bzw. stellt die Wahrnehmung des Schöffen-
amtes für Sie in den folgenden Bereichen dar? 
1. Beruf 
 















































































Die Frage wurde von sechszehn Schöffen nicht beantwortet. 
6. Psychisch 
 
Die Frage wurde von sechszehn Schöffen nicht beantwortet. 
 
Frage 22: Hat Sie die Tätigkeit als Schöffin bzw. Schöffe auch in weiteren Berei-
chen, außer den eben Genannten, eingeschränkt? 
 









































urde erbeten anzugeben, in welchen Bereichen 
die Einschränkungen erfolgten: 
Es ist schon ärgerlich, wenn dann anschließend in der Presse verkürzt 
und verzerrt berichtet wird. Und wenn im Freundes- und Bekannten-
kreis Menschen so überhaupt keine Ahnung haben,  
wie die Angelegenheiten bearbeitet wurden und was überhaupt zu klä-
ren war 
Von 16 Terminen haben nur 2 stattgefunden. Trotzdem musste ich mir 
immer die Zeiten freihalten. Das hatte ich mir bei der Bewerbung an-
ders vorgestellt. 
 
Frage 23: Wie belastend empfinden Sie die Tätigkeit als Schöffin bzw. Schöffe 
insgesamt? 
 
Die Frage wurde von sechszehn Schöffen nicht beantwortet. 
Frage 24: Oft berichten Schöffinnen und Schöffen, dass die Tätigkeit als Schöffin 
bzw. Schöffe vor allem im beruflichen Bereich zu Schwierigkeiten geführt hat 
bzw. führt. Gab es solche Schwierigkeiten auch bei Ihnen? 
 































ben, welche Schwierigkeiten es bei Ihnen gab: 
Terminkollisionen (kurzfristige). 
Es müsste besser geregelt werden, wie der Ausgleich der Arbeitszeit passieren 
sollte. Am besten direkt zwischen Gericht und Arbeitgeber, ohne Formularwesen 
durch den Schöffen, was dann zum Arbeitgeber gehen muss. 
Es wurde extrem versucht negativer Einfluss auf mich zu nehmen.          
Klare Definition was alles ersetzt werden muss, was dem Schöffen zusteht, wäre 
sehrhilfreich! 
Termine, die dann immer wieder nicht stattgefunden haben. 
Zu Beginn der Tätigkeit war der Arbeitgeber nicht erfreut, da er Einschränkungen 
im Arbeitsablauf befürchtete. 
Da ich selbstständig bin, habe ich damit keine Probleme. Doch meine Schöffen 
Kollegen/innen haben mir  schon öfters davon berichtet, dass ihre Vorgesetzten 
das eine oder andere mal etwas böse deswegen war. 
Kleinere Anlaufschwierigkeiten in der Abrechnung. 
 
Frage 25: Halten Sie die Entschädigung als Schöffin bzw. Schöffe für angemes-
sen? 
 














Frage 26: Empfinden Sie die fünfjährige Amtszeit als Schöffin bzw. Schöffe für zu 
lang? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage wurde von fünfzehn Schöffen nicht beantwortet. 
 
..sich für eine Dauer von 5 Jahren zu binden, finde ich im Grunde lebensfremd, 
da alles ständig in Bewegung ist (Beruf, Familie etc.) 
Es müsste möglich sein nach einem Jahr zu mindestens aussteigen zu können.        
2. Unvoreingenommenheit der Schöffen zu erhalten 
Für Berufstätige einfach zu belastend. Die Zeit ist immer schnelllebiger und fle-
xibler, vieles kann sich für den einzelnen schnell verändern ,so das man sich 
anpassen muss. 
In jedem Beruf kann man kündigen. Hier muss man 5 Jahre auf der Matte ste-
hen,  obwohl man es sich vielleicht im Nachhinein anders vorgestellt hat. Wobei: 
Es ist doch nur ein "Ehrenamt"! Warum ist man dann so in der Pflicht??? 
Bis 2009 dauerte die Amtszeit 4 Jahre. Wenn sich jemand freiwillig gemeldet hat, 
dürften 5 Jahre auch gehen. Für Verpflichtete, Freiberufler und bestimmte andere 
Berufsgruppen sind 5 Jahre zu lang! 
 
 
Wenn man wie ich sich dafür freiwillig entscheidet, ist es sicherlich einfacher als 
ein berufener. 
Passt. 
Mindestens vier Jahr müsste es meiner Meinung immer sein. Das eine Jahr mehr 
sorgt  für Kontinuität. So oft sind ja die Verhandlungstage nicht und dann ist es 
für die Zusammenarbeit wichtig, dass man sich etwas besser / etwas länger 
kennt. 














Mit Erfahrung kann sich auch mehr emanzipieren von den Berufsrichtern 
Man wächst erst mit der Zeit hinein, Erfahrung ist durch nichts zu ersetzen. 
Fünf Jahre sind ein relativ überschaubarer Zeitraum, in dem man sich auf die 
Sitzungen einrichten kann. 
kann ich nach einem Jahr noch nicht beurteilen 
Die Schöffenperiode ist ausreichend lang, um eine gewisse Routine zu entwi-
ckeln. 
Bei geringem zeitlichen Aufwand in Ordnung 
Ich denke, dass eine fünfjährige Berufung genug Zeit gibt, sich mit allen Details 
vertraut zu machen und sinnvolle Beiträge zur Rechtsprechung zu liefern 
Ist eine spannende Zeit. Ich habe mich selber beworben. 
Fünf Jahre halte ich für in Ordnung, da ansonsten der allgemeine Aufwand viel 
zu groß wäre. 
Es ist eigentlich die richtige Zeitspanne, da ein Schöffe nicht jeden Tag eine Sit-
zung hat und dadurch, einige Schöffen/innen, auch erst nach gewissen Sitzun-
gen eine gewisse Sicherheit erlangen. Es gibt Schöffen/innen die am Anfang der 
ersten Schöffen/innen Zeit etwas unsicher waren. Dies legte sich dann nach ein 
paar Sitzungen und dies dauert gelegentlich auch einmal von ein bis zwei Jahre. 
Dazu kommt, dass sich die Berufsrichter ansonsten immer wieder neuen Schöf-
fen gegenüber stehen würden. Das ist dann auch nicht gerade von Vorteil. 
Gerade als Hauptschöffin habe ich weniger Termine als damals als Hilfsschöffin.  
5 Jahre finde ich persönlich eher zu kurz, da man sich ja auch erstmal in die Ma-
terie einfinden muss. 
Man kommt in so viele verschiedenen Bereiche (kl. + gr. Kammer). Man benötigt 
viel 'Einarbeitung', sodass eine kürzere Zeit nicht praktikabel wäre. 
 Es würde die Möglichkeit eine 'Qualifikation' aufzubauen weiter abnehmen. 
 
Frage 27: Worin sehen Sie die wichtigen Aufgaben im Schöffenamt? 
Bürgerliche Rechte wahrnehmen 
Oft, von verschiedenen Richter/innen, wurde auf die Wichtigkeit von Schöffen 
hingewiesen. Der Tenor war, dass Berufsrichter die "Erdung" fehlt und Gedan-
ken, Einwendungen wichtig sind. 
Rechtstaatlichkeit.        Einbringung Lebenserfahrung.        Neutralitätsgebot. 
Der Blick von außen, die Notwendigkeit, dass der Sachverhalt verständlich ge-
schildert werden muss, das die Gerichtswelt kein Paralleluniversum wird 
Die Transparenz, die dadurch für den Bürger geschaffen wird 
Die subjektive Wahrnehmung und die Lebenserfahrung. 
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Volkes  Meinung einbringen zu können 
Andere Sichtweise als ein Berufsrichter. Einfluss nehmen zu können, auf das 
Urteil. 
Unterstützung der Richter durch nichtjuristische Kompetenzen. (Finan-
zen/Wirtschaft, Jugend, Soziales,...) 
Die Justiz durch den einfachen Bürgerblick zu unterstützen. 
An der Beteiligung bei den Verurteilungen als nicht Jurist mitwirken zu können. 
Den Opfern von Straftaten gerecht werden 
Der gesunde Menschenverstand kann in den Urteilen auch für die Spätfolgen 
eine Abschätzung einbringen, zu denen manche Richter aufgrund des einge-
schränkten Gesichtsfeldes nicht mehr in der Lage zu sein scheinen. 
Neben der juristischen Sicht den gesunden Menschenverstand bzw. das allge-
meine Rechtsempfinden einzubringen 
Kontrolle des juristischen Apparates 
Gelebte Demokratie. 
unbefangene Urteilsvoraussetzung 
Beteiligung von "normalen" Bürgern an der Rechtsprechung. Die juristische 
Sichtweise greift manchmal doch etwas kurz... 
Den Blickwinkel des Volkes mit in Entscheidungen einzubringen (ggf. die allgm. 
soziologische Entwicklungen)        und andererseits als Multiplikator in die  Nach-
vollziehbarkeit für Gerichtsentscheidungen nach außen zu wirken. 
"...im Namen des Volkes..." - Das sind wir Schöffen. Wir üben eine Art Kontrolle 
der Profi-Juristen aus. 
Gesunden Menschenverstand. 
Vertreter*in des Volkes; ggf. Korrektiv zu den Berufsrichter*innen. 
Ein Gesundes Maß an Mitspracherecht und ein Gesundes Maß an Rechtspre-
chung. Denn der ein oder andere Richter ist schon so, dass er das ein oder an-
dere mal zu Milde zum Beklagten ist. Der Schöffe kann sich, dadurch das er kei-
ne Paragraphen oder übermäßig viele Fälle bearbeitet hat, auch noch in die Lage 
eines normalen Bürgers versetzen, was ein Berufsrichter allein schon durch die 
Menge der Fälle teilweise nicht mehr ganz neutral sieht oder sehen kann. 
Siehe Erläuterungen zu vorangegangen Fragen. 
Erst einmal neutral dem Angeklagten und den Zeugen gegenüber sein, Die o.g. 
beobachten und sich viele Notizen machen bei Äußerungen die man nicht ver-
steht um darauf später nochmal einzugehen und den Hauptrichtern unterstützend 
zur Seite stehen. Ich sehe mich hier aber auch nicht als Ja-Sager sondern disku-
tiere mit den Richtern, sage meine Meinung und lasse mir deren erklären. Ich 
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finde es wichtig, dass Schöffen an Verhandlungen teilhaben schon alleine um 
Korruption zu unterbinden. 
Einhaltung Rechtsstaatlichkeit auch außerhalb von Volljuristen        "gesunde 
Menschenverstand" des Normalbürgers 
Mitwirkung "Im Namen des Volkes" 
Zuhören, Mitdenken, Gefühle erfassen, Widersprüche aufdecken, Einschätzung 
tätigen. 
Vertretung des Volkes        Vertretung von juristischen Laien 
Mit für ein der Tat angemessenes Urteil zu sorgen. Kontrolle der Berufsrichter, es 
geht um die Zukunft eines Menschen, nicht die Durchsetzung von Paragrafen. 
Das Opfer mit in den Blick bringen. Multiplikator für die Öffentlichkeit, d.h. Un-
kenntnisse   Über unser demokratisches Rechtswesen in der Bevölkerung zu-
rechtrücken. 
Beteiligung als Nicht-Jurist 
"Im Namen des Volkes" wird so wahr, da ich als Laienrichter Teil des Volkes bin 
 
Frage 28: Worin sehen Sie die Vor- und Nachteile der Einbindung von Schöffin-




In meinem Fall sah ich oft die Strafen als zu gering an. Dieses Bild hat sich deut-
lich gewandelt. Bei Gesprächen mit Freunden, Familie war das Strafmaß immer 
Thema. Ich empfinde es als befriedigend, dann auch "Außenstehenden" meine 
Sicht der Dinge zu erläutern. 
Ungebildet. 
das möchte ich offenlassen 














nochmals:  Lebenserfahrung und subjektive Wahrnehmung. 
Bessere Akzeptanz der Justiz in der Bevölkerung        besseres Verständnis für 
gesellschaftliche Zusammenhänge        besseres Verständnis der Aufgaben der 
Justiz 
Amateur juristische Sicht, aber auch Volkes Meinung 
Einbindung fachlicher, nichtjuristischer Kompetenzen (s.o). Hintergrundwissen 
über Justiz und -Vollzug und damit bei Bedarf Multiplikator und Mediator z.B. 
 bei in den Medien fragwÃ¼rdig dargestellten Gerichtsabläufen und -urteilen. 
Die freie Meinung/Urteilsbildung 
Wie vor (An der Beteiligung bei den Verurteilungen als nicht Jurist mitwirken zu 
können) 
Gerecht urteilen als neutraler Bürger 
Die Richter müssen ihr Verhalten nicht nur gegenüber der nachfolgenden Instanz 
rechtfertigen, sondern bereits während der Verhandlung gegenüber "normalen 
Mitbürgern". Ein Deal ist nicht nur einfach zur Verfahrensabkürzung machbar. 
siehe 27 (Neben der juristischen Sicht den gesunden Menschenverstand bzw. 
das allgemeine Rechtsempfinden einzubringen) 
Breitere Sicht bei Urteilsfindung 
Beteiligung der Bürger an der Rechtsprechung. 
Unvoreingenommenheit 
s.o. (Beteiligung von "normalen" Bürgern an der Rechtsprechung. Die juristische 
Sichtweise greift manchmal doch etwas kurz...) 
- Vertrauen in die Gerichtsbarkeit bleibt für die Gesellschaft bestehen, weil sich 
kein eigendynamisches "Elfenbeinturm-Denken" entwickeln kann. 
Siehe oben ("...im Namen des Volkes..." - Das sind wir Schöffen. Wir üben eine 
Art Kontrolle der Profi-Juristen aus). 
Gesunden Menschenverstand. 
siehe die Antwort zu Frage 27 (Vertreter*in des Volkes; ggf. Korrektiv zu den Be-
rufsrichter*innen) 
Das ein Normaler Bürger auch nach Gefühl und Recht Bewusstsein ein Urteil 
anders sehen kann als ein Berufsrichter. 
Andere Blickwinkel kommen evtl. ins Bewusstsein der Juristen. 
Die Vorteile habe ich oben erläutert. 
siehe 27 (Mitwirkung "Im Namen des Volkes") 
Aktive Gestaltung vom Miteinander. Verantwortung, die ich gerne wahrnehme. 
Was der Schöffe nicht versteht, versteht in der Regel der Angeklagte auch nicht. 
Die Gerichtssprache wird  allgemein verständlicher. Das Urteil lautet ...Im Namen 
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des Volkes... Schöffen sind die Repräsentanten des Volkes 
Stimme des Volkes 





da bin ich nicht gut genug im Thema 
Keine juristische Erfahrung 
Amateur juristische Sicht. 
Keine 
Keine 
Man wird nicht wirklich ernst genommen 
Die Verfahren sind manchmal nicht so kurz, wie sie bei alleinig durch Berufsrich-
ter besetzte Kammern sein könnten. 
Bei Verhandlung von Gewaltverbrechen kann es zu psychischen Belastungen 
kommen (bei mir noch nicht eingetreten) 
Kosten und Aufwand 
Keine 
eher keine 
Die Verfahren dauern etwas länger, ABER es werden auch mehr Aspekte be-
rücksichtigt 
 unbeabsichtigte Subjektivität des Schöffen         - fehlende juristische Grundla-
genkenntnisse 
Man kann auch als Schöffe schwerwiegende Fehler machen, die einen ganzen 
Prozess vor die Wand fahren. 
Keine 
Nachteile habe ich bisher nicht wahrgenommen. 
Eigentlich keine Nachteile, da bei den Sitzungen diskutiert wird und nicht eiskalt 
gesagt wird, so ist es und so bleibt es. zusätzlich glaube ich wird durch die Schöf-
fen auch ein Gesundes Maß an Verständnis für den normalen Bürger mit einge-
bracht. 
Viele Schöffen sind nicht genug vorgebildet; ich meine nicht ausgebildet. Habe 
mehrmals bei Mitschöffen erlebt, dass Zusammenhänge nicht erfasst werden 
können. 
- Zu kurze Einbindung in den Fall        - Schwierig, wenn jemand Schöffe ist und 




Teils zu wenig Ahnung von Rechtsangelegenheiten 
Keine 
Keine 
beim Amtsgericht keine, da die Frequenz der Sitzungen und die Länge der Ver-
handlungen einschl. weiterer Termine moderat ist 
 
Frage 29: Hat die Tätigkeit als Schöffin bzw. Schöffe Ihr Vertrauen in die Justiz 
gestärkt? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
Die Frage wurde von vierzehn Schöffen nicht beantwortet. 
 
man blickt tiefer in die Materie 
In meinen Kammern empfand ich zu keinem Zeitpunkt Zweifel, dass es nicht mit 
rechten Dingen zugehen könnte. Mit so einer Gründlichkeit habe ich nicht ge-
rechnet. Klar wurde mir dann aber auch, dass wir (Kammer) einen entscheiden-
den Einfluss auf das weitere Leben des Angeklagten haben. 
Ist so. Steht im Gesetz und wird angewendet. 
Und wie! Ich habe immer gründlich vorbereitete Verfahren erlebt. Und konnte 
lernen, die Sache von der Person zu trennen. So groß sind die Chancen ja nicht, 
dass man mal vor eine Richterbank zu sitzen kommt, aber dem kann man dann 
gelassen und getrost entgegensehen. Mit juristischem Beistand dann aber 
durchaus. 
Der Vorsitzende Richter meiner Kammer ist sehr gründlich und verständig in al-
len Belangen. 
Es gibt viele unterschiedliche Informationen von Seiten der Sachverständigen, 
Berufsrichtern und Schöffen 
Die Richter und Mitarbeiter des Amtsgerichts verrichten ihre Arbeit gewissenhaft 
und mit großer Sorgfalt. 














Weil ich viele Inhalte heute anders wahrnehme. 
Da meine Mitwirkung stattfindet. 
Wenn ein Fall vor Gericht gelandet war, wurde er auch umfassend behandelt. Ich 
weiß natürlich nicht wie viele Fälle unterwegs eingestellt wurden. 
Als Bürger aktiv an der Rechtsprechung teilzunehmen. 
Man wird verständlicher für Urteile auch im medialen Bereich 
Man sieht doch, welche Mühe sich die Kammer gibt, alle Aspekte bei einer ge-
rechten Beurteilung zu berücksichtigen 
Der Schöffe entwickelt ein Verständnis dafür, die Schwierigkeit einzuschätzen, 
ein gerechtes Urteil zu finden. 
Im Großen und Ganzen wurde ernsthaft und mit steter Mühe um Gerechtigkeit 
gearbeitet. Berichtet wurde mir auch schon anderes. 
Ohne Begründung 
Ich bin sehr angenehm Ã¼berrascht; mein Vertrauen in die Justiz ist stark ge-
wachsen. 
Da ein Laienrichter die ganzen Geschehnisse aus einer anderen Perspektive 
sieht. Dabei kann er dann auch feststellen, warum ein Beklagter manchmal weni-
ger, als ein unbeteiligter gehofft hat, bekommt. 
Weil man in den Verhandlungen mitbekommt warum das Strafmaß z.B. auf 2,5 
Jahre gesetzt wurde. Natürlich. Gibt es auch Fälle bei denen man es bestimmt 
nicht versteht, trotzdem  ist es bei den Verhandlungen, denen ich beigesessen 
habe so gewesen, dass ich mit einem guten Gewissen den Saal am Ende verlas-
sen konnte. 
gute Juristenarbeit kennengelernt        Ernsthaftigkeit der Gerichte bestätigt 
siehe 27 (Mitwirkung "Im Namen des Volkes") 
Der Aufbau einer Verhandlung macht für mich absolut Sinn. Ich sehe, welche 
Möglichkeiten und Einschränkungen es gibt. 
Mir sind die Abläufe und Entscheidungen  nachvollziehbarer geworden. 
Es wird sich tatsächlich an Recht und Gesetz gehalten und danach das Urteil 
gesprochen 
 
Begründungen bei Auswahl der  
Das, was man aus Amateur Sicht als Recht empfindet, durch juristische Spitzfin-
digkeiten ad adsurbum geführt wird z. B. Wann ist eine Tat vollendet ?                 
Finanzieller Aufwand 
Zu lange Wartezeiten bis Prozesse beginnen. Zu wenige Richter.        Die Arbeit 
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eines Anwalts. Oft das unbedingte herauspaucken eines Angeklagten.  
Zwei Gesichter eines Anwalts. Täteranwalt-Opferanwalt. 
Solange die Justiz so überbelastet ist (zu wenig Personal) kann nicht alles ge-
recht und richtig laufen 
ist unverändert 
Es war bereits ein Vertrauen da 
und auch ein nein, da so manche Richter einem dann eine Rechnung auf den 
Tischlegen, die kaum nachvollziehbar ist. Wenn ein Beklagter z.B. mehrere Ver-
brechen begeht, dann wird er im Normalfall (teilweise) nur nach dem schlimme-
ren Delikt verurteilt. Doch der Normale BÃ¼rger wÃ¼rde dann sagen, er muss 
fÃ¼r beide Verbrechen seine Gerechte Strafe erhalten. Der Schöffe, wird dies 
dem Berufsrichter immer wieder sagen, dass dies eine Ungerechtigkeit ist. Es 
kann auch nicht gerecht sein, wenn ein/e  Geschädigte/r sieht, dass er fÃ¼r sei-
ne Verbrechen dann so milde verurteilt wird, dass er solch ein Verbrechen teil-
weiser wieder begehen wird, da er ja so glimpflich damit davon gekommen ist. 
Es wird zu viel Zeit mit Verfahrensfragen verbracht. Es gibt zu viele Absprachen. 
Es werden zu viele Berufungen/Revisionen zugelassen. Viel unproduktive Zeit, 
hohe Kosten; besonders wenn Folgetermine anstehen; Zeugen nicht gekommen 
sind etc. 
Es ist wie es ist 
Einige Richter sind zu feige, an die Obergrenze der möglichen Strafe zu gehen. 
 
Frage 30: Es gibt immer wieder Stimmen, die für eine Abschaffung des Schöf-
fenamtes plädieren. Sollte Ihrer Meinung nach das Schöffenamt abgeschafft 
werden? Bitte begründen Sie Ihre Antwort. 
 
















Professionelle Richter können das vielleicht alles besser bewerten.       Überblick 
über das ganze Verfahren kann fehlen. 
 
Begründung  
nur so wird der Richter reguliert 
Es gibt dafür keine vernünftigen Gründe. Es ist wichtig jemanden "aus dem rich-
tigen Leben" zu haben, wie es bei Gericht heißt. Wie auch schon gesagt, empfin-
de ich mich auch als Mittler zwischen Gericht und "wahrem Leben". 
Manche Richter darf "man" aufgrund mangelnder Lebenserfahrung nicht "allein 
loslassen". 
Auf keinen Fall, die Justiz darf kein Paralleluniversum sein. 
s.o. (Die Transparenz, die dadurch für den Bürger geschaffen wird) 
Das subjektive Empfinden, außerhalb der Paragraphen, ist wichtig für die Urteils-
findung 
Es ermöglicht Nicht-Juristen den Einblick in die Arbeitsweise der Justiz. Es ist 
sinnvoll, Bürger mit den Aufgaben des Staates vertraut zu machen. 
Volkes Meinung und Sichtweisen können dann fehlen. 
siehe Frage 27 (Andere Sichtweise als ein Berufsrichter.        Einfluss nehmen zu 
können, auf das Urteil) 
Wir werden - bei allen vorhandenen Defiziten - weltweit um das System beneidet.     
Gerade in der heutigen Zeit ist eine Mitwirkung "des Volkes" unverzichtbar.        
Durch Schöffen wird Transparenz gewährleistet, die (z.B. durch den Schöffen-
verband) zu Veränderungen führt. In einem geschlossenen System ist das nicht 
so einfach möglich. 
Jeder ,in der starren Justiz ,braucht mindesten einen freien offenen Kopf der 
nicht von der Gewohnheit geleitet wird.        Jeder Angeklagte brauch einen frei 
denken könnenden Beurteiler. 
Siehe Ausführungen davor (An der Beteiligung bei den Verurteilungen als nicht 
Jurist mitwirken zu können.) 
Wenn es heißt "Im Namen des Volkes" sollte auch der normale Bürger, egal wel-
chen Beruf er ausübt,        Mitspracherecht haben 
s.o. Kontrolle der Gerichtsentscheide und Vertretung der Urteile gegenüber der 
Öffentlichkeit. 
siehe 27 (Neben der juristischen Sicht den gesunden Menschenverstand bzw. 
das allgemeine Rechtsempfinden einzubringen) 
Transparenz für die Bevölkerung 
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Damit das Berufsrichtertum geerdet bleibt. 
niemals, auch die Angeklagten haben ein Recht auf ein Urteil mit Unterstützung 
der Bevölkerung 
Ich denke, dass der "gesunde Menschenverstand" manchmal helfen kann, juris-
tisch "vertrackte" Situationen zu bewegen 
Auf den ersten Blick wäre schnellere Abarbeitung und fachlich hochwertige Ur-
teilsfindung möglich        - ABER (meiner Meinung nach) verlangsamen die 
Schöffen nicht die Urteilsfindung und bringen Schöffen keine grundsätzlich 
schlechteren Beiträge zur Urteilsfindung. 
Richter entscheiden unabhängig. Niemand kann/darf ihnen Weisungen geben. 
Das Schöffenamt hat da immerhin eine kleine Kontrollfunktion. 
Gesunder Menschenverstand. 
Schauen Sie auf die Antwort in Frage 27 (Vertreter*in des Volkes; ggf. Korrektiv 
zu den Berufsrichter*innen) Das sagt alles. 
Nein auf gar keinem Fall, da ich der Meinung bin, dass dadurch eine gewisse 
Gerechtigkeit gegenüber dem normalen Bürger und Bürgerinnen geschaffen wird 
und die Bürger und Bürgerinnen auch dadurch etwas mehr Vertrauen in die 
Rechtsprechung bekommen, wenn sie sehen, dass ein Bürger/innen sie bei den 
Sitzungen vertreten kann und auch vertritt. Ich habe schon mit vielen Bür-
ger/innen gesprochen, die der Meinung sind, dass sie mehr Gerechtigkeit darin 
sehen, wenn jemand der unbelastet dieses Verfahren begleitet und ein gleich-
rangiges Mitsprache Recht hat wie der Berufsrichter. Die meisten begründen es 
damit, dass der Berufsrichter, schon gegen das Verbrechen teilweise abge-
stumpft und immun geworden ist. Dies ist aber nicht zu schwer zu bewerten, da 
diese Begründung sich schwerer anhört als sie wirklich ist. 
Es ist schon gut , wenn den Juristen ein Korrektiv zur Seite gestellt wird. 
Geschädigten und Angeklagten sollte weiterhin das Recht zustehen den Fall vor 
einem Schöffengericht zu verhandeln, gerade weil Schöffen in ihrer Ahnungslo-
sigkeit viele Fragen haben die sich Berufsrichter /Staatsanwälte vllt. nicht mehr 
stellen. Ich persönlich empfinde es als gerechter. Es ist ein wenig so wie Linien-
richter beim Fußball. Da möchte ja auch niemand drauf verzichten 
siehe Punkt 27 (Einhaltung Rechtsstaatlichkeit auch außerhalb von Volljuristen        
"gesunde Menschenverstand" des Normalbürgers) 
siehe 27 (Mitwirkung "Im Namen des Volkes") 
Auch die Berufsrichter zeigen, dass sie nicht abgeneigt sind, Laienrichter bei so 
schweren Straftaten (gr. Kammer) dabei zu haben, die auch nochmal mithören. 
Und sie sich tatsächlich auch die Bodenhaftung nicht verlieren. 
Schöffen bringen mehr den ganzen Menschen, nicht nur die Tat in ihr Urteil  ein, 
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unbeeinflusst durch juristische Zwänge. 
Keinesfalls. Wir hatten mal einen Richterstaat ... 

























Hiermit versichere ich, Sandra Schecker, dass ich die Masterarbeit (bei einer 
Gruppenarbeit gemäß § 14 Absatz 8 StuPrO den entsprechend gekennzeichne-
ten Teil der Arbeit) selbstständig verfasst und weder diese Arbeit noch Teile da-
von an anderer Stelle zu Prüfungszwecken eingereicht habe, sowie keine ande-
ren als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt habe.  
______________________________________________________ 
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